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Beilage zu Heft 4 vom 15. Aprill996 

Rechtsprechung 
von Kirchengerichten 

tsc l 

Die Rechtsprechungsbeilage wird jährlich einmal vom Kirchenrechtlichen Institut der EKD zusammengestellt und im 

Amtsblatt der EKD veröffentlicht. In neuer Konzeption setzt sie die Reihe der Rechtsprechungsbeilagen im Amtsblatt der 

VELKD fort. 

ln der Rechtsprechungsbeilage kommen nur Erkenntnisse kirchlicher Gerichte und Schlichtungsstellen zum Abdruck. Die 

Entscheidungen werden in vier Abteilungen veröffentlicht: Teil 1: Verfassungs- und Organisationsrecht; Teil II: Dienst- und 

Arbeitsrecht; Teil III: Finanz- und Vermögensrecht; Teil IV: Verschiedenes. Den Entscheidungen sind Leitsätze voran­

gestellt, die mit entsprechender Angabe entweder von dem jeweiligen kirchlichen Spruchkörper oder von dem Kirchen­

rechtlichen Institut der EKD formuliert worden sind. Weiter werden in einem eigenen Absatz die in dem betreffenden 

Erkenntnis angesprochenen gesetzlichen Bestimmungen angeführt. 

Ein Fundstellennachweis der in den Jahren 1981 - 1990 veröffentlichten Entscheidungen und Gutachten der evange­

lischen Kirchengerichte und sonstiger kirchlicher Spruchkörper ist in der Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht 35 

(1990) S. 427 ff. publiziert worden. 

Das Kirchenrechtliche Institut der EKD, Goßlerstraße 11, 37073 Göttingen, bittet darum, ihm über das Kirchenamt der 

EKD oder die Amtsstellen der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse Abschriften aller einschlägigen Entscheidungen zu über­

senden und dabei gegebenenfalls zu vermerken, ob die betr. Entscheidungen rechtskräftig sind. 

Es wird empfohlen, die Rechtsprechungsbeilage wie folgt zu zitieren: RsprB ABL EKD 1996. 

Die Rechtsprechungsbeilage kann gesondert vom sonstigen Bezug des Amtsblattes beim Verlag des Amtsblattes der 

EKD, Postfach 210220, 30402 Hannover, zum Preis von 3,50 DM- einschließlich Mehrwertsteuer- zuzüglich Versand­

spesen bestellt werden. 
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1. 

Handlungen der Kirchenleitung, 
Informationsanspruch des Kirchengliedes 

1. Das Kirchliche Verwaltungsgericht kann anhand ob­
jektiver Kriterien überprüfen, ob es sich bei gemeinsamen 
Äußerungen des Bischofskollegiums gem. Art. 88 Ver­
fassung NEK um >>Kundgebungen an die Öffentlichkeit« 
oder um an die geistliche Lei(tungsfunktion anknüpfende 
>>Stellungnahmen zu gesamtkirchlichen und ökumenischen 
Fragen« handelt. 

2. Eine Stellungnahme des Bischofskollegiums zu aus­
schließlich politischen Fragen ist nicht >>Seelsorge<<. Ob 
seelsorgerliehe Gesichtspunkte für die Stellungnahme aus­
schlaggebend waren, ist rechtlich ohne Bedeutung. 

3. Die Klagebefugnis ist zu verneinen, wenn es ein sub­
jektives Recht der vom jeweiligen Kläger behaupteten Art in 
abstracto nicht gibt, eine Rechtsverletzung von vornherein 
also undenkbar ist. 

4. Aus Art. 6 Ve1jassung NEK kann ein subjektives Recht 
des einzelnen Kirchenmitgliedes für beliebige Einwir­
kungs-, Mitgestaltungs- und Entscheidungsrechte nicht her­
geleitet werden. Es ergibt sich daraus auch kein allgemeines 
oder besonderes unmittelbares Auskunftsrecht des einzelnen 
Kirchengliedes gegen das Bischo.fskollegium. 

5. Weder aus Art. 6 Ve1jassung NEK noch aus dem kirch­
lichen Mitgliedschaftsrecht läßt sich ein Kontrollrecht des 
einzelnen Kirchengliedes gegenüber dem Bischofskollegium 
herleiten (Leitsätze der Redaktion). 

Art. 6, 67 !I, 72 I!, 78 I, 88 I und II S. 2 Verfassung der Nord­
elbischen Ev.-Luth. Kirche (Verfassung NEK) i. d. F. cl. Bkrn. vorn 
1.4.1994 (KABL S. 81) und vorn 24.9.1994 (KABL S. 210); §§ 2, 
3, 6 KG über ein Kirchengericht der Nordelbischen Ev.-Luth. 
Kirche vorn 10.11.1972 (KABI. 1974, S. 63) i.d.F. von§ 47 Ein­
führungsgesetz zur Verfassung NEK (KiGG); §§ 47, 58 Kirchen­
gerichtsü des Kirchengerichts der ev.-luth. Kirchen in Schleswig­
Holstein und Harnburg, in Anwendung für das Kirchengericht 
der NEK gern. § 47 Art. 5 Einfühnmgsgesetz Verfassung NEK 
(KiGO); Art. 2 I, 5 I S. 2 GG; Art. 140 GG i. V. rn. Art. 137 III 
WRV; §§ 42 li, 43 VwGO; § 35 S. I VwVfG. 

Kirchengericht der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, 
Urteil vom 30. Juni 1995- KG-NELK 2/94- (nicht rechts­
kräftig) 

Das Bischofskollegium der Nordelbischen Ev.-Luth. 
Kirche (Beklagter- Bekl.-) wandte sich 1994 in einem ver­
traulichen Brief an die Landtagspräsidentin und die Frak­
tionsvorsitzenden im schleswig-holsteinischen Landtag, um 
mit diesen in ein Gespräch über die sog. »Schubladen­
affäre« zu kommen, mit der zu jener Zeit ein parlamentari­
scher Untersuchungsausschuß befaßt war. Dem Brief war 
ein Entwurf »Appell an die Vernunft« beigefügt Vermutlich 
durch Indiskretion wurde das Schreiben bekannt und auch in 
Auszügen in der Presse veröffentlicht 

Der Kläger (Kl.) ist Mitglied der NEK. In dem Vorgang 
sah er einen »Eingriff« des Bischofskollegiums »in die 
Schubladenaffäre« und damit ein »Politikum ersten 
Ranges«. Er war der Ansicht, die Kirchenleitung habe die 
ihr nach der Verfassung der NEK zustehenden Kompeten-
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zen überschritten. Er bat die Pressestelle der Kirchenleitung 
um Zusendung des vollen Textes des Briefes und der beige­
fügten Erklärung sowie um Auskunft darüber, mit welchen 
kirchlichen Gremien die Aktion zuvor abgestimmt worden 
sei. Als Glied der NEK sei er nach der Verfassung mitver­
antwortlich für die Erfüllung des Auftrags der Kirche. 
Darum müsse er kontrollieren können, ob durch das Vor­
gehen des Bischofskollegiums sein subjektives Recht auf 
Wahrnehmung des kirchlichen Auftrags verletzt sei. Er habe 
deshalb einen entsprechenden Informationsanspruch. 

Die Kirchenleitung kam der Bitte des Kl. auf Herausgabe 
der Texte nicht nach. Das Vorgehen des Belcl. sei »unter 
seelsorgerliehen Gesichtspunkten<< und »in alleiniger Ver­
antwortung des Kollegiums« erfolgt Ein Informationsan­
spruch lasse sich schon deshalb aus der Verfassung nicht 
herleiten, da das einzelne Kirchenglied keinen einklagbaren 
Rechtsanspruch auf auftragsgemäße Wortverkündigung und 
einsetzungsgemäße Sakramentsverwaltung habe. Auch aus 
dem Demokratieprinzip ergebe sich kein Informations­
anspruch des Kl. 

Die vom Kl. erhobene allgemeine Leistungsklage auf 
Herausgabe der Texte wurde mangels Klagebefugnis als un­
zulässig abgewiesen. 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist unzulässig. 

Die vom Kl. erhobene allgemeine Leistungsklage ist 
zwar als solche statthaft Ihr steht insbesondere nicht § 6 
KiGG entgegen (dazu 1.). Es fehlt jedoch an der Klagebe­
fugnis im Sinne von § 3 II KiGG sowie § 47 KiGO 
(dazu 2.). 

l. Statthaftigkeit der Leistungsklage 

a) Die vom KL erhobene Klage ist entsprechend der 
verwaltungsprozessualen Terminologie als allgemeine Lei­
stungsielage anzusehen. Denn die vom KL begehrte Ver­
pflichtung des Bekl. zur Vorlage eines Briefes nebst Anlage 
ist - ohne daß dies noch weiterer Ausführungen bedürfte -
nicht der Erlaß eines Verwaltungsaktes (vgl. zum Begriff 
des Verwaltungsaktes § 35 S. 1 VwVfG vom 25.5.1976-
BGBI. I S. 1253), sondern eine Leistung. Gnmdsätzlich ist 
diese Klageart auch im kirchlichen Verwaltungsstreitverfah­
ren zulässig, wie sich aus § 58 II KiGO ergibt 

b) Der somit statthaften Leistungsklage des Kl. steht 
auch nicht § 6 KiGG entgegen. 

aa) Nach dieser Vorschrift unterliegen die Verwaltung 
der Sakramente und die Gewährung oder Verweigerung von 
sonstigen geistlichen Amtshandlungen nicht der Nachprü­
fung durch das Kirchengericht Hierbei handelt es sich um 
eine negative Kompetenznorm, die bestimmt, daß - allge­
mein gesprochen - geistliche Angelegenheiten schlechthin 
der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle entzogen sind. Sie 
stellt zugleich klar, daß der Nachprüfung durch das kirchli­
che Verwaltungsgericht - abgesehen von den in § 2 KiGG 
genannten Verfassungssachen- nur kirchliche Verwaltungs­
sachen unterliegen. Die Regelung des § 6 KiGG entspricht 
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einer schon früh in der kirchenrechtlichen Literatur vertrete­
nen Auffassung zu den Grenzen der kirchlichen Gerichts­
barkeit im innerkirchlichen Bereich (vgl. Ulrich Sche~mer, 
Grundfragen einer kirchlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
in ZevKR 6 [1957 /58] S. 337 [346, 360f.]; Hartmut 
Maurer, Grundprobleme der kirchlichen Gerichtsbarkeit, in 
ZevKR 17 [1972] S. 48 [66f.]). 

bb) Im vorliegenden Falle kommt nur die Tatbestands­
alternative »sonstige geistliche Amtshandlungen« des § 6 
KiGG in Betracht. 

(1) Eine nähere Definition dieses Begriffes fehlt im 
Gesetz. Nach dem Sinn und Zweck der Vorschrift sind unter 
einer »geistlichen Amtshandlung« die Handlungen eines or­
dinierten Geistlichen zu verstehen, die er in Ausübung der 
Wortverkündung und Sakramentsverwaltung kraft seines 
geistlichen Auftrages vollzieht (ebenso: Hartmut Maurer, 
Die Verwaltungsgerichtsbarkeit der Evangelischen Kirche, 
1958, S. 107). Darunter fallen z. B. Taufe, Konfirmation, 
Trauung, Ausschließung vom Abendmahl, Verweigerung 
der kirchlichen Beerdigung (vgl. Maurer a. a. 0.; ders., 
Grundprobleme der kirchlichen Gerichtsbarkeit a. a. 0. 
s. 64). 

(2) Es spricht viel dafür, daß zu den sonstigen geistlichen 
Amtshandlungen auch die geistlichen Entscheidungen leir­
ehenleitender Organe gehören (vgl. Maurer, Grundpro­
bleme der kirchlichen Gerichtsbarkeit a. a. 0. S. 66; Scheu­
ner a. a. 0. S. 346). Dies bedarf aus Anlaß des vorliegenden 
Falles jedoch keiner abschließenden Entscheidung. 

Abgesehen davon, daß es vorliegend um eine bestimmte 
Leistung des Bischofskollegiums der NEK geht, fehlt es an 
konkreten Anhaltspunkten dafür, daß es sich bei dem in 
Rede stehenden Brief nebst Anlage um eine »geistliche Ent­
scheidung eines kirchenleitenden Organs« handelt. Denn 
nach den Veröffentlichungen in der Presse zum Inhalt dieses 
Briefes und des »Appell an die Vernunft« äußern sich die 
Bischöfe der NEK zum Sinn und Nutzen eines parlamenta­
rischen Untersuchungsausschusses des Schleswig-Holstei­
nischen Landtages. Sie nehmen somit Stellung zu außer­
kirchlichen - politischen Fragen. Allein der Umstand, daß 
sie dies gemeinsam getan haben, macht ihr Handeln nicht 
gleichsam automatisch zu einer »geistlichen Amtshand­
lung«. Für die rechtliche Qualifizierung des in Rede stehen­
den Schreibens nebst Anlage kommt es vielmehr auf den ob­
jektiven Sinngehalt ihrer Äußerungen an. Der aber ist- wie 
bereits festgestellt wurde- politischer Natur. 

Nichts anderes ergibt sich im übrigen aus Art. 88 II S. 2 
Verfassung NEK. Nach dieser Verfassungsbestimmung 
können die nordelbischen Bischöfe »für die Nordelbische 
Kirche« Kundgebungen an die Öffentlichkeit und Stellung­
nahmen zu gesamtkirchlichen und ökumenischen Fragen 
nur gemeinsam abgeben. In dieser Verfassungsbestimmung 
wird also zwischen gemeinsamen »Kundgebungen an die 
Öffentlichkeit« und Stellungnahmen des Bischofskolle­
giums zu »gesamtkirchlichen und ökumenischen Fragen« 
unterschieden. Dabei knüpft die zweite Alternative an die 
geistliche Leitungsfunktion der Bischöfe an, wie sie in 
Art. 88 I Verfassung NEK niedergelegt ist. Hieraus folgt, 
daß (gemeinsame) Kundgebungen der Bischöfe an die 
Öffentlichkeit nicht in Ausübung der ihnen allein obliegen­
den geistlichen Leitungsfunktion innerhalb der Nordelbi­
schen Kirche geschieht. 

Auch bei Art. 88 II S. 2 Verfassung NEK bat die Zu­
ordnung zur ersten oder zweiten Alternative allein nach ob­
jektiven Kriterien durch das kirchliche Verwaltungsgericht 
zu erfolgen; sie ist nicht etwa den Bischöfen vorbehalten. 
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cc) Nach der Überzeugung des Gerichts läßt sich nicht 
feststellen, daß es sich bei dem in Rede stehenden Brief 
nebst Anlage um ein seelsorgerliebes Handeln der Bischöfe 
handelt. Denn wie bereits oben festgestellt, nehmen die 
Bischöfe in ihrem Brief sowie in dem Entwurf eines 
»Appell an die Vernunft«- soweit sich dies den Pressever­
öffentlichungen entnehmen läßt - ausschließlich zu poli­
tischen Fragen Stellung. Dies aber ist nicht »Seelsorge«. 
Denn das Tatbestandsmerkmal »seelsorgerliche Handlung« 
in § 6 KiGG ist allein nach objektiven Kriterien vorzu­
nehmen. Es ist deshalb rechtlich ohne Bedeutung, ob für die 
Bischöfe seelsorgerliehe Gesichtspunkte ausschlaggebend 
für ihren Brief an die Landtagspräsidentin und die Frak­
tionsvorsitzenden im Schleswig-Holsteinischen Landtag 
maßgeblich wii·en, wie im Brief des Referenten der Kir­
chenleitung an den Kl. vom . . . 1994 betont wird. Ob in 
einem schwierigen »Abgrenzungsfall« der subjektiven 
Meinung eines I einer Pastors /Pastorin, er I sie habe in Wahr­
nehmung ihrer seelsorgerliehen Aufgabe gehandelt, maß­
gebliche Bedeutung zukommen kann, bedarf aus Anlaß des 
vorliegenden Falles keiner Entscheidung. Denn um einen 
solchen schwierigen Abgrenzungsfall handelt es sich hier 
nicht. 

2. Dem Kl. fehlt für die von ihm erhobene allgemeine 
Leistungsklage jedoch die erforderliche Klagebefugnis im 
Sinne von§ 3 II KiGG und § 47 KiGO. 

a) Nach den vorgenannten inhaltsgleichen - Normen 
sind Anfechtungs- und Verpflichtungsklage nur zulässig, 
wenn der Kläger geltend macht, durch den Verwaltungsakt 
oder seine Ablehnung oder Unterlassung in seinen eigenen 
(öffentlichen) Rechten verletzt zu sein. Diese Zulässigkeits­
voraussetzung auch Sachurteilsvoraussetzung genannt -
wird allgemein als Klagebefugnis bezeichnet (vgl. Kopp, 
VwGO, 10. Aufl. 1994, § 42 Rn. 37; Hufen, Verwaltungs­
prozeßrecht, 1994, § 14 II, Rn. 69 [S. 274]). 

Die grundsätzliche Ausrichtung des KiGG und der KiGO 
auf das System des subjektiven Rechtsschutzes ist nicht auf 
die Anfechtungs- und Verpflichtungsklage beschränkt, son­
dern gilt auch für die allgemeine Leistungsklage. Dement­
sprechend sind die §§ 3 II KiGG, 47 KiGO analog auf die 
allgemeine Verpflichtungsklage anzuwenden. Das Gericht 
folgt damit der herrschenden Meinung zum staatlichen Ver­
waltungsprozeß, die die analoge Anwendung von § 42 II 
VwGO, der inhaltsgleich mit den §§ 3 II KiGG, 47 KiGO 
ist, auf die allgemeine Leistungsklage fordert (vgl. Kopp 
a. a. 0. § 42 Rn. 38 m. w. N.; Hufen a. a. 0. § 17 II. Rn. 13 
[S. 346]; Ehlers, Die Klagebefugnis nach deutschem, euro­
päischem Gemeinschafts- und U.S.-amerikanischem Recht, 
in Verwaltungs-Archiv [VerwA] 1993, S. 139 [142f.]; 
BVerwGE 36, S. 192 [199]; 60, S. 144 [150]; VGH Mann­
heim, Beschluß vom 6.8.1990 9 S 1725/89 - NVwZ 
1991, S. 184 [185]). 

Die Klagebefugnis, also die Geltendmachung der Verlet­
zung eigener (öffentlicher) Rechte, erfordert grundsätzlich 
ein substantiiertes Vorbringen des Kl. sowohl in rechtlicher 
als auch in tatsächlicher Hinsicht; die bloße Formalbehaup­
tung der Verletzung eigener Rechte reicht nicht aus (vgl. 
Kopp a.a.O. § 42 Rn. 98; Redekerlvon Oertzen, VwGO, 
11. Aufl. 1994, § 42 Rn. 15, 20; Ehlers a.a.O. S. 145fl.; 
BVerwGE 61, S. 256 [261 f]; 75 S. 285 [290f.]; 88 S. 286 
[288]; BVerwG, Urteil vom 23.3.1982 - 1 C 157.79 -, 
DVBl. 1982, S. 692; BVerwG, Beschlüsse vom 22.8.1991 
7 B 153.90 -, NVwZ 1993, S. 175 [176] und vom 5.8. 
1993 7 B 112.93- DVBl. 1993, S. 1152/1153). Der Sub­
stantiierungspflicht ist im allgemeinen Genüge getan, wenn 
nach dem Vorbringen des Kl. eine konkrete Verletzung 
eigener Rechte möglich erscheint; dabei sind jedoch keine 
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strengen Anforderungen zu stellen (vgl. Kopp a. a. 0. 
Rn. 98; Pietzner I Ronellenfitsch, Das Assessorexamen im 
Öffentlichen Recht 8. Auf!. 1993, § 14 II Rn. 10 [S. 142]; 
BVerwGE 75, S. 285 [291]; BVerwG, Beschluß vom 5.8. 
1993, DVBl. 1993, S. 1152 [!154]). 

Nach überwiegend in Rechtsprechung und Schrifttum 
vertretener Auffassung zum staatlichen Verwaltungsprozeß­
recht fehlt es jedoch an der Klagebefugnis, wenn »offen­
sichtlich und eindeutig nach keiner Betrachtungsweise 
die vom Kl. behaupteten Rechte bestehen oder ihm zu­
stehen können« (vgl. Kopp a. a. 0. § 42 Rn. 39; Redeker I 
von Oertzen a. a. 0., § 42 Rn. 15; Pietzner I Ronellenfitsch 
a.a.O. § 14IIRn. 10 [S. 142]; BVerwG, Urteil vom 30.10. 
1963 - 5 C 219.62 -, Bucholz 310 § 42 VwGO Nr. ll; 
BVerwGE 36, S. 192 [199f.]; 44, S. 1 [3]; BVerwG, DVBl. 
1982, S. 692; BVerwG, Urteil vom 26.7.1989 4 C 35.88-, 
DVBl. 1989, S. 1097). Dieser Meinung schließt sich das er­
kennende Gericht an. Danach ist die Klagebefugnis zu ver­
neinen, wenn es ein subjektives Recht der vom (jeweiligen) 
Kl. behaupteten Art in abstracto nicht gibt, eine Rechtsver­
letzung von vornherein also undenkbar ist (ebenso: Ehlers 
a.a.O. S. 147. In diesem Sinne ebenfalls: BVerwGE 61, 
S. 256 [262]; BVerwG, Urteil vom 9.7.1992-7 C 32.91 -, 
NVwZ 1993, S. 174f.). 

b) So liegt es im Falle des Kl. Er hat offensichtlich und 
eindeutig nach keiner Betrachtungsweise ein subjektives 
öffentliches (kirchliches) Recht gegen den Bekl. auf Her­
ausgabe einer Kopie des in Rede stehenden Briefes an die 
Präsidentin des Schleswig-Holsteinischen Landtages und 
die Vorsitzenden der dort vertretenen Landtagsfraktionen 
nebst der dem Brief beigefügten Anlage eines Entwurfs 
»Appell an die Vernunft«. 

aa) Entgegen der Meinung des Kl. läßt sich das von ihm 
behauptete Recht nicht aus Art. 6 Verfassung NEK her­
leiten. 

Diese Verfassungsnorm hat folgenden Wortlaut: 

(1) Die Glieder der Kirche haben ein Recht darauf, daß 
das Wort Gottes auftragsgemäß verkündigt und die Sakra­
mente einsetzungsgemäß verwaltet werden. 

(2) Alle Glieder sind für die Erfüllung des Auftrags der 
Kirche mitverantwortlich. Sie sollen nach ihren Gaben und 
Kräften Aufgaben übernehmen und die Lasten der Kirche 
mittragen. 

Art. 6 Verfassung NEK gehört zu den sechs Grund­
artikeln des I. Abschnitts der Verfassung der NEK, der in 
allgemeiner (grundlegender) Weise Aussagen über den Auf­
trag der Nordelbischen Kirche, ihre Zusammenarbeit mit 
anderen Kirchen; ihre Autonomie zur Regelung ihrer eige­
nen Ordnungen, die Dienste und Werke, die Mitgliedschaft 
der evangelischen Christen sowie deren Verantwortung in 
der Kirche enthalten. Entsprechend diesem grundsätzlichen 
Charakter der Bestimmungen des I. Abschnitts ist Art. 6 
Ausdruck von der Lehre vom allgemeinen Priestertum aller 
Gläubigen, wie sie evangelisch-reformatorischem Verständ­
nis entspricht (vgl. Göldner I Blaschke, Verfassung der 
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche, 1978, 
Art. 6 [S. 95]). Zur Lehre vom Priestertum aller Gläubigen 
gehört, daß nicht nur die geistlichen Amtsträger, also Pasto­
ren und Pastorinnen, Pröpste und Pröpstinnen, Bischöfe und 
Bischöfinnen zur Erfüllung des Auftrags der Kirche berufen 
sind, sondern daß alle Glieder der Kirche - entsprechend 
ihren jeweiligen Gaben und Kräften- hieran teilhaben. Un­
mittelbare Rechte und Pflichten lassen sich entgegen der 
Meinung des Kl. aber nicht aus Art. 6 herleiten (vgl. Göld­
nerl Blaschke a. a. 0.). Derartige Rechte und Pflichten er­
geben sich vielmehr erst aus den nachfolgenden Verfas-
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sungsbestimmungen, insbesondere des II. Abschnitts Die 
Kirchengemeinde (Art. 7 bis 24), und den darauf beruhen­
den Kirchengesetzen. 

Der Hinweis des Kl. auf das Wort »mitverantwortlich« in 
Art. 6 II S. 1 Verfassung NEK führt daher nicht weiter. 

Das Gericht teilt danach die Auffassung des Bekl., daß 
aus der in Rede stehenden Verfassungsbestimmung kein 
subjektives Recht des einzelnen Kirchenmitglieds für be­
liebige Einwirkungs-, Mitgestaltungs- und Entscheidungs­
rechte hergeleitet werden kann. Ebensowenig ergibt sich aus 
dieser Verfassungsbestimmung ein allgemeines oder beson­
deres unmittelbares Auskunftsrecht des einzelnen Kir­
chengliedes gegen das Bischofskollegium. 

~ 

Fehlt es aber bereits an dem vom Kl. behaupteten Aus­
kunftsanspruch gegen das Bischofskollegium, so läßt sich 
aus einem nicht bestehenden Auskunftsrecht auch nicht der 
Anspruch auf Herausgabe der Kopie eines bestimmten Brie­
fes des Bischofskollegiums herleiten. 

bb) Entgegen der Meinung des Kl. läßt sich der von ihm 
behauptete Rechtsanspruch auf Herausgabe einer Kopie des 
in Rede stehenden Briefes des Bischofskollegiums auch 
nicht aus seinem allgemeinen Mitgliedschaftsrecht in der 
Nordelbischen Kirche herleiten. Denn es fehlt auch insoweit 
an dem von ihm behaupteten allgemeinen Auskunftsrecht 
des einzelnen Kirchenmitglieds gegen ein kirchenleitendes 
Organ wie das Bischofskollegium der NEK. Die vom Kl. in 
diesem Zusammenhang gemachten Hinweise auf ein - an­
gebliches - allgemeines Auskunftsrecht im (staatlichen) 
Vereins- und Gesellschaftsrecht führen nicht weiter. Der Kl. 
verkennt, daß die Nordelbische Evangelisch-Lutherische 
Kirche nach den maßgeblichen staatskirchenrechtlichen 
Verfassungsbestimmungen (Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 III 
WRV) ihre inneren Angelegenheiten selbständig regelt und 
dabei gerade nicht an die Bestimmungen des staatlichen 
Vereins- und Gesellschaftsrechts gebunden ist (vgl. Göld­
nerl Blaschke a. a. 0. Art. 3 Bemerkung II zu Art. 3 I). Es 
unterliegt daher allein ihrer Autonomie, in welcher Weise 
sie das Auskunftsrecht des einzelnen Kirchenmitglieds 
gegenüber kirchenleitenden Organen wie dem Bischofs­
kollegium regelt. 

Unabhängig davon vermögen die Hinweise des Kl. auf 
das staatliche Vereins- und Gesellschaftsrecht aber auch 
deshalb nicht zu überzeugen, weil die Nordelbische Kirche 
nach Aufbau und Struktur auch nicht ansatzweise mit einem 
Verein, einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder 
einer Aktiengesellschaft vergleichbar ist. Sie ist als Körper­
schaft des öffentlichen Rechts vergleichbar den großen 
Gebietskörperschaften wie den Bundesländern. Für den 
Bereich derartiger Gebietskörperschaften fehlt es aber 
- soweit sich dies übersehen läßt - an einem subjektiven 
öffentlichen Auskunftsrecht des einzelnen Mitglieds der 
Gebietskörperschaft gegenüber einem obersten Leitungs­
organ, wie z. B. der Landesregierung oder dem Minister­
präsidenten. Ein solches Auskunfts- oder Fragerecht haben 
vielmehr nur die Mitglieder der jeweiligen Landesparla­
mente. Eine vergleichbare Regelung enthält Art. 72 II S. 2 
Verfassung NEK. Danach sind die Bischöfe zur Auskunfts­
erteilung gegenüber der Nordelbischen Synode -während 
der jeweiligen Synodentagung - verpflichtet. In welcher 
Weise sie die Auskunft zu geben haben, bedarf aus Anlaß 
des vorliegenden Falles keiner abschließenden Entschei­
dung. Auf keinen Fall ergibt sich jedoch aus der den Bischö­
fen obliegenden Auskunftspflicht eine Pflicht zur Heraus­
gabe der Kopie eines bestimmten Schriftstücks. 

cc) Des weiteren ist festzustellen, daß der Kl. einen ent­
sprechenden Informationsanspruch auch nicht aus Art. 5 I 
S. 2 Grundgesetz herleiten kann. Denn bei dem in Rede ste-
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henden Brief des Bischofskollegiums handelt es sich gerade 
nicht um eine allgemein zugängliche Informationsquelle. 
Dies sind vielmehr nur solche Informationsquellen, die 
technisch geeignet und bestimmt sind, der Allgemeinheit, 
d. h. einem individuell nicht bestimmbaren Personenkreis, 
Informationen zu verschaffen (vgl. BVerfG, Beschluß vom 
3.10.1969 - 1 BvR 46/65 - BVerfGE 27, S. 71 [83]; 
BVerfG, Beschluß vom 9.2.1994 - 1 BvR 1687/92 -
BVerfGE 90, S. 27 [32] = NJW 1994, S. 1147; Wendt, 
Rn. 23, 25 zu Art. 5, in von Miinch/ Kunig, Grund­
gesetz, 4. Aufl. 1992; Degenhardt, Art. 5 Abs. I und 2, 
Rn. 251, 253, 266, in Bonner Kommentar zum GG, 53. 
Lieferung [Zweitbearbeitung September 1987]; Jm·ass, 
Art. 5 Rn. 13, in Jarass I Pieroth, Grundgesetz, 3. Aufl. 
1995; v. Mangoldt/ Klein/ Starck, GG, 3. Aufl. 1985, Art. 5 
Rn. 33; Bleckmann, Staatsrecht II - Die Grundrechte, 
3. Aufl. 1994, § 6 IV. 3 [S. 683f.]). Da der Bekl. den Brief 
gerade nicht für die Öffentlichkeit bestimmt hat, sondern 
nur für einen begrenzten Adressatenkreis, hat der Kl. keinen 
Informationsanspruch gemäß Art. 5 I S. 2 Grundgesetz 
gegen sie auf Herausgabe einer Kopie des in Rede stehen­
den Briefes nebst Anlage. 

dd) Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Um­
stand, daß die Bischöfin X »mehr Transparenz in der 
Kirche« fordert. Abgesehen davon, daß auch sie nicht von 
»völliger« Transparenz gesprochen hat, sondern nur von 
»mehr« Transparenz, kann der Kl. hieraus keinen Rechts­
anspruch auf Herausgabe der von ihm geforderten Kopien 
herleiten. 

c) Die notwendige Klagebefugnis des Kl. ergibt sich 
schließlich auch nicht daraus, daß die vorliegende Lei­
stungsklage lediglich der Vorbereitung einer von ihm beab­
sichtigten Feststellungsklage diene, mit der gerichtlich fest­
gestellt werden solle, daß das Bischofskollegium mit dem in 
Rede stehenden Brief nebst Anlage seine Kompetenzen 
nach Art. 88 II S. 2 Verfassung NEK überschritten habe. 
Denn für eine derartige Eeststellungsklage im Sinne von 
§§ 3 I Buchst. c, III KiGG, § 58 KiGO fehlte dem Kl. eben­
falls die notwendige Klagebefugnis. Dies ergibt sich aus 
Folgendem: 

aa) Nach den vorgenannten Bestimmungen steht die 
Feststellungsklage nur demjenigen zu, der ein berechtigtes 
Interesse an der baldigen Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens eines öffentlich-rechtlichen Rechtsverhält­
nisses hat. 

Die Vorschriften entsprechen somit inhaltlich § 43 I 
VwGO, so daß zur Auslegung der kirchenprozessualen Vor­
schriften über die Feststellungsklage Rechtsprechung und 
Literatur zu§ 43 VwGO herangezogen werden können. 

Als Rechtsverhältnis i. S. von § 43 I VwGO werden ge­
meinhin die rechtlichen Beziehungen angesehen, die sich 
aus einem konkreten Sachverhalt aufgrund einer diesen 
Sachverhalt betreffenden öffentlich-rechtlichen Norm für 
das Verhältnis mehrerer Personen untereinander oder einer 
Person zu einer Sache ergeben (vgl. BVerwG, Urteil vom 
13.1.1969 1 C 86.64- Buchholz 310 § 43 Nr. 31; Be­
schluß vom 9.10.1984 - 7 B 187.84 - Buchholz 421.2 
Nr. 106; Urteil vom 23.1.1992 - 3 C 50.89 - Buchholz 
418.711 Nr. 30; Redekerlvon Oertzen, VwGO, 11. Aufl. 
1995, § 43 Rn. 3; Kopp, VwGO, 10. Aufl. 1994, § 43 
Rn. 11; Hufen, Verwaltungsprozeßrecht, 1994, § 18 Rn. 7 
[S. 350]). Rechtliche Beziehungen eines Beteiligten zu 
einem anderen haben sich mithin erst dann zu einem be­
stimmten konkretisierten Rechtsverhältnis verdichtet, wenn 
die Anwendung einer bestimmten Norm des öffentlichen 
Rechts auf einen bereits überschaubaren Sachverhalt streitig 

Seite 5 

ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 23.1.1992 a.a.O.; BVerwGE 
77, S. 207 [211]; Kopp a.a.O. § 43 Rn. 17). 

bb) In Anwendung der vorgenannten Grundsätze ist es 
äußerst zweifelhaft, ob zwischen dem Kl. und dem Bi­
schofskollegium in Hinblick auf den von diesem verfaßten 
und an die Landtagspräsidentin und die Fraktionsvorsitzen­
den des Schleswig-Holsteinischen Landtages geschickten 
Brief nebst Anlage überhaupt ein »Rechtsverhältnis« ent­
standen ist. Dies wäre nämlich nur dann anzunehmen, wenn 
der Kl. hierdurch in einem bestimmten, ihm zustehenden 
subjektiv-öffentlichen (kirchlichen) Recht zumindest be­
rührt wäre. Denn nach der einschlägigen Rechtsprechung 
des BVerwG, der sich das erkennende Gericht anschließt, 
muß der Kl. eirrer Feststellungsklage neben dem besonderen 
Feststellungsinteresse auch - wie bei einer Anfechtungs­
und Verpflichtungsklage nach§ 42 II VwGO erforderlich 
die allgemeine Klagebefugnis besitzen, d. h. geltend 
machen, daß er durch das Verhalten des Beklagten in der 
konkreten Rechtsbeziehung in seiner eigenen subjektiv­
öffentlichen Rechtsstellung zumindest berührt wird 
(BVerwGE 74, S. 1 [4]; BVerwG, Beschluß vom 30.7. 
1990- 7 B 71.89 - Buchholz 310 § 43 VwGO Nr. 109 
[S. 24] = NVwZ 1991, S. 470 [471] m. w. N.; BVerwG, 
Urteil vom 23.1.1992 - 3 C 50.89 - Buchholz 418.711 
LMWG Nr. 30 S. 87f. Ebenso: Ehlers, Die Klagearten und 
besonderen Sachentscheidungsvoraussetzungen im Kom­
munalverfassungsstreitverfahren, NVwZ 1990, S. 105 
[111]; ders. VerwA 1993, S. 139 [149]; Knuth, Konkurren­
tenklage gegen einen öffentlich-rechtlichen Subventions­
vertrag - OVG Münster, NVwZ 1984, 522, in JuS 1986, 
S. 523 [525ff.]. -Kritisch: Laubinger, Feststellungsklage 
und Klagebefugnis [§ 42 II VwGO] in VerwA 1991, 
S. 459ff., insbes. 478ff.). 

(1) Der Kl. behauptet zwar, ein Kontrollrecht gegenüber 
dem Bischofskollegium dahin zu haben, ob es das ihm 
gemäß Art. 88 II S. 2 Verfassung NEK zustehende Recht zu 
öffentlichen Kundgebungen mißbraucht habe, indem es sich 
in einseitiger Weise zugunsten einer politischen Partei 
öffentlich zu Wort gemeldet hätte und zugleich in unzu­
lässiger Weise auf ein Verfassungsorgan des Landes Schles­
wig-Holstein eingewirkt hätte. Ein solches Kontrollrecht 
steht dem Kl. indessen nicht zu. Es läßt sich weder aus Art. 6 
Verfassung NEK noch aus seinem kirchlichen Mitglied­
schaftsrecht herleiten. Insoweit gelten die bereits oben 
getroffenen Feststellungen des Gerichts zu dem vom Kl. 
behaupteten Auskunftsanspruch gegenüber dem Bischofs­
kollegium und dem hieraus sich seiner Meinung nach 
ergebenden Anspruch auf Herausgabe einer Kopie des in 
Rede stehenden Briefes nebst Anlage des Bischofskolle­
giums. 

(2) Soweit der Kl. in diesem Zusammenhang außerdem 
geltend macht, daß das Bischofskollegium mit seinem Ver­
halten möglicherweise die Rechte anderer kirchenleitender 
Organe verletzt haben könnte - gemeint ist hiermit offen­
sichtlich das Recht der Nordelbischen Synode, sich mit 
Kundgebungen an die Öffentlichkeit zu wenden (Art. 67 II 
Verfassung NEK) und das Recht der Kirchenleitung, zu 
kirchlichen und allgemeinen Fragen öffentlich Stellung zu 
nehmen (Art. 78 I S. 2 Verfassung NEK)- macht er gerade 
nicht die Verletzung ~gener Rechte geltend, sondern die 
Rechte anderer, nämlich von Synode und Kirchenleitung. 
Dies aber ist der klassische Fall der unzulässigen Popular­
klage. 

In diesem Zusammenhang sei lediglich angemerkt, daß 
die vorgenannten kirchenleitenden Organe grundsätzlich 
nach § 2 I Buchst. a, II KiGG in einem verfassungsgericht­
lichen Verfahren durch das Nordelbische Kirchengericht bei 
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etwaigen Meinungsverschiedenheiten den Ueweiligen) 
Umfang ihre Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit 
öffentlichen Kundgebungen klären lassen können (vgl. 
hierzu auch Göldner/ Blaschke a. a. 0. Art. 67 Bem. II 
[S. 219]). 

(3) Schließlich führen die Hinweise des Kl. auf die 
staatliche Rechtsprechung zum allgemeinen politischen 
Mandat von sog. Zwangsverbänden (z. B. Studentenschaf­
ten, Steuerberaterkammern, Rechtsanwaltskammern, Ärzte­
kammern), derzufolge ein allgemeines politisches Mandat 
von Körperschaften des öffentlichen Rechts als Zwangs­
zusammenschlüsse ihrer Mitglieder mit deren »Hauptfrei­
heitsrecht« nach Art. 2 I GG unvereinbar und daher keine 
legitime öffentliche Aufgabe sei (vgl. BVerwGE 59, S. 231 
[238f.]; 64, S. 298 [301 f.]; BGH, Beschluß vom 13.5. 
1985- AnwZ [B] 49/84- NJW 1986, S. 902 [904]) eben­
falls nicht weiter. Denn die Nordelbische Kirche beruht 
gerade nicht auf der Zwangsmitgliedschaft ihrer Kir­
chenglieder. Sie ist deshalb bei der Gestaltung ihrer inneren 
Ordnung und bei ih,rer Aufgabenwahrnehmung autonom, 
wie bereits an anderer Stelle festgestellt wurde. 

2. 

Kirchenaustritt 

1. Die Feststellung der Mitgliedschaft oder Nichtmit­
gliedschaft in der Kirche ist nicht dem VG der Ev. Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen zugewiesen, sondern der staat­
lichen Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

2. Die nach staatlichem Recht zulässige Austrittserklä­
rung aus der Kirche ist auch nach kirchlichem Recht wirk­
sam (Leitsätze der Redaktion). 

§ 8 KG über die kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit (Verwal­
tungsgerichtsO) vom 11.5.1974 (MB!. BEKDDR S. 63). § 10 Nr. 3 
KG über die Kirchenmitgliedschaft. das kirchliche Meldewesen 
und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder vom 10.11.1976 
(ABI. EKD S. 389); §§ 40. 43 VwGO. 

VG der Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, Urteil 
vom 27.4.1995- VG 3/94- (rechtskräftig) 

Der Kläger (Kl.) hatte als Mitglied seiner Landeskirche 
verschiedene kirchliche Ämter auf der Ebene der Gemeinde, 
des Kirchenkreises und der Landeskirche inne. Als Gegner 
der Einführung des staatlichen Kirchensteuereinzugs in 
seiner Landeskirche trat er gegenüber dem Standesamt 
seiner politischen Gemeinde aus der Kirche aus, leistete 
jedoch freiwillige Spenden in Höhe seiner vormaligen Kir­
chensteuerpflicht und engagierte sich weiterhin in der 
Kirchengemeinde. Als es im Hinblick auf seine kirchlichen 
Wahlämter zu einer Kontroverse mit dem Konsistorium 
seiner Landeskirche (Beklagter - Bekl. -) kam, das darauf 
verwies, er sei nicht mehr Mitglied der Kirche, wandte sich 
der Kl. an das kirchliche VG mit der Bitte, festzustellen, daß 
er weiterhin Mitglied seiner Landeskirche wäre. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist unzulässig. Denn nach § 8 I Verwaltungs­
gerichtsO vom 11.5.1974 entscheidet das VG in den durch 
die kirchliche Ordnung bestimmten Fällen sowie über ver-
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mögensrechtliche Ansprüche aus dem Dienstverhältnis der 
Pfarrer und Kirchenbeamten. Die zweite Fallgruppe liegt 
hier sichtlich nicht vor. Darüber hinaus ist nicht ersichtlich, 
daß durch die kirchliche Ordnung geregelt ist, daß auch die 
Feststellung der Mitgliedschaft oder Nichtmitgliedschaft in 
der Kirche dem VG zugewiesen ist. 

Anders als nach der staatlichen Verwaltungsgerichtsord­
nung gibt es für die Kirchenprovinz Sachsen keine soge­
nannte Generalklausel, wie sie § 40 VwGO im staatlichen 
Bereich für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten bereitstellt. 

Damit steht der Kl. aber nicht rechtsschutzlos da. Nach 
Auffassung des Gerichts könnte er den Rechtsstreit nach 
§§ 40, 43 der VwGO in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. März 1991 (BGBL I S. 686) einem staatlichen VG 
durch Klage zur Entscheidung vorlegen. Denn vorliegend 
geht es um die Feststellung der Mitgliedschaft in einer öf­
fentlich-rechtlichen Körperschaft, welche die Evangelische 
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen darstellt. Da diese Strei­
tigkeit - wie ausgeführt - nicht einem besonderen Gericht, 
hier dem kirchlichen VG, ausdrücklich zugewiesen ist, ver­
bliebe es bei der Generalklausel des § 40 VwGO für den 
staatlichen Bereich. 

Für den Fall, daß die Klage unter irgendeinem rechtlichen 
Gesichtspunkt aber vor dem kirchlichen VG gleichwohl 
zulässig sein sollte, wäre die Klage aber auch unbegründet. 
Denn der Kl. ist seit dem . . . 1993 nicht mehr Mitglied der 
Evangelischen Kirche. Er ist an diesem Tag nach staat­
lichem Recht wirksam aus der Kirche ausgetreten. Dieser 
Austritt ist auch nach kirchlichem Recht wirksam. Nach 
§ 10 Nr. 3 des KG über die Kirchenmitgliedschaft, das 
kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kir­
chenmitglieder vom 10. November 1976 endet die Kirchen­
mitgliedschaft mit dem Wirksamwerden der nach staat­
lichem Recht zulässigen Austrittserklärung. Der Kl. irrt, 
wenn er meint, seine Austrittserklärung vom ... 1993 habe 
nach kirchlichem Recht keine Bedeutung. Das Gegenteil ist 
der Fall. 

Im übrigen ist die Argumentation des Kl. keine recht­
liche, sondern eine kirchenpolitische. Der Kl. möchte näm­
lich en-eichen, daß die betreffenden Kirchengesetze über die 
Kirchensteuerpflicht und die Beteiligung am staatlichen 
Kirchensteuereinzugsverfahren geändert werden. Dies kann 
er lediglich auf dem nach der Kirchenverfassung zulässigen 
Weg erreichen, nämlich über entsprechende Entscheidun­
gen der zuständigen Synode, nicht auf dem Rechtsweg. 
Denn nicht das VG setzt das Recht der Kirche, sondern die 
Synode. Daran ist das Gericht gebunden. Der Kl. ist ge­
halten, für seine Überzeugungen innerhalb der Kirche zu 
werben und über die entsprechenden Wahlen zu en-eichen, 
daß die zuständigen Gremien Entscheidungen treffen, die 
seiner Auffassung entsprechen. Dies wird er nur über eine 
Mitgliedschaft in der Kirche erreichen können, die derzeit 
nicht besteht. Allerdings erkennt das Gericht ausdrücklich 
an, daß der Kl. aus moralisch nachvollziehbaren Motiven 
sein Verfahren betreibt. Es geht ihm darum, daß Kirchen­
mitglieder, die aus Gewissensgründen das staatliche Kir­
chensteuereinzugsverfahren ablehnen, eine Ausnahmerege­
lung erhalten. Dafür hat das Gericht im Hinblick auf beson­
dere Ausnahmefälle Verständnis. Es empfiehlt daher der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, die 
Bemühungen um Ausnahmeregelungen für in ihrem Ge­
wissen beschwerte Gemeindeglieder voranzutreiben. Dabei 
darf es sich selbstverständlich nicht um Wünsche für eine 
spezielle Verwendung von Kirchensteuermitteln handeln, 
sondern nur um einen Sonderweg für die Zahlung der 
»Steuer«. 
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3. 

Versetzung, Kirchenbeamter 

1. Der VK obliegt in vollem Umfang die kirchengericht­
liche Nachprüfung des unbestimmten Rechtsbegriffs 
»dienstliches Bedürfnis« in § 42 KBG. 

2. Durch die Versetzung eines Oberstudienrats i. K. von 
einer von der Landeskirche getragenen Schule zu einer 
anderen wird sein Rechtsverhältnis als Kirchenbeamter der 
Landeskirche nicht berührt. 

3. Bereits Spannungen unter Beamten einer Dienststelle 
vermögen das Tatbestandsmerkmal »dienstliches Bedüif­
nis« zu e1j'üllen. Eine daraufhin e1jolgende Versetzung ist 
keine Disziplinars<rafe und setzt kein Dienstvergehen 
voraus (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 12, 24, 42 KG über die Rechtsverhältnisse der Kirchenbeamten 
(Kirchenbeamtengesetz- KGB -) i. d.F. d. Bkm. vom 16.3.1981 
(KABI. S. 218), zu!. geänd. durch VO vom 31.3.1987 (KABI. 
S. 224); § 32 KG über die Bildung von Mitarbeitervertretungen in 
kirchlichen Dienststellen (Mitarbeitervertretungsgesetz- MVG-) 
i.d.F. vom 1.4.1982 (KABI. S. 57);§ 5 KG betr. die Ordnung des 
Disziplinarrechts ( Ausführungsgesetz zum Disziplinargesetz- AG 
DiszG-) i.d.F. vom 21.4.1986 (KABI. S. 43); §§ 2, 10 III, 31 KG 
über die Ordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Ev. Kirche 
von Westfalen (VerwaltungsgerichtsbarkeitsG - VwGG -) vom 
18.10.1974 (KABI. S. 194), zu!. geänd. durch KG vom 11.11.1983 
(KABI. S. 214); § 114 VwGO. 

VK der Ev. Kirche von Westfalen, Urteil vom 28.2. 
1994 - VK 6 I 1993 - (rechtskräftig) 

Der Kläger (Kl.) war als Oberstudienrat i. K. an der von 
der beklagten Landeskirche (Bekl.) getragenen Schule in X 
tätig. Seit 1988 traten im Verhältnis des Kl. zu einem großen 
Teil der übrigen Kollegiumsmitglieder und zur Schulleitung 
erhebliche Differenzen auf, die auch ausschließlicher Ge­
genstand einer Lehrerkonferenz waren. Ferner gingen wie­
derholt mündliche und schriftliche Beschwerden von 
Schülereltern über den Umgang des Kl. mit Schülerinnen 
und Schülern und über seinen Unterrichtsstil ein. Wieder­
holte Gespräche mit dem Kl. führten nicht zur Lösung der 
Probleme. 

Der Bekl. sprach durch das Landeskirchenamt mit Be­
scheid vom ... 1993 die Versetzung des Kl. aus dienstlichen 
Gründen an eine Schule in Y zum ... 1993 aus, nachdem sich 
der Kl. zuvor innerhalb einer eingeräumten Frist nicht 
geäußert hatte. Ein dagegen eingelegter Widerspruch des 
Kl. wurde von der Kirchenleitung der Bekl. durch Bescheid 
vom ... 1993 zurückgewiesen. 

Der Kl. erhob am ... 1993 Klage und verwies darauf, daß 
der Oberstudiendirektor Z., mit dem ein Konflikt bestanden 
habe, inzwischen nicht mehr Schulleiter sei. Die Bekl. 
wendete ein, die Versetzung sei notwendig gewesen und 
habe zu einer nachhaltigen Bemhigung der Verhältnisse an 
der alten Schule geführt. 

Die Klage war erfolglos. 

Aus den Gründen: 

Die zulässige Klage ist unbegründet. 

l. Rechtsgmndlage für die von der Bekl. erlassenen und 
von dem Kl. mit seiner Klage form- und fristgerecht ange­
fochtenen Bescheide ist § 42 KBG. Nach dieser Vorschrift 
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kann ein Kirchenbeamter in eine andere Dienststelle des­
selben Dienstgebers versetzt werden, »wenn ein dienst­
liches Bedürfnis hierfür vorliegt. Er ist vorher zu hören, 
wenn er die Versetzung nicht selbst beantragt hat«. Dabei 
obliegt der VK als dem nach § 12 KBG i. V m. §§ 2 und 
10 III VwGG zuständigen Kirchengericht in vollem 
Umfang die kirchengerichtliche Nachprüfung des in der 
vorgenannten Bestimmung enthaltenen Tatbestandsmerk­
mals »dienstliches Bedürfnis« als unbestimmtem Rechts­
begriff unter Übernahme der herrschenden Rechtsauf­
fassung der staatlichen Verwaltungsgerichte für die auch im 
Wortlaut gleiche Regelung in den Beamtengesetzen des 
Bundes und der Länder. 

2. Die von dem Kl. gegen die Versetzung vorgebrachten 
Verfahrensverstöße greifen nicht durch. 

Der Kl. kann sich nicht darauf berufen, daß er vor dem 
Erlaß der Versetzung nicht ordnungsgemäß gehört worden 
sei. Wenn er die ihm eingeräumte und auf seine besondere 
Bitte verlängerte Frist verstreichen läßt, ohne sich zur ge­
planten Maßnahme zu äußern, so ist die Bekl. der ihr vom 
Gesetz insoweit vorgeschriebenen Pflicht nachgekommen. 
Für die Erfüllung der gesetzlichen Forderung genügt es, daß 
dem Beamten die Gelegenheit eingeräumt wird, binnen 
dieser Frist zur geplanten Versetzung Stellung zu nehmen. 
Nach der stattgegebenen Verlängemng war die Frist unter 
Berücksichtigung der gegebenen Verhältnisse auch ange­
messen. Daß ein Beamter sich auch tatsächlich äußert, wird 
nicht verlangt. 

Auch haben das Landeskirchenamt und die Kirchenlei­
tung als die für die Bekl. handelnden Leitungsorgane bei 
ihren Entscheidungen nicht das MVG verletzt. Eine Mit­
wirkung der Mitarbeitervertretung der Schule in X war nach 
§ 32 II Buchst. a) MVG deshalb ausgeschlossen, weil der 
Kl. dies nicht gewünscht hatte. Eine Mitbestimmung der 
Mitarbeitervertretung der Schule in Y ist nach § 32 I 
Buchst. a) MVG deshalb nicht notwendig, weil es sich bei 
der Versetzung des Kl. an die Schule in Y nicht um eine Ein­
stellung an diese Schule handelt. Durch die Versetzung des 
Kl. wird sein Rechtsverhältnis als Kirchenbeamter der Bekl. 
nicht berührt. 

3. Auch ist entgegen der Auffassung des Kl. materiell­
rechtlich das Tatbestandsmerkmal »dienstliches Bedürfnis« 
erfüllt. Insoweit haben, wie in dem rechtskräftigen Beschluß 
des Vorsitzenden der VK vom ... 1993 ausgeführt wurde, 
auch im kirchlichen Beamtenrecht die Grundsätze zu gelten, 
die nach der Rechtsprechung der staatlichen Verwaltungs­
gerichte und auch nach der Rechtslehre unbestritten sind. 
Danach ist generell anerkannt, daß schon Spannungen unter 
Beamten einer Dienststelle das Tatbestandsmerkmal 
»dienstliches Bedürfnis« zu erfüllen vermögen. (Vgl. OVG 
Nordrhein-Westfalen, u.a. Beschl. vom 7. Mai 1985 
- 6 B 2631!84- und vom 18. Juni 1986 6 B 662/85-
unter Hinweis auf die st. Rechtspr. des BVerwG in 
BVerwGE 26, 65 ff. und Zeitschrift für Beamtenrecht (ZBR) 
1978, 200, und Schütz, Beamtenrecht des Bundes und der 
Länder, 5. Aufl., Rd. Nr. 14 zu § 28 LBG, mit weiteren 
Nachweisen.) Daß in seinem Falle sogar erhebliche Span­
nungen bestanden haben, machen nicht nur die an die Bekl. 
gesandten und zu seinen Personalakten genommenen 
Schreiben des Kl. vom ... und ... und ... 1993, sondern 
gerade das sowohl an die Bekl. als auch an die Schulleitung 
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gerichtete Schreiben des Lehrerrates vom ... 1993 deutlich. 
Darin heißt es (nach detaillierter Schilderung, die Red.): 
» ... Im Ergebnis führt dies zur Spaltung und Frontenbildung 
innerhalb von Klassen, des Kollegiums und der Eltern­
schaft. Eine Vermittlung und Konsensbildung mit den Vor­
stellungen von pädagogischer Arbeit und kollegialer Zu­
sammenarbeit der meisten Kollegiumsmitglieder erscheint 
uns unmöglich.« 

Wie unerfreulich oder fast schon unerträglich der Kl. 
selbst die Verhältnisse an der Schule bewertet und wie 
wenig er geneigt ist, von sich aus die schon lange bestehen­
den Auseinandersetzungen mit der Schulleitung, zahlrei­
chen Schülern, verschiedenen Eltern und Klassenpfleg­
schaftsvorsitzenden durch eigenes Entgegenkommen zu 
entschärfen, lassen nicht nur der Inhalt seines sog. offenen 
Briefes an den Lehrerrat vom ... 1993, sondern auch die Art 
und Weise erkennen, wie er sein Schreiben ebenso wie 
andere amtliche Schriftstücke durch Aushang am Mit­
teilungsbrett der Schule veröffentlicht hat. Möglicherweise 
hatte der Kl., wie der Inhalt seiner Schreiben zeigt, durch 
Fragen, Einwände, Vorhaltungen, Belehrungen und sogar 
Forderungen auf Erteilung von Auskünften gehofft, daß 
sowohl die Schulleitung als auch die Beld. erneut eine Be­
sprechung im Landeskirchenamt einsetzen und nicht die Er­
greifung dienstrechtlicher Maßnahmen in Betracht ziehen 
würden. 

Aus alledem folgt, daß die Spannungen des Kl. nicht nur 
zwischen ihm und Oberstudiendirektor Z bestanden haben. 
Seine Behauptung, daß durch den Weggang von Z die 
Ursache der Spannungen ... beseitigt sei, trifft nicht zu. 

Zu Unrecht sieht der Kl. in der gegen ihn ausgesproche­
nen Versetzung eine ihn diskriminierende Maßnahme seines 
Dienstgebers. Abgesehen davon, daß die Bekl. für ihren Be­
reich gemäß § 5 AG DiszG die Versetzung als Disziplinar­
strafe ausdrücklich ausgeschlossen hat, setzt die gegen den 
Kl. erlassene Versetzung kein Dienstvergehen voraus. 

4. Die von dem Kl. angefochtenen Versetzungsbescheide 
sind auch rechtmäßig, weil die Bekl. aufgrund der hier 
gemäß § 114 der staatlichen Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) vorzunehmenden gerichtlichen Nachprüfung, die 
über die Verweisungsnorm des § 31 VwGG auch für das kir­
chengerichtliche Verfahren gilt, weder die gesetzlichen 
Grenzen ihres Ermessens überschritten noch von ihrem Er­
messen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent­
sprechenden Weise Gebrauch gemacht hat. Wie für den 
staatlichen Bereich allgemein anerkannt wird, ist auch im 
kirchengerichtlichen Bereich von der grundlegenden Erwä­
gung auszugehen, daß die Versetzung eines Kirchenbeamten 
in der Regel keinen fehlerhaften Ermessensgebrauch dar­
stellt, wenn, was hier der Fall ist, ein dienstliches Bedürfnis 
für die Versetzung des Beamten besteht. Den dienstlichen 
Belangen des Dienstgebers kommt auch im kirchlichen Be­
reich der Vorrang zu. Den persönlichen Interessen hat die 
Bekl. durch die Versetzung des Kl. an die örtlich nächstge­
legene (Schule, die Red.) in Y Rechnung getragen. Zwar 
wird der Kl. durch die größere Entfernung zwischen Wohn­
ort und Schule stärker belastet. Jedoch ist diese Last mit 
tatsächlich ca. . .. km für den im ... Lebensjahr stehenden 
Kl. tragbar. Als grundsätzlich versetzbarer Kirchenbeamter 
hat er sie hinzunehmen, zumal er sie durch einen Umzug an 
den neuen Dienstort mildern kann. Nach § 24 KBG ist er 
verpflichtet, seine Wohnung tunliehst so zu nehmen, daß er 
in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner Dienst­
geschäfte nicht beeinträchtigt wird. Dabei kann in diesem 
Zusammenhang nicht unberücksichtigt bleiben, daß, wie die 
Bekl. in den Gründen des Widerspruchsbescheides unbe­
stritten vorgetragen hat, der Kl. an seinem neuen Dienstort 
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... nach Genehmigung des von ihm beantragten Erziehungs­
urlaubs nur noch mit halber Stundenzahl an lediglich drei 
Tagen pro Woche sowie jeden zweiten Samstag eingesetzt 
ist. 

4. 

Ordination 

I. Die inhaltliche Nachprüfung des geistlichen Vorgangs 
bei einer Ordination fällt nicht in die Zuständigkeit des 
Kirchengerichts. 

2. Das Kirchengericht ist jedoch zuständig in Streitig­
keiten über das Vorliegen der äußeren Kriterien einer statt­
gefundenen oder nur vermeintlich stattgefundenen Ordina­
tion. 

3. Die Anordnung der Ordination muß durch das Lan­
deskirchenamt e1jolgen. Eine ohne dessen Entscheidung 
von einem Superintendenten eigenmächtig durchgeführte 
Ordination wäre nichtig. 

4. Für die Begründung des Dienstverhältnisses als 
Pfarrer sind sowohl die Amtseinführung in einem Gottes­
dienst als auch die Aushändigung einer Urkunde unent­
behrliche Voraussetzungen (Leitsätze der Redaktion). 

Art. 152 II, 215, 218, 220 Kirchenordnung der Ev. Kirche von 
Westfalen (KO) vorn 1.12.1953 (KABl. 1954, S. 25), geänd. durch 
KGvorn 14.11.1991 (KABl. S. 286); §§ 9,11 I Pfarrerdienstgesetz 
vorn 11.11.1960 i.d.F. d. Neubkrn. vorn 17.7.1973 (KABl. S. 107) 
(- PfDG 1973 -); §§ 1, 2, 3, 4, 13 KG über das Amt des Predigers 
in der Ev. Kirche von Westfalen (PredigerG PredG -)vorn 4.10. 
1968 (KABl. S. 156), zul. geänd. durchKG vorn 11.3.1974 (KABl. 
1975, S. 6); § 2 I, II, V KG über die Ordnung der Ver­
waltungsgerichtsbarkeit in der Ev. Kirche von Westfalen (Verwal­
tungsgerichtsbarkeitsG VerwOG -) vorn 18.10.1974 (KABl. 
S. 194), zul. geänd. durch KG vorn 11.11.1983 (KABl. S. 214). 

VGH der EKU - Zweiter Senat -, Urteil vom 27.11. 
1992- VGH 8/90-

Der Kläger (Kl.) wurde 1973 in der Kirchengemeinde X 
unter Bezugnahme auf die Bestimmungen der Ordnung für 
den Dienst der Gemeindediakone, Gemeindehelferinnen, 
Gemeindehelfer und kirchlichen Jugendwarte seiner Lan­
deskirche (Beklagte - Bekl. -) als Gemeindehelfer ange­
stellt. Zugleich beauftragte ihn die Bekl. durch » Vokations­
urkunde« vom ... 1973 gern. der Ordnung für den Predigt­
dienst von Diakonen, Gemeindehelfer u. a. widerruflich mit 
der regelmäßigen Ausübung des Predigtdienstes und mit der 
Verwaltung der Sakramente. Der Kl. erhielt diese Urkunde 
vom zuständigen Superintendenten im Rahmen eines 
Gottesdienstes und unterzeichnete eine entsprechende Ver­
pflichtungsurkunde. In der Öffentlichkeit und in dienstlicher 
Korrespondenz wurde er als »Pastor« bezeichnet. 

Spätere Bemühungen des Kl., zur Zweiten Theologischen 
Prüfung zugelassen zu werden bzw. die Zurüstung zum Amt 
des Predigers zu erhalten, scheiterten zuletzt 1982. 

1987 wandte sich der Kl. an die Bekl. mit der Ansicht, er 
sei 1973 als Pastor in den pfarramtliehen Dienst eingeführt 
worden. Auch sei auf Grund der Vakationsurkunde ord­
nungsgemäß die Ordination durchgeführt worden. Zugleich 
forderte er die Bekl. auf, ihm für den seit seiner angeblichen 
Einführung als Pastor geleisteten pfarramtliehen Dienst die 
Differenz zu den Bezügen eines Pastors nachzuzahlen. Die 
Bekl. lehnte dies ab. Daraufhin erhob der Kl. bei der VK 
Klage. Zwar sei ihm seinerzeit keine Ordinationsurkunde 
ausgehändigt worden, er sei aber davon ausgegangen, daß 
das notwendige formelle Genehmigungsverfahren noch 
nachgeholt werden könne. Die Wirksamkeit der erfolgten 
Ordination sei davon nicht berührt. Die Bekl. hielt die Klage 
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für unzulässig, soweit Fragen der Ordination Streitgegen­
stand waren, im übrigen für unbegründet. Die VK wies die 
Klage ab. Die Parteien wiederholten ihre Ansichten im Be­
rufungsverfahren. 

Die Berufung des Kl. war erfolglos. 

Aus den Gründen: 

Die Berufung des Kl. hat keinen Erfolg. Die Haupt­
anträge, mit denen er begehrt, (1.) die Bekl. zu verpflichten, 
ihm die Ordinationsurkunde zu seiner vermeintlich bereits 
am ... 1973 erfolgten Ordination auszuhändigen, und (2.) 
gerichtlich festzustellen, daß er seit dem genannten Zeit­
punkt das Amt des Pastors innegehabt habe, sind aus den zu­
treffenden Erwägungen des erstinstanzliehen ·Urteils zwar 
zulässig, jedoch nicht begründet. Die VK hat insoweit die 
Klage zu Recht als unbegründet abgewiesen. Mit Recht hat 
die VK auch die Zulässigkeit des Hilfsantrags verneint und 
die Klage insoweit als unzulässig abgewiesen. Die Berufung 
des Kl. ist daher · insgesamt als unbegründet zurückzu­
weisen. 

1. Die Hauptanträge des Kl. sind zulässig. Gemäß 
Art. 152 li KO und§ 2 I VwGG ist die VK zuständig für die 
Entscheidung von Streitigkeiten aus dem Bereich der kirch­
lichen Ordnung und Verwaltung in den durch die Kirchen­
ordnung oder durch Kirchengesetze bestimmten Fällen. 
Hiernach gilt für die Verwaltungsgerichtsbarkeit der Bekl. 
das sog. Enumerationsprinzip. Das bedeutet, daß der 
Rechtsweg nicht generalklauselartig für alle kirchenrecht­
lichen Streitigkeiten verwaltungsrechtlicher Natur, sondern 
nur in den Fällen einer ausdrücklichen kirchengesetzlichen 
Zuweisung gegeben ist. Die in der KO selbst bestimmten 
Fälle sind dabei für das vorliegende Verfahren nicht von 
Bedeutung. Jedoch enthält das VwGG für dienstrecht­
liche Streitigkeiten eine Rechtswegzuweisung. Nach § 2 li 
VwGG ist nämlich die VK zuständig für die Entscheidung 
von Streitigkeiten aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nissen zur Kirche. Gleichzeitig ist jedoch die Einschränkung 
in § 2 V VwGG zu beachten. Danach unterliegen dem Ver­
fahren vor der VK nicht die Entscheidungen aus dem Be­
reich des Dienstes an Wort und Sakrament (Zweiter Teil der 
KO). 

Zu den vom Verwaltungsrechtsweg ausgenommenen Ent­
scheidungen aus dem Bereich des Dienstes an Wort und 
Sakrament im Sinne von § 2 V VwGG zählt zwar auch die­
jenige über die Ordination. Diese ist in Art. 215 bis 221 KO 
und mithin im Zweiten Teil der KO geregelt. Gleichwohl 
sind die Hauptanträge des Kl., auch wenn sie die Ordination 
betreffen, nicht gern. § 2 V VwGG vom Rechtsweg ausge­
nommen. Die VK hat zutreffend ausgeführt, daß hinsicht­
lich der Ordination drei verschiedene Akte, mögen sie auch 
zeitlich zusammenfallen und sachlich eng miteinander ver­
bunden sein, rechtlich voneinander unterschiedenlffiüssen. 
Während (1 .) die eigentliche Ordination primär ein geist­
licher Akt und ein theologischer Begriff ist, betreffen (2.) 
die Berufung in das Pfarrerdienstverhältnis und als letzter 
(3.) Akt die (erstmalige) Übertragung einer Pfarrstelle in 
erster Linie die rechtliche Seite des Gesamtvorgangs. Wie 
die VK weiterhin zutreffend ausgeführt hat, ist wegen des 
aufgezeigten Zusammenhangs die notwendige Abgrenzung 
in der Weise vorzunehmen, daß auch Streitigkeiten darüber, 
nach welchen äußeren Kriterien überhaupt das Vorliegen 
einer stattgefundenen oder nur vermeintlich stattgefundenen 
Ordination zu beurteilen ist, und darüber, ob diese und die 
weiteren Voraussetzungen für die anderen beiden mit einer 
Ordination einhergehenden Rechtsakte erfüllt sind, in die 
Zuständigkeit des KG fallen. Nicht darunter fällt hingegen 
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die inhaltliche Nachprüfung des geistlichen Vorgangs als 
solchen. 

Hiervon ausgehend bestehen gegen die Zulässigkeit der 
Hauptanträge des Kl. keine durchgreifenden Bedenken. Er 
will festgestellt wissen, daß er seit dem ... 1973, also seit 
der im Rahmen eines Gottesdienstes stattgefundenen Amts­
einführung i,n seiner Gemeinde, das Amt eines Pastors inne­
habe. Mithin will er geklärt wissen, daß er bereits ordiniert 
worden sei. Zwar verlangt er außerdem die Aushändigung 
einer entsprechenden Ordinationsurkunde. Auf diesem 
Wege will er aber nicht erst die Ordination erlangen. Viel­
mehr begehrt er, wie sich aus der Formulierung der Anträge 
ohne weiteres ergibt, die Aushändigung der Urkunde nur im 
Nachgang zu ~einer vermeintlich bereits stattgefundenen 
»Ordination vom .. . 1973«. Nach allem geht es ihm bei 
beiden Hauptanträgen nicht um die Erlangung eines neuen 
oder die Änderung eines bestehenden Rechtsstatus, sondern 
um die Klärung seines derzeit bestehenden dienstlichen 
Rechtsstandes. Er will klargestellt wissen, ob ihm, wenn 
auch ohne Aushändigung einer Urkunde, bereits eine föim­
liche Ordination erteilt worden ist. Dazu, nicht als Akt der 
Rechtsbegründung, begehrt er die Ausstellung und Aushän­
digung einer Urkunde. Die Urkunde soll ihm also nur einen 
nachträglichen Nachweis ermöglichen. Der Inhalt einer 
geistlichen Entscheidung steht insoweit nicht irunitten. 

2. Die mithin zulässigen Hauptanträge sind jedoch nicht 
begründet. Der Kl. ist weder am . . . 1973 noch zu einem 
späteren Zeitpunkt ordiniert worden. 

a) Die Kirchenbediensteten mit der Amtsbezeichnung 
»Pastor« sind in Art. 30 KO und im PredG angesprochen. 
Art. 30 KO betrifft jedoch nur die ordinierten Pfarramts­
kandidaten; sie können vom Landeskirchenamt mit pfarr­
amtlichen Diensten beauftragt werden. Zu ihnen zählt der 
Kl. nicht. Der Kl. war weder am ... 1973 noch zu einem spä­
teren Zeitpunkt ordinierter Pfa1nmtskandidat. Nach§ 1 des 
genannten Kirchengesetzes kann das Landeskirchenamt 
außerdem in besonderen Fällen im hauptamtlichen kirch­
lichen Dienst stehende Männer für den Dienst eines Predi­
gers zurüsten und ihre Ordination anordnen. Voraussetzung 
ist, daß sich die Vorgeschlagenen 10 Jahre hauptamtlich in 
kirchlicher Arbeit bewährt haben (§ 2 PredG), sie entspre­
chend zugerüstet worden sind (§ 3 S. 1 PredG) und die 
Zurüstung mit einer Prüfung abgeschlossen haben (§ 3 S. 2 
PredG). Erfolgt nach bestandener Prüfung eine Berufung, 
z. B. in den Dienst einer Kirchengemeinde, so wird der Be­
rufene ordiniert(§ 4 S. 1 PredG). Er führt die Amtsbezeich­
nung Pastor(§ 4 S. 2 PredG). Soweit in dem Kirchengesetz 
nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschriften des 
Pfarrerdienstgesetzes auf die Prediger sinngemäße Anwen­
dung(§ 13 PredG) . 

b) Den in diesem Gesetz aufgezeigten Ausbildungsweg 
hat der Kl. versucht einzuschlagen. Er ist dabei jedoch ge­
scheitert. Damit fehlt es in seinem Falle schon an den Vor­
bildungsvoraussetzungen für die Berufung in das Amt des 
Pastors (Predigers) und die damit verbundene Ordination. 
Gleichwohl steht der Kl. auf dem Standpunkt, seit dem .. . 
1973 ordiniert zu sein und dieses Amt innezuhaben. Im Er­
gebnis wäre dies allenfalls denkbar im Anschluß an eine 
sich über diese Voraussetzungen rechtswidrig hinweg­
setzende Berufung in das Amt und eine Ordination, der die 
entsprechenden Grundlagen fehlten. Der rechtswidrige Vor­
gang dürfte jedoch andererseits auch nicht unter einem 
Fehler leiden, der so schwer oder offenkundig wäre, daß er 
gegebenenfalls die Nichtigkeit des Kirchenverwaltungsakts 
nach sich zöge. Es müßten also zumindest im wesentlichen 
die formellen Anforderungen und das Verfahren für die Be­
rufung und die Ordination eingehalten worden sein. 
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Für den Verfahrensgang von Berufung und Ordina­
tion enthält das PredG kaum Regelungen. In § 1 PredG ist 
lediglich bestimmt, daß die Anordnung der Ordination 
durch das Landeskirchenamt zu erfolgen hat. Diese Zustän­
digkeitsregelung ist allerdings von zentraler Bedeutung. 
Das Landeskirchenamt ist die Kirchenbehörde, die aus­
schließlich über die Aufnahme in den Dienst der Landeskir­
che zu entscheiden hat. Im übrigen sind nach§ 13 PredG die 
Bestimmungen des Pfarrerdienstgesetzes sinngemäß anzu­
wenden. Insoweit maßgeblich war im Zeitpunkt des hier zu 
beurteilenden Vorgangs das PfDG 1973. Danach gilt hier 
folgendes: 

Gemäß§ 9 I PfDG 1973 beginnt das Dienstverhältnis des 
Pfarrers, wenn dem Berufenen bei der gottesdienstlichen 
Einführung in das Amt die Berufungs-(Bestätigungs-) 
urkunde ausgehändigt worden ist (Satz 1). Fallen Amts­
einführung und Aushändigung der Urkunde ausnahmsweise 
zeitlich auseinander, so ist der frühere Akt für die Begrün­
dung des Dienstverhältnisses maßgebend und ausreichend 
(Satz 2). Die Vorschrift ist redaktionell mißlungen. Wäh­
rend in Satz 1 für den' zeitlichen »Beginn« zwei - freilich 
zusammenfallende - Akte genannt werden, läßt Satz 2 für 
die »Begründung« des Dienstverhältnisses einen dieser 
beiden Akte genügen, jedoch nur, wenn diese beiden Akte 
zeitlich auseinanderfallen. Fallen aber beide Akte der Be­
gründung des Dienstverhältnisses zusammen, besteht an 
sich überhaupt kein Bedürfnis für eine Klarstellung des zeit­
lichen Beginns, wie sie in Satz 1 nur scheinbar angespro­
chen wird. Ein zeitliches Auseinanderfallen wiederum setzt 
in jedem Falle voraus, daß wann auch immer- zwei ver­
schiedene Akte vorliegen. Auch der Regelung einer Sonder­
form für das »Üb« der Begründung des Dienstverhältnisses, 
wie man sie in Satz 2 sehen könnte, bedürfte es daher 
eigentlich nicht. Die beiden Regelungen in Satz 1 und 
Satz 2 sind also, wenn man starr am vordergründigen Wort­
sinn haftet, vollkommen mmötig und laufen ins Leere. 

Nach Sinn und Zweck sollte jedoch mit den Regelungen 
in § 9 I S. l und 2 PfDG 1973 etwas anderes bewirkt 
werden: In ihrer Gesamtheit lassen sie erkennen, daß zur 
Begründung des Dienstverhältnisses wenigstens zwei Akte 
erforderlich sind, die freilich zeitlich auseinanderfallen 
können. Dabei soll es sich offensichtlich auch um in ihrer 
Kumulation notwendige Voraussetzungen für die Begrün­
dung des Dienstverhältnisses handeln. § 9 I PfDG 1973 ist 
demgemäß dahin auszulegen, daß Satz 1 die Begründung 
des Dienstverhältnisses und Satz 2 für den Sonderfall des 
zeitlichen Auseinanderfallens der dafür notwendigen Akte 
den Ikginn des Dienstverhältnisses regeln sollte. Das ergibt 
sich aus folgenden Erwägungen: 

Wegen des möglichen Auseinanderfallens läßt sich die 
Einhaltung der Zuständigkeit des Landeskirchenamtes für 
Berufung und Ordination nur dann gewährleisten, wenn für 
die Begründung des Dienstverhältnisses sämtliche Akte als 
unverzichtbar angesehen werden. Allein die Ausstellung der 
auszuhändigenden Urkunden (diejenige über die Ordination 
und diejenige über die Berufung in das Dienstverhältnis) 
stellt sich jedenfalls als unmittelbar eigenes Handeln des zu­
ständigen Landeskirchenamtes dar. Denn über die Ordina­
tion entscheidet zwar nach Art. 218 II S. l KOdas Landes­
kirchenamt, das sie auch anordnet. Nach Art. 218 II S. 2 KO 
beauftragt es aber in der Regel mit ihrem Vollzug den Super­
intendenten des Kirchenkreises, in dem der Ordinand seinen 
Dienst tut. Die Ordination wird sodann gemäß Art. 220 KO 
durch den Superintendenten in einem Gemeindegottesdienst 
nach der Agende vollzogen. Dieser Vollzug wiederum fällt 
regelmäßig mit der Amtseinführung zusammen. Bei dieser 
Verfahrensweise vermag allein das Anknüpfen an die Aus­
stellung der Urkunden durch die dazu bestimmte Stelle und 
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an die Aushändigung gerade dieser Urkunde die Einhaltung 
der Zuständigkeiten sicherzustellen. Dabei wiederum han­
delt es sich um ein überragendes Anliegen der hier in Rede 
stehenden kirchenrechtlichen Regelungen. Welche Bedeu­
tung sie der Gewähr für die Einhaltung der Zuständigkeit 
beimessen, läßt sich an§ ll I Buchst. a) PfDG ablesen. Dort 
ist nämlich unmißverständlich klargestellt, daß die Beru­
fung nichtig ist, wenn im Falle einer Berufung durch das 
Landeskirchenamt, wie sie nach § 1 PredG vorgesehen ist, 
die Berufung von einer unzuständigen Stelle ausgesprochen 
worden ist. 

Diese Erwägungen lassen sich um ein systematisches Ar­
gument ergänzen: Nur wenn es sich um wenigstens zwei für 
die Begründung aes Dienstverhältnisses notwendige Akte 
handelt, die zeitlich auseinanderfallen können, stellt sich 
überhaupt die Frage danach, welcher von diesen Akten für 
den zeitlichen Beginn des Dienstverhältnisses maßgeblich 
ist. Gerade diese Frage aber ist es, die durch§ 9 I S. 2 PfDG 
schon in der Fassung von 1973 entschieden werden sollte. 
Also muß das Gesetz schon damals stillschweigend wenig­
stens zwei Akte als für die Begründung des Dienstverhält­
nisses notwendig vorausgesetzt haben. 

Für diese Auslegung spricht letztlich auch, daß § 9 I 
PfDG später in diesem Sinne geändert worden ist (vgl. etwa 
die derzeitige Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 
1991, ABL EKD S. 237; so aber auch schon die Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. März 1981, ABL EKD S. 176). 
Bei dieser späteren Änderung handelt es sich nur um eine 
redaktionelle K1arstellung. Nach Satz 1 wird nunmehr das 
Dienstverhältnis dadurch begründet, daß der Berufene in 
einem Gottesdienst in das Amt eingeführt und ihm die Beru­
fungsurkunde ausgehändigt wird. Fallen Amtseinfühnmg 
und Aushändigung der Urkunde ausnahmsweise zeitlich 
auseinander, so ist nach Satz 2 der zeitlich frühere Akt für 
den Beginn des Dienstverhältnisses maßgebend. Diese Neu­
regelung ist nunmehr unmißverständlich. Nach Satz 1 
müssen für die Begründung des Dienstverhältnisses zwei 
formale Voraussetzungen erfüllt sein: Die Amtseinführung 
in einem Gottesdienst und die Aushändigung einer Urkunde. 
Keine der beiden Voraussetzungen ist entbehrlich. Lediglich 
soweit es um die Bestimmung des Zeitpunktes für den 
Beginn des Dienstverhältnisses geht, kann nach Satz 2 
einem von beiden Akten für sich allein die ausschlag­
gebende Bedeutung zukommen. Schon § 9 I PfDG 1973 
aber war und ist in diesem Sinne auszulegen. 

bb) Hier fehlte es im Jahre 1973 zunächst an der Aus­
händigung einer Urkunde über die Berufung in das Amt 
eines Pastors. Der Kl. hat auch nicht etwa eine Ordinations­
urkunde erhalten, sondern ihm ist entsprechend der Ent­
scheidung des Landeskirchenamtes und entsprechend der 
Rechtslage lediglich eine Vokalionsurkunde ausgehändigt 
worden. 

Wie sich aus dem zwischen ihm und der Evangelischen 
Kirchengemeinde X abgeschlossenen >>Arbeitsvertrag« vom 
... 1973 ergibt, den der KL eigenhändig unterschrieben hat, 
wurde er als Gemeindehelfer angestellt. In dieser Eigen­
schaft wurde ihm nach der Weisung der Bekl. die vom Lan­
deskirchenamt ausgestellte Vakationsurkunde vom ... 1973 
im Gottesdienst in X am ... 1973 überreicht. Diese Urkunde 
hatte folgenden Wortlaut: 

>>Hiennit wird Hen (Kl.), X, gemäß der Ordnung für den Predigt­
dienst von Diakonen. Gemeindehelfern, Katecheten, Volksmissio­
naren, Jugendsekretären vom 23. August 1956 widenut1ich mit 
der regelmäßigen Ausübung des Predigtdienstes beauftragt und zu 
diesem Dienst berufen. Ferner wird ihm das Recht zur Verwaltung 
der Sakramente zuerkannt.« 

' 
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Zwar hat der KL im erstintanzlichen Verfahren vorge­
tragen, daß ihm am ... 1973 weder eine Ordinationsurkunde 
noch eine Vakationsurkunde ausgehändigt worden sei. 
Dabei handelt es sich jedoch lediglich um eine Schutz­
behauptung, die durch den Akteninhalt widerlegt wird. In 
den Verwaltungsvorgängen befindet sich eine Durchschrift 
dieser Urkunde. Außerdem hat die BekL einen Bericht des 
zuständigen Superintendenten des Kirchenkreises X vom ... 
1973 vorgelegt, der folgenden Wortlaut hat: 

>>Dem Gemeindehelfer (KL) wurde am Sonntag, dem .. 1973, im 
Gemeindegottesdienst in der Y-Kirche in X die Vakationsurkunde 
überreicht Er wurde zugleich nach der Ordnung für die Ein­
führung eines Katecheten usw. (Agende II, S. 207ff) von mir als 
Gemeindehelfer der Kirchengemeinde X eingeführt. 

Hen (KL) predigte in dem Gottesdienst über Mt 28, 16-20. Die 
von ihm unterzeichnete Verpflichtungserklärung füge ich bei.« 

Nur die Aushändigung einer Vakationsurkunde läßt sich 
auch damit in Einklang bringen, daß der KL - wie er selbst 
nicht bestreitet - etnen Arbeitsvertrag mit der Kirchenge­
meinde abgeschlossen hat Andernfalls, als ordinierter 
Pastor, hätte er im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisses in den Dienst der Landeskirche berufen 
werden müssen. Das hätte ein bürgerlich-rechtliches 
Rechtsverhältnis mit der Kirchengemeinde nicht erübrigt, 
sondern sogar ausgeschlossen. Nicht zuletzt hat der KL 
selbst noch im Widerspruchsverfahren durch seinen Anwalt 
mit Schriftsatz vom ... 1987 vortragen lassen: 

>>Die Ordination wurde ebenfalls ordnungsgemäß durchgeführt, 
nachdem eine Vocationsurkunde des Landeskirchenamtes zur 
regelmäßigen Ausübung des Predigtdienstes und der Verwaltung 
der Sakramente vorlag.« 

Damit hat er den Erhalt einer Urkunde, und zwar den 
einer Vokationsurkunde, seinerzeit noch eingeräumt Erst 
später hat er dies bestritten. 

Schließlich spricht gegen das Vorbringen des KL sein 
eigenes jahrelanges Verhalten. Denn wenn er sich selbst 
bereits als Pastor ordiniert angesehen hätte, würde er sich 
schwerlich über Jahre hinweg um den Zugang zu einer auf 
dieses Amt erst hinführenden Ausbildung bemüht haben. 

c) Selbst wenn aber dem KL entsprechend seinem 
eigenen Vortrag überhaupt keine Urkunde ausgehändigt 
worden wäre und der Superintendent ihn seinerzeit wei­
sungswidrig zum Pastor ordiniert hätte, würde er damit ein 
entsprechendes Amt nicht innehaben. Ein derart eigenmäch­
tiges, sich über die Entscheidung des - wie dargelegt 
allein dazu berufenen Landeskirchenamtes hinwegsetzen­
des Handeln des Superintendenten wäre gemäß§ 13 PredG 
i. V m. § 11 I Buchst a) PfDG 1973 nichtig. Auch einen An­
spruch auf Aushändigung einer Ordinationsurkunde könnte 
es daher nicht begründen. Dem Umstand, daß der KL aus 
welchen Gründen auch immer - vom Superintendenten in 
der Öffentlichkeit und auch in der dienstlichen Korrespon­
denz als »Pastor« angesprochen worden ist, kann angesichts 
dieser Rechtslage erst recht keine Bedeutung zukommen. 

3. Der mit der Berufung erneut zur Entscheidung ge­
stellte erstinstanzliehe Hilfsantrag des KL ist unzulässig. 
Der Antrag, die BekL unter Aufhebung ihrer ablehnenden 
Bescheide vom ... 1988 und ... 1990 zu verpflichten, ihn zu 
ordinieren und in ein pfarramtliches Dienstverhältnis zu 
übernehmen, ist vom Verwaltungsrechtsweg durch § 2 V 
VwGG ausgenommen. Auch insoweit ist dem Verwaltungs­
gericht zu folgen. 
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5. 

Versetzung mangels gedeihlichen Wirkens, 
einstweiliger Rechtsschutz 

1. Über einen Antrag auf Aussetzung der sofortigen Voll­
ziehung gern. § 20 1! S. 1 KWG kann ohne mündliche Ver­
haltung entschieden werden. 

2. § 39 PJG i.d.F des KG zur Änderung des PfG vom 
24. April1994 (ABI. EKHN S. 98ft.) ist aufnach dem 1. Juli 
1994 ausgesprochene Wartestandsversetzungen auch dann 
anzuwenden, wenn das vorausgehende Ungedeihlichkeits­
velj'ahren nach altem Recht durchgeführt worden ist. Die 
allgerneinen Grundsätze des intertemporalen Rechts ge­
bieten nicht die,,Heranziehung des bisherigen Rechts. 

3. § 39 PfG weist die Entscheidung über die Warte­
standsversetzung eines Pfarrers allein der Kirchenleitung 
zu. Sie hat deshalb das Vorliegen aller gesetzlichen Voraus­
setzungen selbst festzustellen und dmf dies nicht der Kir­
chenverwaltung überlassen. 

4. Zum Rechtscharakter der Feststellung der Verset­
zungsnotwendigkeit gern. § 38 I PfG n. F (Leitsätze des 
Berichterstatters). 

§§ 35 a I, 39 KG über die Dienstverhältnisse der Pfaner (Pfarrer­
gesetz- PfG -), i. d. a. F d. Bkm. vom 1.11.1976 (KABL S. 153); 
§§ 35 I, 35 a I, 36 b IV, 36 c, 38 I, 39 I Nr. 3, 40 III PfG n.F vom 
24.4.1994 (KABL S. 98tf.); § 1 I KG über die Kirchenverwaltung 
(Kirchenverwaltungsgesetz - KVG -) vom 3.11.1977 (KAB!. 
S. 240); §§ 3, 17 I, 18, 20, 21 I, 22 I, 30 II, 31, 38 KG über das 
Kirchliche Verfassungs- und Verwaltungsgericht (KVVG) i. d. F d. 
Bkm. vom 1.8.1979 (KABL S. 119); §§44a, 80 VII, 101 III 
VwGO; § 36 I VwVfG. 

Kirchliches Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Ev. 
Kirche in Hessen und N assau- Zweite Kammer-, Beschluß 
vom 15.9.1994 II 7/94 

Mitgeteilt von RiVGH Dr. Schneider 

Der Antragsteller (Ast.) ist Pfarrer. Auf Antrag des Kir­
chenvorstands seiner Gemeinde leitete die Kirchenleitung 
(Antragsgegnerin- Ag. -) ein Versetzungsverfahren ein. Im 
Verlauf des Verfahrens änderte die Landessynode einschlä­
gige Bestimmungen des Pfanergesetzes. Noch vor Inkraft­
treten der neuen Bestimmungen am 1. Juli 1994 stellte die 
Ag. im Mai 1994 die Notwendigkeit der Versetzung des Ast. 
fest und forderte ihn auf, sich anderweitig zu bewerben. Be­
werbungen des Ast. führten zunächst zu keinem Ergebnis. 
Im Juli 1994 beschloß die Ag., den Ast. in den Wartestand zu 
versetzen, falls nicht bis zum August 1994 eine andere Ver­
wendung zustande käme. Als dies nicht geschah, erging von 
der Kirchenverwaltung im August 1994 ein Bescheid zur 
Versetzung in den Wartestand und, unter Bezugnahme auf 
den Beschluß der Ag. vom Juli 1994, die Anordnung der so­
fortigen Vollziehung. 

Der Ast. hat am ... 1994 wegen des angeordneten Sofort­
vollzuges um vorläufigen Rechtsschutz nachgesucht. Sein 
Antrag war erfolgreich. 

Aus den Gründen: 

II 

Das Gericht kann über den Antrag auf Aussetzung der 
sofortigen Vollziehung ohne mündliche Verhandlung ent­
scheiden. Da die Entscheidung des Gerichts durch Beschluß 
erfolgt (§§ 38 KVVG, 80 VII S. 1 VwGO), ist eine münd­
liche Verhandlung nicht zwingend (§§ 38 KVVG, 101 III 
VwGO). Das KVVG bestimmt nichts anderes. Zwar ist dort 
eine Entscheidung ohne mündliche Verhandlung ausdrück­
lich nur für den Fall vorgesehen, daß der Vorsitzende einen 
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rechtlich unzulässigen oder offensichtlich unbegründeten 
Antrag durch einen mit Gründen versehenen Bescheid 
zurückweist(§ 17 I KVVG) oder die Beteiligten ihr Einver­
ständnis zu einer Entscheidung ohne mündliche Verhand­
lung erklärt haben (§ 31 KVVG). Im übrigen geht das 
Gesetz davon aus, daß der Vorsitzende nach Zustellung der 
Antragsschrift und Eingang der Gegenerklärung oder nach 
fruchtlosem Ablauf der hierfür gesetzten Frist den Termin 
der mündlichen Verhandlung bestimmt (§§ 21 I, 22 I 
KVVG). 

Hieraus ist indes eine Verpflichtung zur Durchführung 
einer mündlichen Verhandlung auch im Aussetzungsverfah­
ren nicht zu entnehmen. Zwar scheint der Begriff Antrags­
schrift eine Erstreckung auf andere als Klageverfahren 
nahezulegen. Doch ist nach den Regelungen des KVVG mit 
Antrag in erster Linie das Klageverfahren gemeint (vgl. 
§§ 3 I, 18, 30 II KVVG). Eine Erstreckung auf das Ausset­
zungsverfahren verbietet sich zudem im Hinblick auf die 
Zwecksetzung dieses Rechtsbehelfs, in einem auf effektive 
Rechtsschutzgewährung ausgerichteten Verfahren auch vor­
läufige Rechtsnachteile einer gerichtlichen Überprüfung 
zuzuführen, um zu verhindem, daß vor Unanfechtbarkeil 
kirchenbehördlicher Maßnahmen ohne rechtliche Kontroll­
möglichkeit vollendete Tatsachen geschaffen werden. Mit 
dieser Zweckrichtung des Aussetzungsverfahrens ist das 
schwerfällige Verfahren der mündlichen Verhandlung in der 
Regel nicht zu vereinbaren. Zwar kann in dringenden Aus­
setzungsfällen der Vorsitzende allein entscheiden (§ 20 III 
KVVG). Hiermit soll indes nur dem Fall vorgebeugt 
werden, daß die Rechtsschutzgewährung derart eilbedürftig 
ist, daß ein Zusammentreten der Kammer zur Beschlußfas­
sung nicht in Betracht kommt; keinesfalls soll diese Mög­
lichkeit im Hinblick auf die meist mit einer mündlichen Ver­
handlung verbundene Zeitverzögerung die regelmäßige 
Entscheidungsform im Aussetzungsverfahren darstellen. 
Vielmehr ist im kirchlichen Aussetzungsverfahren ebenso 
wie im staatlichen Verfahrensrecht die Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung dem Ermessen des Gerichts über­
lassen. 

Der statthafte und auch im übrigen zulässige Antrag ist 
begründet. Die sofortige Vollziehung der mit Bescheid der 
Kirchenverwaltung vom August 1994 ausgesprochenen Ver­
setzung des Ast. in den Wartestand ist auszusetzen (§ 20 II 
S. 1 KVVG), da der Bescheid offensichtlich rechtswidrig ist 
und an seiner sofortigen Vollziehung deshalb kein be­
sonderes kirchliches Interesse bestehen kann (vgl. KVVG, 
Beschluß vom 1.2.1991 - II 12!1990 -, Amtl. Sammlg. 
Nr. 82). 

Die Rechtmäßigkeit der Wartestandsversetzung beurteilt 
sich nach § 39 I Nr. 3 PfG in der Fassung des KG zur Ände­
rung des PfG vom 24.4.1994 (KABl. S. 98ff.). Nach dieser 
Voi·schrift versetzt die Kirchenleitung den Pfarrer in den 
Wartestand, wenn er es ablehnt, einer Aufforderung nach 
§ 38 I S. 1 PfG n. F. nachzukommen, oder eine anderweitige 
Verwendung innerhalb von drei Monaten nicht zustande 
kommt. 

Die Neufassung der Bestimmung ist auf die mit Beschluß 
der Kirchenleitung vom Juli 1994 bedingt angeordnete und 
mit Bescheid der Kirchenverwaltung vom August 1994 aus­
gesprochene Wartestandsversetzung des Ast. anwendbar. 
Sie ist gemäß Art. IV des Änderungsgesetzes am 1. 7.1994 in 
Kraft getreten und gilt mangels entgegenstehender Über­
gangsregeJungen auch für das vorliegende, bereits vor Ver­
abschiedung des Gesetzes eingeleitete Ungedeihlichkeits­
verfahren. Eine Wartestandsversetzung nach § 39 PfG a. F. 
ist seit dem 1. 7.1994 nicht mehr möglich. 
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Etwas anderes folgt nicht aus den allgemeinen Grund­
sätzen des intertemporalen Rechts. Danach ist bei Eingriffen 
in wesentliche Rechtspositionen, die nach den Regeln über 
die echte oder unechte Rückwirkung von Gesetzen ohne an­
gemessene Übergangsbestimmung nicht zulässig wären, im 
Zweifel anzunehmen, daß kraft ungeschriebenen Überlei­
tungsrechts das bisherige Recht anwendbar bleibt (vgl. dazu 
Kopp, VwGO, 9. Auflage 1992, § 113 RdNr. 98f.). Ein der­
artiger Eingriff in wesentliche Rechtspositionen des Pfarrers 
ist mit der Neufassung der Bestimmungen über die Unver­
setzbarkeit und Versetzung nämlich nicht verbunden. Sie hat 
im Gegenteil bei einer Gesamtbetrachtung zu einer nicht 
unerheblichen Stärkung der verfahrensrechtlichen Stellung 
des Pfaners und materiellrechtlich zu keiner wesentlichen 
Änderung geführt:"Eine Stärkung der verfahrensrechtlichen 
Position des Pfarrers ist in zweifacher Hinsicht vorgenom­
men worden. Zum einen ist das vom Gericht in seinem 
Grundsatzurteil vom 9.8.1991 (- II 13/1990 -, Amtl. 
Sammlg. Nr. 83') aufgestellte Erfordemis, daß eine Be­
schlußfassung des Kirchenvorstandes über die ungedeih­
liche Amtsführung eines Pfarrers erst nach Konsultation 
aller zuständigen Stellen erfolgen darf, im einzelnen ausge­
staltet, in einen geregelten Verfahrensgang gebracht und um 
ein Schlichtungsverfahren erweitert worden. Zum anderen 
ist die in § 35 a I Buchst. c PfG a. F. enthaltene Versetzungs­
möglichkeit in ein anderes Amt ohne Antrag oder Ein­
willigung des Pfaners (vgl. dazu KVVG, Urteil vom 9.8. 
1991- II 13/1990-, Amtl. Sammlg. Nr. 83'; Beschluß vom 
14.1.1991 I 9/90 -, Amtl. Sammlg. Nr. 803

; Urteil vom 
26.1.1990- II 7/1989 -, Amtl. Sammlg. Nr. 73) entfallen. 
Daß die Wartestandsversetzung gemäß § 39 I PfG n. F. im 
Unterschied zu§ 39 S. 1 PfG a.F. nicht als Ermessensent­
scheidung, sondem als strikte Regelung ausgestaltet ist, be­
inhaltet demgegenüber keine rechtliche Schlechterstellung. 
Auch§ 39 S. 1 PfG a. F. intendierte bei Vorliegen seiner tat­
bestandliehen Voraussetzungen grundsätzlich die dort ge­
nannten Rechtsfolgen (KVVG, Urteil vom 9.8.1991 II 13/ 
1990-, Amtl. Sammlg. Nr. 83'). 

Die zeitliche Begrenzung für die Prüfung einer ander­
weitigen Verwendungsmöglichkeit (§ 39 I Nr. 3 PfG n.F.) 
ist zwar bei isolierter Betrachtung als Verschlechterung der 
Rechtsposition des Pfarrers anzusehen, da die Prüfung der 
Durchführbarkeit einer Versetzung nach § 39 S. 1 PfG a. F. 
zeitlich nicht beschränkt war. Im Gesamtzusammenhang der 
Regelung stellt sie indessen nur einen Ausgleich für den 
Umstand dar, daß die Möglichkeit einer Versetzung ohne 
Antrag oder Zustimmung des Pfarrers entfallen ist. 

Die Wartestandsversetzung des Ast. gemäß § 39 I Nr. 3 
PfG n. F. ist offensichtlich rechtswidrig, da es an einer ord­
nungsgemäßen Beschlußfassung der Kirchenleitung über 
die Wartestandsversetzung fehlt. Dem Bescheid der Kir­
chenverwaltung vom August 1994 ermangelt es an einem 
korrespondierenden Beschluß der Kirchenleitung. Der Be­
schluß der Kirchenleitung vom Juli 1994 ist hierfür nicht 
ausreichend. 

Das Gericht geht allerdings mit der Ag. davon aus, daß es 
sich bei dem Beschluß vom Juli 1994 nicht um eine bloße 
Absichtserklärung, sondem um eine verbindliche Willens­
äußerung der Kirchenleitung handelt. Die insoweit von dem 
Ast. vorgebrachten Zweifel macht sich die Kammer nicht zu 
eigen. Unerheblich ist auch, daß der Beschluß der Kirchen­
leitung dahin geht, den Ast. zum ... 1994 in den Wartestand 
zu versetzen, die Kirchenverwaltung aber die Versetzung 

' RsprB ABI. EKD 1993, S. 11. 
' RsprB ABI. EKD 1993, S. 11. 
3 RsprB ABI. EKD 1993, S. 18. 
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zum ... 1994 ausgesprochen hat, da der Ast. durch die im 
Hinblick auf § 40 III S. 1 PfG erfolgte Konektur nicht be­
schwert ist. 

Der Beschluß vom Juli 1994 stellt aber deshalb keine hin­
reichend Grundlage für die Wartestandsversetzung des Ast. 
dar, da er entgegen dem Wortlaut der Regelung des § 39 I 
Nr. 3 PfG n. F. , der die Entscheidung über die Wartestands­
versetzung eines Pfaners allein der Kirchenleitung zuweist, 
die Feststellung materieller Voraussetzungen dieser Maß­
nahme der Kirchenverwaltung überlassen hat. Indem die 
Kirchenleitung in ihrem Beschluß vom Juli 1994 die Warte­
standsversetzung des Ast. unter der Bedingung ausgespro­
chen hat, daß eine anderweitige Verwendung des Ast. bis 
zum ... 1994 nicht zustande kommt, hat sie zwar gerade 
dafür Sorge tragen wollen, daß die gesetzlichen Vorausset­
zungen der Wartestandsversetzung vorliegen (vgl. dazu 
§ 36 I VwVfG für bestimmte Verwaltungakte des staat­
lichen Rechts). Sie hat das Vorliegen dieser gesetzlichen 
Voraussetzungen aber nicht - wie dies erforderlich gewesen 
wäre - selbst festg<;;stellt, sondern der Kirchenverwaltung 
überlassen. 

Dies war nicht zulässig. Auch wenn der Eintritt der in 
§ 39 I Nr. 3 PfG n. F. angeführten Tatbestandsmerkmale 
regelmäßig zweifelsfrei wird festgestellt werden können, so 
entbindet dies die Kirchenleitung nicht, dies selbst zu tun. 
Die in § 39 I Nr. 3 PfG n. F. genannten Tatbestandsvoraus­
setzungen haben nämlich nicht lediglich formellen oder ver­
fahrensrechtlichen Charakter; sie enthalten vielmehr auch 
materielle Feststeilungselemente. Es ist keineswegs ausge­
schlossen, daß über ihr Vorliegen Zweifel auftreten. Zu 
deren Klärung ist im Verwaltungsverfahren allein die Kir­
chenleitung berufen, die deshalb die Feststellung sämtlicher 
Tatbestandsvoraussetzungen des § 39 I Nr. 3 PfG n. F. vor­
zunehmen hat. Eine Wartestandsversetzung »auf Vonat«, 
ohne daß die Kirchenleitung nach Ablauf der Frist des § 39 I 
Nr. 3 PfG n. F. erneut eingeschaltet wird, ist nicht zulässig. 
Die Kirchenverwaltung ist zwar helfendes und ausführendes 
Organ der Kirchenleitung und unterstützt diese bei der Vor­
bereitung und Durchführung ihrer Beschlüsse (§ 1 I S. 1 
und 2 KVG). Die Beschlußfassung über die Wartestandsver­
setzung und damit über das Vorliegen ihrer tatbestandliehen 
Voraussetzungen ist jedoch allein der Kirchenleitung vor­
behalten. 

Das Gericht hat zwar eine Wartestandsversetzung unter 
dem Vorbehalt, daß der Pfaner die geforderte unwider­
rufliche Erklärung seiner Bewerbungsbereitschaft nicht 
abgibt, unbeanstandet gelassen (KVVG, Urteil vom 
26.1.1990- II 7/89 -, Amtl. Sammlg. Nr. 73). Doch han­
delte es sich bei der erwähnten Erklärung nicht um ein ge­
setzliches Tatbestandsmerkmal der damals anzuwendenden 
Fassung des Pfarrergesetzes. Vielmehr wäre die Versetzung 
in den Wartestand auch ohne diesen Zusatz zulässig ge­
wesen. Die vorgenommene Modifikation konnte sie deshalb 
nicht unzulässig machen. 

Da es bislang an einer Entscheidung der Kirchenleitung 
über das Vorliegen der tatbestandliehen Voraussetzungen 
der Wartestandsversetzung nach § 39 I Nr. 3 PfG n. F. fehlt, 
ist die mit Bescheid der Kirchenverwaltung vom August 
1994 ausgesprochene Wartestandsversetzung des Ast. 
rechtswidrig. Ihre sofortige Vollziehung ist deshalb auszu­
setzen. 

Für das weitere Verfahren weist das Gericht darauf hin, 
daß erhebliche Bedenken bestehen, ob die Notwendigkeit 
der Versetzung des Ast. hinreichend begründet ist. Weder in 
dem Schreiben vom Mai 1994, in dem diese Feststellung 
und die Aufforderung zur Bewerbung enthalten ist, noch in 
dem Bescheid vom August 1994 finden sich Feststellungen 
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zu der Frage, welche Beanstandungen des Kirchenvorstan­
des die Kirchenleitung für nachvollziehbar und einsichtig 
hält. Dies wäre nicht nur im Hinblick auf die Schwere des 
Eingriffs, sondern auch im Hinblick auf den Umstand ange­
bracht gewesen, daß die Beschlußfassung im Kirchenvor­
stand über die Ungedeihlichkeit der Amtsführung des Ast. 
keineswegs einmütig erfolgt ist. Zwar hat das Gericht Ein­
stimmigkeit nicht gefordert; sie ist auch in § 36 b IV S. 2 
PfG n. F. nicht vorgesehen. Auch braucht die Kirchenleitung 
nicht im einzelnen darzutun, ob die gegen den Pfaner er­
hobenen Vorwürfe sämtlich zutreffend sind; doch bedeutet 
dies- wie die Kammer in ihrer Entscheidung vom 9.8.1991 
(- II 13/90 -, Amtl. Sammlg. Nr. 834

) ausgeführt hat­
nicht, daß es überhaupt nicht darauf ankommt, ob die Auf­
fassung des Ki;chenvorstandes durch Tatsachen belegt ist. 
Die Ungedeihlichkeit darf vom Kirchenvorstand nämlich 
nicht treuwidrig herbeigeführt oder festgestellt worden sein. 
Insoweit hat nicht nur das Gericht, sondern auch die Kir­
chenleitung bei ihrer Entscheidung die Meinungsbildung 
des Kirchenvorstandes inzident einer Kontrolle zu unter­
ziehen; das Ergebnis dieser Prüfung muß sich in der Be­
gründung der dienstrechtlichen Maßnahme niederschlagen. 

Diesen Anforderungen dürfte vorliegend weder das 
Schreiben vom Mai 1994 noch der Bescheid vom August 
1994 gerecht werden. Das Schreiben vom Mai 1994 nennt 
keinerlei überprüfbare Tatsachen. Der Bescheid vom August 
1994 führt zwar die Beanstandungen des Kirchenvorstandes 
auf, enthält aber keine Ausführungen zu der Frage, welche 
dieser Beanstandungen die Kirchenleitung für nachvollzieh­
bar und einsichtig hält. Die Ag. trägt allerdings in der An­
tragserwiderung vom ... 1994 vor, Anhaltspunkte für will­
kürliches und damit rechtsmißbräuchliches Handeln des 
Kirchenvorstandes bestünden nicht. Dies mag auch so sein. 
Doch wird dies nicht im einzelnen dargetan. 

Die Rechtmäßigkeit der Feststellung über die Notwen­
digkeit der Versetzung des Ast. ist auch unter einem anderen 
Gesichtspunkt zweifelhaft. Zum Zeitpunkt der Beschluß­
fassung der Kirchenleitung im Mai 1994 war nämlich die 
hierfür erforderliche Ermächtigungsgrundlage noch nicht in 
Kraft getreten, so daß Bedenken bestehen, ob die Drei­
Monats-Frist des § 39 I Nr. 3 PfG n. F. in Lauf gesetzt 
wurde. 

Die Feststellung der Notwendigkeit der Versetzung dürfte 
sich nämlich entgegen der von der Ag. im Verwaltungsver­
fahren offenbar vertretenen Meinung - anders als etwa die 
Beschlußfassung des Kirchenvorstandes nach § 36 b PfG 
n. F. oder die Verfahrenseinleitung durch die Kirchenleitung 
nach § 36 c PfG n. F. - nicht als bloße Verfahrenshandlung 
darstellen, die nur zusammen mit der Sachentscheidung 
angegriffen werden kann (vgl. §§ 38 KVVG, 44a S. 1 
VwGO); vielmehr dürfte es sich hierbei um einen selb­
ständigen kirchlichen Verwaltungsakt im Sinne von § 3 II 
KVVG handeln. Zwar wird durch die Feststellung der Ver­
setzungsnotwendigkeit und die Aufforderung zur Bewer­
bung der Gesamtstatus des Pfaners noch nicht berührt. 
Doch wird hierdurch für den Einzelfall verbindlich festge­
stellt, daß die grundsätzliche Unversetzbarkeit des Pfarrers 
(§ 35 I PfG n. F.) für die innegehabte Stelle nicht mehr ge­
geben ist (§ 35 a I Buchst. b PfG n. F.). Als feststellender 
Verwaltungsakt dürfte es dem Beschluß vom Mai 1994 zum 
Zeitpunkt der Beschlußfassung an der notwendigen Er­
mächtigungsgrundlage (vgl. dazu für das staatliche Recht 
BVerwGE 72, 265 [266]) gefehlt haben. § 38 I PfG n. F. ist 
ebenso wie die übrigen Vorschriften des Änderungsgesetzes 
erst am 1.7.1994 in Kraft getreten (Art. IV). Das Ände­
rungsgesetz ist zum Zeitpunkt der Beschlußfassung der 

4 RsprB ABI. EKD 1993, S. II. 
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Kirchenleitung zwar bereits verabschiedet gewesen, doch 
hatte es förmliche Geltung noch nicht erlangt. 

Im Hinblick darauf, daß somit nicht nur die Wartestands­
versetzung selbst rechtswidrig ist, sondern auch die Fest­
stellung der Versetzungsnotwendigkeit als Voraussetzung 
einer Versetzung in den Wartestand gemäß § 39 I Nr. 3 PfG 
n. F. erheblichen rechtlichen Bedenken ausgesetzt ist, regt 
die Kammer an, die Beschlüsse der Kirchenleitung vom Mai 
1994 und Juli 1994 und die aufihnen beruhenden Bescheide 
der Kirchenverwaltung aufzuheben und dem Verfahren mit 
einer erneuten Entscheidung nach § 38 PfG n. F. Fortgang 
zu geben. Unter Berücksichtigung der noch unter der 
Geltung der alten Fassung des Pfarrergesetzes ausgeschöpf­
ten Beratungs- und Gesprächsmöglichkeiten hält die 
Kammer die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens 
demgegenüber nicht für geboten. 

6. 

Pfarrvikarin, Entlassung mangels 
hinreichender Geeignetheit 

1. Auch im Geltungsbereich des Kirchengesetzes zur Er­
probung neuer dienstrechtlicher Regelungen für Pfarrer 
findet für Pfarrvikare der Entlassungstatbestand der nicht 
hinreichenden Geeignetheit ( § 61 11 Buchst. b PfG) Anwen­
dung. 

2. Bei der Würdigung der Geeignetheit eines Pfarrvikars 
für den Dienst als Pfarrer steht der Kirchenleitung ein ge­
richtlich nicht nachprüfbarer Beurteilungsspielraum zu. 

3. Die Entscheidung der Kirchenleitung kann vom Ge­
richt nur daraufhin überprüft werden, 

- ob der Begriff der nicht hinreichenden Geeignetheit 
und die gesetzlichen Grenzen des Beurteilungsspielraums 
verkannt worden sind, 

- ob der Beurteilung ein unrichtiger Sachverhalt zu­
grunde liegt und 

- ob allgemeine Wertmaßstäbe nicht beachtet oder sach­
widrige Erwägungen angestellt worden sind. 

4. Es ist Sache der Kirchenleitung, welcher Personen sie 
sich bei der Ermittlung des für die Eignungsfeststellung 
maßgeblichen Sachverhalts bedient und wie sie die ver­
schiedenen Stellungnahmen würdigt und gewichtet. 

5. Da die dienstliche Tätigkeit des Pfarrers untrennbar 
mit seiner persönlichen Lebensführung verknüpft ist, darf 
der Dienstherr auch im privaten Bereich ein Verhalten ver­
langen, das die Glaubwürdigkeit der Kirche nicht tangiert. 

6. Es bleibt unentschieden, ob Art. 2 I GG Wirkung auch 
im Kernbereich kirchlicher Tätigkeit entfaltet. Die Berück­
sichtigung des persönlichen Verhaltens eines Pfarrvikars im 
Rahmen der Eignungsfeststellung beeinträchtigt jedenfalls 
nicht den Wesensgehalt dieses Grundrechts (Leitsätze des 
Gerichts). 

§§ 37, 38 a, 58, 61 KG über die Dienstverhältnisse der pfarrer 
(Pfarrergesetz PfG -) i.d.F. d. Bkm. vom l.ll.l976 (KABI. 
S. 153); §§ 5, 6, 24, 25 II KG zur Erprobung neuer dienstrecht­
licher Regelungen für pfruTer (Erprobungsgesetz - EG -) vom 
15.3.1985 (KABI. S. 59); § 18 I KG über das Kirchliche Verfas­
sungs- und Verwaltungsgericht (KVVG) i.d.F. d. Bkm. vom 1.8. 
1979(KABI.S.119);Art.2IGG;Art.l40GGi.V.m.Art.l37III 
WRV. 
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Kirchliches Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Ev. 
Kirche in Hessen und Nassau- Zweite Kammer-, Urteil 
vom 26.1.1991- II 5/89-

Mitgeteilt von RiVGH Dr. Schneider 

Die Klägerin wurde in ihrer Landeskirche während der 
Probezeit von der beklagten Kirchenleitung auf verschiede­
nen Pfarrvikarstellen oder als Verwalterin von Pfarrstellen 
eingesetzt. Zwischendurch war sie vom Dienst beurlaubt. 
Der wechselnde Einsatz wurde erforderlich, da es jeweils 
innerhalb kurzer Zeit zu Zerwürfnissen mit den Kirchen­
vorständen kam. Sowohl ihr dienstliches als auch ihr 
persönliches Verhalten wurden der Klägerin vorgehalten. 
Einerseits kam es regelmäßig zu Konflikten bei der Zu­
sammenarbeit mit Mitarbeitern. Die Klägerin erwies sich 
darüber hinaus als besonders unpünktlich und war selten in 
der jeweiligen Gemeinde präsent bzw. nur schwer erTeich­
bar. Andererseits unterhielt die Klägerin eine Beziehung zu 
einem Herrn X, der als sog. >>Generaldekan« eines von ihm 
gegründeten Vereins »Protestantische Kirche Deutsch­
lands« vor Jahren wegen Betruges rechtskräftig verurteilt 
worden war. Die Klägerin setzte sich während der Probezeit 
mit X für einen Grundstückserwerb im Interesse dieses Ver­
eins ein und festigte ihre Bindung durch den gemeinsamen 
privaten Kauf eines anderen Grundstücks. Dafür ging sie er­
hebliche finanzielle Verpflichtungen ein. 

Am ... 1989 leitete die Beklagte nach mehreren Ge­
sprächen mit der Klägerin das Entlassungsverfahren ein. 
Klägerin und PfaiTerausschuß wurden angehört. Mit Be­
scheid vom ... 1989 wurde der Klägerin der Entlassungs­
beschluß der Beklagten mitgeteilt. 

Die durch Schriftsatz vom . . . 1989 von der Klägerin 
erhobene Klage mit dem Ziel, den Entlassungsbescheid auf­
zuheben, war erfolglos. 

Aus den Gründen: 

Die zulässige Klage ist nicht begründet. Der mit Bescheid 
der Kirchenverwaltung vom ... 1989 mitgeteilte Beschluß 
der Kirchenleitung vom ... 1989 ist nicht rechtswidrig und 
verletzt die Klägerin (Kl.) nicht in ihren Rechten. Die Be­
klagte (Bekl.) hat weder das geltende Kirchenrecht unzu­
treffend angewandt noch die Grenzen ihres pflichtgemäßen 
Ermessens nicht eingehalten noch ist sie von irrigen tatsäch­
lichen Voraussetzungen ausgegangen(§ 18 I KVVG). 

Gemäß § 61 II Buchst. b PfG kann ein Pfarrvikar ent­
lassen werden, wenn er nach seinem dienstlichen oder 
persönlichen Verhalten für den Dienst als Pfarrer nicht hin­
reichend geeignet erscheint. Die Voraussetzungen dieser 
Bestimmungen hat die Bekl. ohne Rechtsfehler bejaht. 

§ 61 PfG ist auf das Dienstverhältnis der Kl. anwendbar. 
Zwar sind für dieses die Vorschriften des Erprobungsgeset­
zes maßgebend, da sich die Kl. zum Zeitpunkt des Inkraft­
tretens des Erprobungsgesetzes noch nicht im Dienstver­
hältnis auf Probe befand (§ 24 EG). Damit finden für die 
Geltungsdauer des Erprobungsgesetzes entgegenstehende 
Vorschriften keine Anwendung (§ 25 li EG). Der Entlas­
sungstatbestand der nicht hinreichenden Geeignetheit 
(§ 61 II Buchst. b PfG) stellt indes eine den Vorschriften des 
Erprobungsgesetzes entgegenstehende Regelung nicht dar. 

Allerdings finden sich auch im Erprobungsgesetz Be­
stimmungen zur Entlassung eines Pfarrvikars. Die Vor­
schrift des § 6 III EG steht jedoch nicht im Widerspruch zu 
§ 61 PfG. Dies folgt bereits aus dem Wortlaut der Regelung, 
wonach sie sich Geltung nur für die Zeit nach Beendigung 
der Bewährungsprobezeit beimißt Da nach dem Erpro-

' 
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bungsgesetz die Zeitspanne zwischen dem Ablauf der 
Bewährungsprobezeit und dem Zeitpunkt, zu dem ein Er­
nennungsanspruch begründet wird, bis zu fünf Jahren be­
tragen kann(§§ 5 I, 6 II EG), hielt es der kirchliche Gesetz­
geber offenbar für angezeigt, durch eine ausdrückliche 
Regelung klarzustellen, daß in dieser Zeitspanne eine Ent­
lassung nur aus den in § 6 III EG genannten Gründen in 
Betracht kommt. Die Kammer kann offen lassen, ob und in­
wieweit dieses Ergebnis nicht bereits aus § 61 II PfG folgt, 
da vorliegend nur maßgebend ist, daß § 6 EG eine Entlas­
sung während der Bewährungsprobezeit wegen nicht hin­
reichender Geeignetheit nicht ausschließen will. 

Die Bewährungsprobezeit der Kl. dauerte zum Zeitpunkt 
der Beschlußfassung der Bekl. noch an. Da die Kl. mit Wir­
kung vom ... 1986 zur Pfarrvikarin ernannt worden war, war 
ihre Bewährungsprobezeit von drei Jahren(§ 5 I EG) am ... 
1989 unbeschadet der Berücksichtigung ihrer Beurlaubung 
noch nicht abgelaufen. 

Die formellen Voraussetzungen für die Entlassungs­
verfügung sind gegeben. 

Der Kl. ist vor Erlaß der Maßnahme ordnungsgemäß 
rechtliches Gehör gewährt worden. Sie ist auf ihr Verlangen 
gemäß § 61 IV S. 3 PfG mündlich von der Kirchenleitung 
angehört worden. Das Gericht vermag auf Grund des Vor­
bringens der Kl. keine Anhaltspunkte dafür zu erkennen, 
daß sie hierbei keine hinreichende Möglichkeit zur Äuße­
rung gehabt hätte. Wie die Kl. selbst vorträgt, hatte sie Ge­
legenheit, über ihre Tätigkeit in den verschiedenen Gemein­
den zu berichten. Konkrete Hinweise darauf, daß sie an 
Ausführungen zu bestimmten Punkten gehindert worden 
wäre, hat die Kl. nicht gegeben. Da die Umstände, aus 
denen die Bekl. die mangelnde Eignung der Kl. herleitet, in 
verschiedenen ausführlichen Gesprächen mit der Kl. er­
örtert worden und mit Schreiben der Kirchenverwaltung 
vom ... 1989 der Kl. nochmals zusammengefaßt zur Kennt­
nis gebracht worden waren, bestand für die Kirchenleitung 
kein Anlaß, von sich aus erneut die zwischen den Beteilig­
ten mehrfach diskutierten Punkte einzeln anzusprechen. 

Auch der Pfarrerausschuß ist ordnungsgemäß beteiligt 
worden(§ 61 IV S. 1 PfG). Die Kl. hatte auch dort Gelegen­
heit, sich persönlich zu äußern(§ 61 IV S. 3 PfG). 

Die Entlassungsfrist von sechs Wochen zum Schluß des 
Kalendervierteljahres (§ 61 III PfG) ist eingehalten. 

Auch in materieller Hinsicht ist die Entlassungsentschei­
dung der Bekl. rechtmäßig. Die Bekl. hat rechtsfehlerfrei 
festgestellt, daß die Kl. nach ihrem dienstlichen und persön­
lichen Verhalten für den Dienst als Pfarrer nicht hinreichend 
geeignet ist. 

Bei der Würdigung der Geeignetheit eines Pfarrvikars für 
den Dienst als Pfarrer steht dem Dienstherrn ein gerichtlich 
nicht überprüfbarer Beurteilungsspielraum zu (KVVG, 
Urteil vom 12. Mai 1989 - II 1 I 89' -, zu § 6 EG; Vu VG 
VELKD, Urteil vom 7. September 1984- RVG 3 I 83' -, AP 
Art. 140 GG Nr. 23). Ebenso wie im staatlichen Beamten­
recht hängt das dem Dienstherrn zukommende Urteil über 
die Bewährung eines Pfarrvikars von zahlreichen fach­
lichen wie persönlichen Anforderungen des angestrebten 
Amtes ab. Diese Anforderungen im Einzelfall zu bestim­
men, kommt allein dem Diensthern1 zu. Nur er soll nach 
dem Pfanergesetz ein Werturteil darüber abgeben, ob und 
inwieweit der Pfarrvikar den Anforderungen genügt. Es 
handelt sich dabei um einen Akt wertender Erkenntnis, der 

'RsprB AB!. EKD 1990, S. 8. 
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nicht allgerneinen und objektiven Kriterien sondern 
von den vorn Dienstherrn gesetzten Wertmaßstäben abhän­
gig ist (vgl. für das staatlichen Beamtenrecht Hess. VGH, 
Urteil vom 19. April 1989- UE 1467186 -, HessVGRspr. 
1989, 65 [68]). 

Die Entscheidung der Bekl. kann vorn Gericht deshalb 
nur daraufhin überprüft werden, 

- ob der Begriff der nicht hinreichenden Geeignetheit 
und die gesetzlichen Grenzen des Beurteilungsspielraums 
verkannt worden sind, 

- ob der Beurteilung ein unrichtiger Sachverhalt zu 
Grunde liegt und 

'" 
ob allgemeine Wertmaßstäbe nicht beachtet oder sach­

widrige Erwägungen angestellt worden sind. 

Einer Überprüfung an Hand dieser Maßstäbe hält der an­
gefochtene Beschluß der Belcl. stand. 

Die Bekl. hat den Begriff der nicht hinreichenden Geeig­
netheit und die Grenzen des ihr eingeräumten Beurteilungs­
spielraums nicht verkannt. 

Was zunächst das dienstliche Verhalten der Kl. anbelangt, 
so hält es das Gericht für sachgerecht, wenn die Bekl. er­
wartet und verlangt, daß der Pfauvikar zur zeitlichen und 
organisatorischen Strukturierung des pfanamtlichen Dien­
stes in der Lage ist, über die Fähigkeit zur Kooperation und 
Kommunikation verfügt sowie eigene Kont1iktanteile beim 
Zusammenwirken mit anderen kritisch wahrnehmen kann. 
Die Forderung dieser Eigenschaften bewegt sich ersichtlich 
innerhalb des Bereichs, in dem es der Bekl. überlassen ist, 
den Begriff der Geeignetheit bzw. der nicht hinreichenden 
Geeignetheit auszufüllen. 

Ebenso hält sich die Feststellung, daß die Kl. über diese 
Eigenschaften nicht in dem von der Belcl. für erforderlich 
gehaltenen Umfang verfügt, innerhalb des der Bekl. zu­
stehenden Beurteilungsspielraums. Die Bekl. hat in nach­
vollziehbarer Weise aus den von den Kirchenvorständen in 
H und F vorgebrachten Beanstandungen an der Pünktlich­
keit, Präsenz und Eneichbarkeit der Kl. den Schluß ge­
zogen, daß bei dieser Arbeitsstörungen vorliegen, die ihre 
Eignung für den Pfarrdienst ausschließen. Wenn die Kl. 
demgegenüber anführt, ihre Verspätungen resultierten aus 
der großen räumlichen Entfernung zum Dienstort, so macht 
dieser Einwand die Einschätzung der Bekl. nicht ermessens­
fehlerhaft. Es wäre in diesem Fall Sache der Kl. gewesen, 
durch geeignete organisatorische Vorkehrungen (Umzug, 
gelegentliche Übernachtung am Dienstort, frühzeitige Ab­
fahrt) sicherzustellen, daß sie ihren dienstlichen Verpflich­
tungen pünktlich nachkommen kann. 

Auch gegen die Feststellung, der Kl. fehle es an der not­
wendigen Kooperations- und Kommunikationsbereitschaft 
sowie der Fähigkeit zur kritischen Wahrnehmung eigener 
Konfliktanteile, ist nichts zu erinnern. Die Bekl. hat dies in 
nicht zu beanstandender Weise aus konkreten Verhaltens­
eigenarten der Kl. gegenüber Mitarbeitern und Kirchen­
vorstehern sowie bei den Gesprächen der Kl. in der 
Kirchenverwaltung gefolgert. 

Ebenso ist die Würdigung der Beziehung der Kl. zu 
Herrn X frei von Rechtsfehlern. Die Feststellung der Bekl., 
daß die Beziehung dem Dienst als Pfarrer abträglich sei und 
deshalb die nicht hinreichende Eignung der Kl. (mit-)be­
gründe, hält sich im Rahmen des der Bekl. eingeräumten 
Beurteilungsspielraums. Nach § 61 II Buchst. b PfG kann 
auch das persönliche Verhalten des Pfarrvikars zur Feststel­
lung der nicht hinreichenden Eignung führen. 
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Ob allein die Tatsache einer Lebensgemeinschaft mit 
Henn X im Hinblick auf den kirchlichen Bezug der Tat­
umstände, die 1983 zu seiner Verurteilung wegen Betrugs 
führten, eine derartige Feststellung tragen könnte, kann 
dabei dahinstehen. Die Bekl. hat nämlich auch berücksich­
tigt, daß die Beziehung der Kl. zu Henn X nicht auf die 
persönliche Ebene beschränkt war. Obwohl die »Protestan­
tische Kirche Deutschlands« der Kl. zumindest wegen der 
Straftaten, die Hen X in seiner Eigenschaft als deren Leiter 
begangen hatte, hätte fragwürdig erscheinen müssen, ist die 
Kl. - wie der Versuch eines Grundstückserwerbs in K für 
Einrichtungen der »Kirche« zeigt - sogar aktiv für die von 
Henn X gegründete Vereinigung eingetreten und hat ihre 
Bindung darüber hinaus durch den gemeinsamen Kauf eines 
Grundstücks in S verstärkt. Daß die Bekl. unter diesen Um­
ständen das in der Beziehung der Kl. zu Henn X zum Aus­
druck kommende persönliche Verhalten mit der Eignung als 
Pfarrer unvereinbar angesehen hat, begegnet keinen Be­
denken. 

Wenn die Bekl. demgegenüber den von der Kl. vorgeleg­
ten positiven Stellungnahmen über ihre Tätigkeit in U und E 
keine durchgreifende Bedeutung beigemessen hat, so hält 
sich auch dies ersichtlich im Rahmen ihrer Beurteilungs­
ermächtigung. Ob die Dienstwahrnehmung während be­
stimmter Abschnitte der Bewährungsprobezeit für das 
Gesamtbild des PfaiTVikars charakteristisch oder nur von 
untergeordneter Bedeutung ist, etwa weil es sich um eine re­
lativ kurze Zeit einer Vakanzvertretung handelt oder weil sie 
gegenüber Mängeln im persönlichen Verhalten zurücktritt, 
obliegt der Einschätzung des Dienstherrn und entzieht sich 
einer Überprüfung durch das Gericht. Es kommt deshalb 
nicht darauf an, ob die Kl. die für sie günstigen Äußerun­
gen - wie die Bekl. meint - selbst veranlaßt hat. 

Die Bekl. ist bei der Feststellung der nicht hinreichenden 
Geeignetheit der Kl. nicht von einem unvollständigen oder 
sonst unrichtigen Sachverhalt ausgegangen. Sie hat die zur 
Entlassung führenden Umstände im dienstlichen und per­
sönlichen Bereich der Kl. vielmehr in einer Vielzahl von 
Gesprächen mit der Kl. sowie den beteiligten Kirchenvor­
ständen ausweislich der Behördenakten umfassend auf­
geklärt und erörtert. Wenn die Kl. demgegenüber mit ihrem 
Schriftsatz vom . . . 1990 offenbar eine Beweiserhebung 
über ihre Geeignetheit bzw. die Schwierigkeiten ihrer Arbeit 
anregen will, verkennt sie die eingeschränkte Überprü­
fungsbefugnis des Gerichts. Es ist Sache der Bekl., welcher 
Personen sie sich bei der Ermittlung des für die Beurteilung 
der Kl. maßgeblichen Sachverhalts bedient und wie sie die 
verschiedenen Aussagen gewichtet und würdigt. Welche 
entscheidungserheblichen Umstände die Bekl. hierbei über­
sehen haben soll, hat die Kl. weder dargetan noch ist dies 
sonst ersichtlich. 

Soweit nähere Einzelheiten hinsichtlich des von Henn X 
gegründeten Vereins nicht ermittelt worden sind, stellt dies 
einen Rechtsverstoß nicht dar. Die Amtsermittlungspflicht 
der Behörde wird nämlich begrenzt durch die Mitwirkungs­
verpflichtung der Beteiligten (vgl. für das staatliche Verwal­
tungsverfahren Kopp, VwVfG, 4. Aufl. 1986, § [?] 
Rdnrn. 17 ff.). Da die Kl. der ausweislich des Gesprächsver­
merks vom ... 1987 ausgesprochenen Bitte der Bekl. um 
nähere Informationen über die von Henn X geleitete 
»Kirche«, insbesondere um Überlassung von Bekenntnis 
und Satzung, nicht nachgekommen ist, obwohl ihr dies auf 
Grund ihrer Beziehung zu Henn X unschwer möglich ge­
wesen wäre, bestand für die Bekl. keine Verpflichtung zur 
Durchführung weiterer Ermittlungen. Sie durfte vielmehr 
von der Einschätzung ausgehen, die sich nach dem Tatbe­
stand des Urteils des Landgerichts M vom ... 1987 auf-
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drängt. Im übrigen sind auch bis heute keine Umstände dar­
getan, die geeignet wären, den fragwürdigen Charakter der 
Vereinigung zu widerlegen. 

Die finanziellen Verhältnisse der Kl. bedurften ebenfalls 
keiner weiteren Aufklärung durch die Bekl. Es wäre Auf­
gabe der Kl. gewesen, ggf. bei dem Gespräch am ... 1988 
auf weitere Einkünfte bzw. vorhandenes Vermögen hinzu­
weisen. Auch insoweit sind bis heute keine Tatsachen vor­
getragen, die eine weitere Sachaufklärung angezeigt er­
scheinen ließen. 

Die Bekl. hat bei der Feststellung der nicht hinreichenden 
Geeignetheit der Kl. auch keine sachfremden Erwägungen 
angestellt. 

Es kann dahinstehen, ob und ggf. in welchen Fällen die 
finanziellen Verhältnisse des Pfarrvikars, wenn sie nach 
außen nicht negativ in Erscheinung treten, Eingang in die 
Eignungsfeststellung des Diensthenn finden können. Zwar 
hat die Bekl. die langfristige und überaus hohe finanzielle 
Belastung der Kl. aus dem Grundstückserwerb in S in dem 
angegriffenen Bescheid erwähnt. Sie hat dabei aber nicht 
allein auf die Verschuldung als solche, sondern - wie sich 
aus den Ausführungen auf Seite 4 unten des angefochtenen 
Bescheids ergibt - auf die damit verbundene Konsequenz 
der Verstärkung und Intensivierung der Beziehung der Kl. 
zu Henn X abgestellt. Angesichts dieses Zusammenhangs 
sind die Erwägungen der Bekl. nicht sachfremd. 

Ebensowenig hat die Bekl. allgemeingültige Wertmaß­
stäbe dadurch mißachtet, daß sie die der Kl. zum Vorwurf 
gemachten Verhaltensweisen als offensichtlich auch durch 
die Persönlichkeitsstruktur der Kl. bedingt angesehen und 
nicht als auf mangelnder Erfahrung beruhende Verhaltens­
fehler eines Berufsanfängers angesehen hat. Wie sich näm­
lich bei der Dienstleistung der Kl. in F gezeigt hat, sind dort 
die gleichen Beanstandungen vorgebracht worden wie in H, 
obwohl die Kl. auf Grund der Vorgänge in H Anlaß zu be­
sonders sorgfältiger Pflichterfüllung hätte haben sollen und 
zudem nicht mehr am Beginn ihrer Bewährungszeit stand. 

Entgegen der von der Kl. in der mündlichen Verhandlung 
vertretenen Auffassung verletzt die Berücksichtigung des 
persönlichen Verhaltens der Kl. vorliegend auch nicht 
Art. 2 I GG. Das Gericht braucht die bereits früher offen ge­
lassene Frage, ob und inwieweit Art. 2 I GG als eine primär 
gegen den Staat als Hoheitsträger gerichtete Norm Geltung 
auch im Kernbereich kirchlicher Tätigkeit entfaltet (vgl. 
KVVG Urteil vom 17. Februar 1970- II 2/69-, Entschei­
dungssammlung Nr. 21- Personalakten S. 8) nicht zu ent­
scheiden, da die Maßnahme der Bekl. Art. 2 I GG jedenfalls 
nicht verletzt. Das Grundrecht auf freie Entfaltung der Per­
sönlichkeit ist nicht schrankenlos gewährt, sondern nur im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung. Zu dieser gehört 
die Eigenständigkeits- und Freiheitsgarantie der Kirchen 
(Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 III WRV) ebenso wie der 
Grundrechtskatalog des Grundgesetzes. Es können deshalb 
für Amtsträger der Kirchen im staatlichen Bereich geltende 
Grundrechte ausgeschlossen oder eingeschränkt sein, wenn 
dies aus der Bindung an den kirchlichen Auftrag folgt 
(VuVG VELKD, Urteil vom 7. September 1984- RVG 3/ 
83' -,APArt. 140 GG Nr. 23). 

Da die dienstliche Tätigkeit des Pfarrers untrennbar mit 
seiner persönlichen Lebensführung verknüpft ist, darf die 
Bekl. auch im privaten Bereich ein Verhalten verlangen, das 

3 RsprB AB!. EKD 1985, S. 11. 
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die Glaubwürdigkeit der Kirche nicht tangiert. Die nach 
§ 61 li Buchst. b PfG im Rahmen der Eignungsfeststellung 
mögliche Berücksichtigung des persönlichen Verhaltens des 
Pfarrvikars beeinträchtigt deshalb den Wesensgehalt des 
Grundrechts nicht. Auch ist die konkrete Würdigung des 
Verhaltens der Kl. durch die Belcl. nicht unverhältnismäßig. 
Da durch die Beziehung der Kl. zu dem Vorsitzenden einer 
sich »Kirche« nennenden Vereinigung, der unter Verwen­
dung des Kirchennähe suggerierenden Titels »General­
dekan« umfangreiche Betrügereien begangen hat, die 
Glaubwürdigkeit der Evangelischen Kirche in Hessen und 
Nassau gefährdet wird, durfte die Bekl. ein derartiges Ver­
halten bei der Kl. als einer hervorgehobenen Funktions­
trägerin beanstanden und, da Anhaltspunkte für eine Ände­
rung nicht ersichtlich waren, die Entlassung der Kl. auch 
hierauf stützen. 

Von der somit nach § 61 II Buchst. b PfG gegebenen 
Möglichkeit, die Kl. zu entlassen, hat die Belcl. ermessens­
fehlerfrei Gebrauch gemacht. 

Die Bekl. brauc'hte der Kl. keine weitere Bewährungs­
möglichkeit einzuräumen. Da auch in der Kirchenge­
meinde D in F schon nach kurzer Zeit hinsichtlich der 
Amtsführung der Kl. die gleichen Kritikpunkte wie bei 
ihrer ersten Verwendung laut wurden, die Kl. aber gleich­
wohl keine Perspektive für eine Veränderung der beanstan­
deten Verhaltensweisen aufzuzeigen vermochte, war die 
Bekl. nicht gehalten, der Kl. nach den verschiedenen Ver­
wendungen eine erneute Bewährungschance anzubieten. 
Die Prognose der Bekl., eine grundlegende Änderung im 
Verhalten der Kl. sei nicht zu erwarten, ist deshalb nicht zu 
beanstanden. 

Dies gilt auch unter Berücksichtigung des Umstandes, 
daß die Kl. für mehr als ein Jahr- und damit für die über­
wiegende Zeit ohne gesetzliche Grundlage (vgl. §§58 S. 1, 
38 a li, 37 S. 3 und 4 PfG)- vom Dienst suspendiert worden 
ist. Dies sowie die auf Grund einer zumindest fragwürdigen 
ärztlichen Stellungnahme erfolgte Aufforderung, sich einer 
psychotherapeutischen Behandlung zu unterziehen, hat die 
dienstliche Situation der Kl. zunächst sicher erschwert. Auf 
der anderen Seite hat die Kl. im Anschluß an diese Phase ein 
ganzes Jahr Gelegenheit gehabt, sich in verschiedenen Ver­
wendungen zu bewähren. Es ist nicht ersichtlich, inwieweit 
sie diesen Dienst unter erheblich ungünstigeren Umständen 
als andere Pfarrvikare hätte ableisten müssen. 

Der Umstand, daß der Kirchenvorstand der Kirchenge­
meinde D in F verärgert darüber war, daß er bei der Ent­
scheidung über die Verwaltung der Pfarrvikarsstelle ent­
gegen § 27 III PfStG nicht angehört worden ist, hat nach 
dem eigenen Bekunden des Kirchenvorstandes für seine 
Bitte um Abberufung der Kl. keine Rolle gespielt. Es ist im 
übrigen auch nicht erkennbar, inwiefern eine derartige Hal­
tung mitursächlich für das der Kl. zur Last gelegte Verhalten 
hätte werden können. Darum geht auch die Stellungnahme 
des Pfarrerausschusses vom ... 1989 ins Leere. 

Daß die Bekl. von Anfang an die Intention gehabt hätte, 
die Kl. zu entlassen, vermag das Gericht nicht nachzuvoll­
ziehen. Diese Behauptung der Kl. wird durch die zahl­
reichen Gespräche der Bekl. mit der Kl., bei denen die Be­
anstandungen im dienstlichen und persönlichen Verhalten 
erörtert wurden, widerlegt. Es hätte jederzeit in der Macht 
der Kl. gestanden, dem durch Veränderungen des dienst­
lichen und privaten Verhaltens Rechnung zu tragen. 

Da die Bekl. nach alledem die nicht hinreichende Geeig­
netheit der Kl. ohne Rechtsfehler festgestellt hat, ist die 
Klage abzuweisen. 
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7. 

Versorgungsbezüge, Rechtsweg 

Streiten die Parteien bei der Berechnung des Versor­
gungsanspruchs eines kirchlichen Beamten oder Pfarrers 
über einen reinen Zahlungsanspruch und nicht über eine 
Grundlage des Dienstverhältnisses, so handelt es sich aus­
schließlich um ein vermögensrechtliches Begehren, für das 
der Rechtsweg zu den staatlichen Gerichten gegeben ist 
(Leitsatz der Redaktion). 

§ 78 KG zur Regelung des Dienstes von Pfarrerinnen und Pfarrern 
in der VELKD (Pfarrergesetz- PfG -) i. d. F. vom 4.4.1989 (AB!. 
VELKD Bd. VI S. 82), zul. geänd. durch das KG der VELKD vom 
6.11.1993 (AB!. VELKD Bd. VI S. 212); § 14 KG der Konfödera­
tion ev. Kirchen in Niedersachsen über den Rechtshof (Rechtshof­
ordnung ReHO -)vom 20.11.1973 (KABl. S. 217), zul. geänd. 
durch das KG der Konföderation ev. Kirchen in Niedersachsen zur 
Änderung der Rechtshofordnung vom 21.11.1988 (KABl. S. 164); 
§§ 126, 127, 135 S. 2 BRRG. 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Niedersach­
sen, Urteil vom 20.10.1994- KonfR 5/93 -(rechtskräftig) 

Mitgeteilt von OLKR Dr. von Tiling 

Der Kläger (Kl.) wurde als Pastor für zunächst fünf Jahre 
ohne Bezüge für eine Tätigkeit bei einem kirchlichen Verein 
beurlaubt. Während dieser Zeit begründete er Versorgungs­
anwartschaften zuletzt nach Besoldungsgruppe A 14, wobei 
der Verein zur Sicherstellung der gesetzlichen Versorgung 
die Beiträge entrichtete. Nach einer Weile erhielt der Kl. 
Bezüge, die auf der Grundlage der Besoldungsgruppe A 15 
berechnet waren. Die Höherdotierung war jedoch als nicht 
ruhegehaltsfähig eingestuft worden. Später war der Kl. für 
eine Tätigkeit bei einem anderen kirchlichen Verein emeut 
ohne Bezüge beurlaubt und wurde dort entsprechend Besol­
dungsgruppe A 16vergütet. Der Verein zahlte Beiträge zur 
Sicherstellung der gesetzlichen Versorgung auch hier auf 
der Grundlage der Besoldungsgruppe A 14. 

Anträge an die Landeskirche auf Zubilligung von Versor­
gungsbezügen nach A 15 wurden vom Landeskirchenamt 
(Beklagter - Bekl. -) abgelehnt. 

Eine Verpflichtungsklage des Kl. zum Rechtshof der 
Konföderation ev. Kirchen in Niedersachsen wurde als un­
zulässig abgewiesen. 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist unzulässig; der Rechtsweg zum Rechtshof 
ist nicht eröffnet. 

Gemäß§ 14 ReHO entscheidet der Rechtshof unbescha­
det seiner Zuständigkeit für Entscheidungen auf dem Ge­
biete des kirchlichen Dienstrechtes nicht über vermögens­
rechtliche Ansprüche aus dem Dienstverhältnis der Inhaber 
kirchlicher Amts- und Dienststellungen. 

Nach § 135 S. 2 BRRG ist es den öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaften überlassen, nicht nur die Rechts­
verhältnisse ihrer Beamten und Seelsorger dem BRRG ent­
sprechend zu regeln, sondern auch die Vorschrift dieses Ge­
setzes über den Verwaltungsrechtsweg für Klagen aus dem 
Beamtenverhältnis (§§ 126, 127 BRRG) für anwendbar zu 
erklären. Eine solche Rechtswegzuweisung an die staat­
lichen Gerichte ist durch § 78 I PfG getroffen worden, 
wonach für die Klärung vermögensrechtlicher Ansprüche 
aus dem Dienstverhältnis der Rechtsweg zu den staatlichen 
Verwaltungsgerichten gegeben ist. Mit dieser Vorschrift 
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korrespondiert § 14 ReHO. Diese Regelung begegnet 
keinen rechtlichen Bedenken (BVerwGE 66, 241 ff., 245'). 

Mit seiner Klage macht der Kl. einen vermögensrecht­
lichen Anspruch geltend, indem er das beklagte Amt ver­
pflichtet wissen will, seine Versorgungsbezüge neu zu be­
rechnen. Zwischen den Parteien besteht kein Streit über das 
Besoldungsdienstalter, die Dienstaltersstufe und den Status 
des Klägers als Pastor im Ruhestand sowie die Tatsache, daß 
er bei seiner Beurlaubung im Jahre 1980 einen Versorgungs­
anspruch nach der Besoldungsgruppe A 14 hatte. Der Ver­
sorgungsstatus des Kl. ist damit unstreitig. 

Mit seiner Klage verlangt der Kl. zwar im Ergebnis Lei­
stungen in Höhe der jeweiligen Differenz zwischen der ihm 
nach seinem Versorgungsstatus zustehenden Versorgungs­
bezüge und denjenigen, die ihm bei einem Versorgungs­
anspruch auf der Grundlage der Besoldungsgruppe A 15 zu­
stünden. Die von ihm begelu·te Verpflichtung des beklagten 
Amtes zur entsprechenden Neuberechnung der Versor­
gungsbezüge begründete jedoch einen vermögensrecht­
lichen Anspruch eigener Art, der rechtlich von dem Versor­
gungsstatus des Kl. unabhängig wäre und neben seinen 
Versorgungsanspruch träte. Damit wird deutlich, daß die 
Parteien über einen reinen Zahlungsanspruch und nicht über 
eine Grundlage des Dienstverhältnisses streiten, es sich also 
ausschließlich um ein vermögensrechtliches Begehren han­
delt, das mit der Klage verfolgt wird (so schon Urteil des 
Rechtshofs der ev.-luth. Landeskirche Hannovers und der 
Braunschweigischen ev.-luth. Landeskirche vom 13.2. 
1969-34 R/67 - 2

). 

Die Klage war daher ... abzuweisen. 

8. 

Beurteilung 

I. Bei offensichtlich unbegründeten Befangenheitsanträ­
gen kann das Gericht in alter Besetzung entscheiden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Ablehnung nur verschleppen 
soll oder sonst mißbräuchlich ist oder wenn ein schon abge­
lehntes Gesuch ohne neue Gründe wiederholt angebracht 
wird. 

2. Aus der Fürsorgepflicht der Kirche für ihre Pfarrer­
schaft folgt nicht, daß den Betroffenen generell Äußerungen 
und Mitteilungen bekanntgegeben werden, die andere dem 
Landeskirchenamt über sie abgegeben haben. Es kommt 
vielmehr darauf an, in welcher Weise die Betroffenen da­
durch in ihren Rechten verletzt worden sind (Leitsätze der 
Redaktion). 

§§ I IV, 57 I und II KG über die dienstrechtlichen Verhältnisse der 
Pfarrer in der EKU (Pfarrerdienstgesetz- PfDG -) i.d.F. d. Bkm. 
vom 31.5.1991 (ABI. EKD S. 237), geänd. durch KG vom 14.6. 
1992 (ABI. EKD S. 373); §§ 2 II, 10 III, 14 I KG über die Ord­
nung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Ev. Kirche von West­
falen (Verwaltungsgerichtsbarkeitsgesetz- VwGG -)vom 18.10. 
1974 (KABI. S. 194), zu!. geänd. durch KG vom 11.11.1983 
(KABl. S. 214). 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche von Westfalen, Urteil 
vom 28.2.1994- VK 1 I 1991- (rechtskräftig) 

Dem als Pfaner im Wartestand befindlichen Kläger (Kl.) 
hat das Landeskirchenamt der beklagten Landeskirche 
(Bekl.) seit 1989 mehrere aneinander anschließende, be­
fristete Beschäftigungsaufträge in der Einrichtung X erteilt. 

'Abgedruckt in ZevKR 30 (1985) S. 409ff. =KirchE 20,208 ff. 
' Nicht veröffentlicht. 
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Seit 1991 übertrug die Bekl. dem Kl. mehrere pfarramtliche 
Beschäftigungsaufträge im Kirchenkreis Y. 

Mit Schreiben vom ... 1991 suchte der Kl. um eine Be­
urteilung für die Zeit seiner Beschäftigung in der Einrich­
tung X nach. Dies wurde vom Landeskirchenamt der Bekl. 
abschlägig beschieden. Einen Widerspruch des Kl. wies die 
Kirchenleitung der Bekl. durch Bescheid vom . . . 1991 
zurück. 

Mit Klage vom ... 1991 begehrte der Kl. die Verpflich­
tung der Bekl. zur Erteilung einer Beurteilung. Er war der 
Ansicht, er habe einen entsprechenden Anspruch aus Grün­
den der Fürsorgepflicht der Bekl. gegenüber ihm als Pfaner 
im Wartestand, auch wenn das Pfarrerdienstgesetz die Er­
teilung einer Beurteilung nicht ausdrücklich vorsehe. Insbe­
sondere sei die Bekl. verpflichtet, ihm die Gründe mitzu­
teilen, warum sein Auftrag in der Einrichtung X nicht 
verlängert worden ist. 

Die Klage war erfolglos. 

Aus den Gründen: 

1. Die von dem Kl. erhobene Klage ist zulässig. 

Der bis zum Erlaß des Widerspruchsbescheides beste­
hende Mangel, daß in Fällen des Zuständigkeitsbereiches 
der VK nach § 2 II VwGG (»Streitigkeiten aus öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnissen zur Kirche«) die VK nach 
§ 10 III S. 1 VwGG erst angerufen werden kann, nachdem 
der Betroffene innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
der Entscheidung ohne Erfolg Widerspruch eingelegt hat, ist 
durch den Widerspruchsbescheid der Kirchenleitung vom 
... 1991 geheilt worden. 

Durch den vom Kl. erneut gestellten Befangenheits­
antrag, der sich dieses Mal nicht nur gegen die Mitwirkung 
der Beisitzerin A, sondern auch gegen die von seinem Pro­
zeßbevollmächtigten im Schriftsatz vom ... 1994 genannten 
Personen richtet, ist die VK nicht gehindert, über die Klage 
des Kl. zu entscheiden. In Rechtslehre und Rechtsprechung 
ist unbestritten anerkannt, daß bei offensichtlich unbegrün­
detem Ablehnungsgesuch das Gericht in alter Besetzung 
entscheiden kann. Dies gilt besonders dann, wenn feststeht, 
»daß die Ablehnung nur verschleppen soll oder sonst 
mißbräuchlich ist oder wenn ein schon abgelehntes Gesuch 
ohne neue Gründe wiederholt angebracht wird«. (Eyer­
mann I Fröhler, Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), 
Kommentar, 9. Aufl., Rc!Nr. 18 zu §54 VwGO, mit weite­
ren Nachweisen). Diese Voraussetzungen liegen hier vor. 
Abgesehen davon, daß der Kl. ... ohne Angabe von neuen 
Grünelen ein zweites Mal ablehnt, sind die von ilun ange­
führten Gesichtspunkte der zeitlichen Verzögerung in der 
Entscheidung seines Verfahrens allein auf sein Verhalten 
zurückzuführen. Über seine Klage hätte die Kammer schon 
in der Sitzung am . . . 1992 entschieden, wenn er damals 
nicht das erste Ablehnungsgesuch gegen A gestellt hätte. 
Darüber hinaus wäre eine Entscheidung der VK noch in der 
alten Besetzung der Kammer vor der Neuwahl der Mit­
glieder der Kammer durch die Landessynode . . . möglich 
gewesen, wenn sich der Kl. ebenso wie die Bekl. mit einer 
Entscheidung im schriftlichen Verfahren einverstanden er­
klärt hätte. Einer Entscheidung nach Aktenlage gemäß 
§ 14 I VwGG hat der Kl. auf Anfrage gerade nicht zuge­
stimmt, wie sich aus seinem Schreiben vom . . . 1992 un­
mißverständlich ergibt. 

2. Die Klage ist aber unbegründet. 

Mit seiner Klage möchte der Kl. nicht nur ein einfaches 
Dienstzeugnis ausgestellt bekommen, in dem ihm bestätigt 
wird, von wann bis wann er als Pfaner in welcher Kirche 

t 



RECHTSPRECHUNG 

oder Institution der Kirche eingesetzt worden war. Auch 
möchte er in einem gewissen Gegensatz zu dem Wortlaut 
seines in der mündlichen Verhandlung erneut gestellten An­
trages keine Beurteilung im üblichen Sinne. Vielmehr geht 
sein Begehren, wie seine Ausführungen in seinen Schreiben 
und Schriftsätzen des Vorverfahrens und des Klageverfah­
rens deutlich machen, (dahin,') die Gründe (zu') erfahren, 
die zur Ablehnung eines weiteren Beschäftigungsauftrages 
und somit zu einer Verlängerung bei der Einrichtung X ge­
führt haben. 

Für ein derartiges Begehren des Kl., wie er es haben will, 
fehlt die notwendige Rechtsgrundlage. 

Selbst wenn Pfaner B als Direktor der X, bei der es sich 
mit ihren vier Eimichtungen (Jugendhilfe, Behinderten-, 
Pflege- und Männerheim) um eine rechtsfähige evange­
lische Stiftung des privaten Rechts handelt und durch ihre 
Einbindung in das Diakonische Werk der Beklagten - Lan­
desverband der Inneren Mission - e. V. und dadurch dem 
Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land als anerkannt~m Spitzenverband der freien Wohlfahrts­
pflege angeschlossen ist, Vizepräsident C gesagt haben 
sollte, daß er die Gründe dem Landeskirchenamt mitgeteilt 
habe, so kommt dieser Darstellung für das von dem Kl. an­
gestrengte Verfahren keine rechtliche Bedeutung zu. Unab­
hängig davon, daß nach dem weiteren Vorbringen des Kl., 
Vizepräsident C die Gründe, weshalb die X der Weiter­
beschäftigung des Kl. nicht zugestimmt hat, nicht bekannt 
gewesen seien, brauchte dieser Widerspruch nicht geklärt zu 
werden. Selbst wenn das Landeskirchenamt die Gründe 
gewußt hätte, wäre es aus der dem Kl. als Pfarrer im Warte­
stand (gegenüber') obliegenden Fürsorgepflicht nicht gehal­
ten, ihm die Gründe mitzuteilen. Zwar bestimmt § l IV 
PfDG, daß die Kirche dem Pfarrer Schutz und Fürsorge in 
seinem Dienst und in seiner Stellung als Pfarrer zu ge­
währen hat. Aus dieser Verpflichtung folgt jedoch nicht, daß 
darunter auch generell die Bekanntgabe von Äußerungen 
und Mitteilungen fallen, die andere dem Landeskirchenamt 
über den Pfaner abgegeben haben. Vielmehr wird es in 
diesem Zusammenhang entscheidend darauf ankommen, in 
welcher Weise der Pfaner damit in seinen Rechten beein­
trächtigt worden ist. Aus der Sicht des Pfaners und seiner 
Stellung wird dabei maßgebend sein, was er mit der Be­
kanntgabe der ihm vorenthaltenen Information bezwecken 
will. 

Unter Berücksichtigung dieser Ausgangslage läßt sich 
nicht feststellen, daß die Situation über das rein mensch­
liche, wohl verständliche Interesse des Kl. hinaus, ein bis­
heriges »Geheimnis<< zu erfahren, mit der Bekanntgabe ent­
scheidend verändert würde. Als Pfaner im Wartestand war 
er von Anfang an nicht gehindert, sich nach § 57 I PfDG um 
die Wiederverwendung in einer freien Pfarrstelle zu be­
werben. Selbst wenn die Gründe, die nicht zu einer Verlän­
gerung seines damaligen Beschäftigungsauftrages geführt 
haben, sehr positiv für den Kl. wären, so kann diese An­
nahme bei realistischer Betrachtung der tatsächlichen 
Verhältnisse bei der Frage, ob er dadurch seine Wieder­
verwendung in einer freien PfalTstelle maßgeblich hätte 
beeinflussen können, schon allein wegen des Alters des Kl. 
nach aller Erfahrung nur eine nachgeordnete Rolle spielen. 
Denn welche Gemeinde im Bereich der Bekl. ist bereit, 
einen Pfaner einzustellen, der nur noch wenigeJahreDienst 
versehen kann. 

3. Daß die Bekl. dem nunmehr im ... Lebensjahr stehen­
den Kl. nach § 57 II PfDG wiederholt einen Beschäfti-

' Klammerergänzungen durch die Red. 
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gungsauftrag im Kirchenkreis Y übertragen hat, ist der 
Beweis dafür, daß sie der ihr obliegenden Fürsorge für den 
Kl. nachgekommen ist. 

Nach alledem ist die Klage ... abzuweisen. 

9. 

Fortbildung, landeskirchlicher Zuschuß 

1. Es besteht kein Rechtsanspruch eines Pfarrers auf 
Zuschuß zu einer Forthildungsmaßnahme. 

2. Für Fälle, in denen ein Pfarrer sich wegen eines Fort­
hildungszuschusses nicht mehr an eine Kirchengemeinde 
oder einen Kirchenkreis wenden kann, muß die Landes­
kirche Grundsätze entwickeln, anhand derer sie dennoch 
über einen landeskirchlichen ZuschLifJ entscheiden kann. 

3. Es ist ein allgemeiner Grundsatz, daß Zuschüsse zu 
Fortbildungsmaßnahmen nicht bewilligt werden können, 
wenn der Antragsteller mit der Maßnahme begonnen hat, 
bevor über seinen Antrag entschieden ist (Leitsätze der 
Redaktion). 

§§ 2 II, 3, 10 KG über die Verwaltungsgerichtsbarkeit iu der 
Ev. Kirche im Rheinland ( Verwaltungskammergesetz- VwKG -) 
vom 16.1.1976 (KABl. S. 23), zul. geänd. durch KG vom 12.1. 
1993 (KABl. S. 46); § 1 II, IV KG über die dienstrechtlichen Ver­
hältnisse der Pfarrer in der EKU (Pfarrerdienstgeselz - PfDG -) 
i.d.F. d. Bkm. vom 31.5.1991 (ABl. EKD S. 238), geänd. durch 
KG vom 14.6.1992 (ABI. EKD S. 373). 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche im Rheinland, Urteil 
vom 6.2.1995- VK 12/1994-

Der Antragsteller (Ast.), ein Pfarrer, wurde durch das 
Landeskirchenamt seiner Landeskirche (Antragsgegnerin 
- Ag. -) durch Bescheid vom . . . 1992 zum . . . 1993 im 
Interesse des Dienstes von seiner Pfanstelle abberufen. 

Noch vor Rechtskraft des Abberufungsbescheides begann 
der Ast. im April 1993 eine Fortbildungsmaßnahme am 
X-Institut, die er zur Erlangung eines abschließenden Zerti­
fikats im Jahr 1994 fortsetzte. 

Im Juni 1993 bat der Ast. erstmals das Landeskirchenamt, 
seine ehemalige Kirchengemeinde und den Kirchenkreis um 
Zuschüsse zur Fortbildungsmaßnahme. Kirchengemeinde 
und Kirchenkreis lehnten ab. Mit Schreiben vom ... 1994 
lehnte auch die Ag. einen Zuschuß ab, da sich Gemeinde 
und Kreis nicht an den Kosten beteiligten, was Voraus­
setzung für eine Bewilligung sei. 

Auf nochmaligen Antrag des Ast. vom . . . 1994 wieder­
holte die Ag. ihre Ablehnung und verwies darüber hinaus 
darauf, daß sie grundsätzlich keine Fortbildungsmaßnahme 
fördere, die schon vor Stellung des Antrags begonnen 
worden sei. 

Eine hiergegen eingelegte Beschwerde des Ast. wies die 
Kirchenleitung der Ag. am . . . 1994 zurück. Der Antrag an 
die VK, die Ag. zur Neubescheidung zu verpflichten, war 
zulässig, aber unbegründet. 

Aus den Gründen: 

Der Antrag ist zulässig(§§ 2 II, 10 VwKG). Es liegt eine 
Streitigkeit aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nis zur Kirche vor(§ 2 II VwKG). Der Ast. ist Pfaner, auch 
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wenn er aus seiner Pfarrstelle ... abberufen worden ist. Das 
durch seine Berufung in ein Pfarramt begründete öffentlich­
rechtliche Dienstverhältnis zur Ag. ist lebenslänglich(§ 1 II 
S. 2 PfDG). Aus diesem Tatbestand leitet der Ast. seinen 
Antrag auf Bezuschussung der beim X-Institut durchgeführ­
ten Fortbildungsmaßnahmen ab. Der Antrag ist jedoch un­
begründet. 

Einen Rechtsanspruch auf einen Zuschuß zu einer Port­
bildungsmaßnahme hat ein Pfarrer nicht. Er läßt sich auch 
nicht aus der Fürsorgepflicht der Ag. für ihre Pfaner (§ 1 III 
PfDG') ableiten. Diese Fürsorgepflicht gebietet es jedoch, 
daß die Ag. im Rahmen ihrer Verwaltungspraxis über den 
Antrag eines Pfarrers auf einen solchen Zuschuß ermessens­
fehlerfrei und ohne Willkür entscheidet. Nur insoweit sind 
ihre Entscheidungen von der Verwaltungskammer zu über­
prüfen(§ 3 VwKG). 

Die Ag. hat ihr Ermessen fehlerfrei ausgeübt. 

Die Ag. konnte eine Bezuschussung der Fortbildungs­
maßnahme nicht des\\;;egen ablehnen, weil Kirchenge­
meinde und Kirchenkreis keine gleich hohe Beteiligung an 
den Kosten zugesagt hatten. Der Ast. hatte keine Kirchen­
gemeinde und keinen Kirchenkreis mehr, bei denen er sich 
mit Aussicht auf Erfolg um einen Zuschuß hätte bemühen 
können. Dies gilt auch schon für den Zeitpunkt der ersten 
Entscheidung des Landeskirchenamtes ( ... 1994). Damals 
war der Abberufungsbescheid vom ... 1992 zwar noch nicht 
rechtskräftig. Die Ag. verfolgte damals aber schon, wie 
dieser Abberufungsbescheid zur Genüge zeigt, daß der Ast. 
keinen Dienst mehr in der Kirchengemeinde Y versehen 
sollte. Dieser Zustand war auch schon tatsächlich einge­
treten, denn der Ast. war seit dem . . . 1992 von seinen 
Dienstgeschäften beurlaubt. Es ist nun aber einer Kirchen­
gemeinde und auch einem Kirchenkreis nicht zuzumuten, 
die Fortbildungsmaßnahmen eines Pfaners zu bezuschus­
sen, der nicht in seinem Pfanamt verbleiben soll. 

Eine Kirchengemeinde und ein Kirchenkreis, die einen 
Zuschuß hätten gewähren können, gab es auf keinen Fall 
mehr, als das Landeskirchenamt am ... 1994 seine Entschei­
dung vom . . . 1994 bestätigte und die Kirchenleitung die 
Beschwerde des Ast. am . . . 1994 zurückwies; denn in­
zwischen war das Urteil der VK ... ergangen, durch das die 
VK den Abberufungsbescheid vom ... 1992 bestätigt hat. 
Dies haben Landeskirchenamt und Kirchenleitung über­
sehen. 

Für die Fälle, in denen sich ein Pfaner wegen eines Zu­
schusses für eine Fortbildungsmaßnahme aus tatsächlichen 
oder rechtlichen Gründen nicht mehr an eine Kirchenge­
meinde oder einen Kirchenkreis wenden kann, müssen 
daher andere, eventuell von der Ag. noch zu entwickelnde 
Grundsätze angewandt werden. Dies verhilft dem Antrag 
jedoch nicht zum Erfolg. Die Ag. beruft sich nämlich zu 
Recht auch auf einen anderen Ablehnungsgrund. 

Der Ast. hat es versäumt, den Zuschuß der Ag. zu den 
Kosten der Fortbildung beim X-Institut rechtzeitig zu bean­
tragen. Er hätte diesen Antrag stellen müssen, bevor er mit 
der Fortbildung begann. Es ist ein allgemeiner Grundsatz, 
daß Zuschüsse zu irgendwelchen Maßnahmen nicht bewil­
ligt werden sollen oder gar können, wenn der Ast. mit der 
Maßnahme begonnen hat, bevor über seinen Antrag ent­
schieden ist. Die Ag. handelt nicht willkürlich, wenn sie sich 
bei der Bewilligung von Zuschüssen für Fortbildungs­
maßnahmen auf diesen Grundsatz beruft. Sie muß die Mög­
lichkeit haben, vor Durchführung einer Fortbildungsmaß-

1 Gemeint wohl § I IV PfDG. 
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nahme prüfen zu können, ob diese im allgemeinen und 
gerade auch für den antragstellenden Pfarrer geeignet er­
scheint. Ihre Meinungsbildung darf nicht dadurch beeinflußt 
sein, daß ein Pfaner schon vorher eine erhebliche Kosten 
verursachende Fortbildung begonnen hat. Die Ausgangslage 
muß vielmehr im Interesse einer objektiven Entscheidung 
für alle einen Zuschuß zu einer Fortbildungsmaßnahme be­
gehrenden Pfarrer die gleiche sein: Der Antrag muß vorher 
gestellt werden. Es ist daher keine Willkür, daß sich die Ag. 
auch gegenüber dem Ast. auf diesen allgemeinen Grundsatz 
beruft. 

Da der Ast. die Fortbildung bereits im April 1993 begon­
nen hat, eine erste Anfrage, ob und in welchem Umfang ein 
Zuschuß hierzu möglich sei, aber erst im Juni 1993 an das 
Landeskirchenamt gerichtet hat, muß es bei den angefochte­
nen Entscheidungen verbleiben. 

10. 

Amtspflichtverletzung, Disziplinarrecht 

1. Die Nichtbeachtung der generellen und jedem Pfarrer 
bekannten Anordnung,jeden Kontaktversuch des MfS sofort 
dem Vorgesetzten zu melden, und die Durchführung jahre­
langer Gesprächskontakte zum Mß stellen eine Verletzung 
der Dienstpflicht dar. 

2. Die Pflicht zur umfassenden Verschwiegenheit ge­
genüber jedermann ist auch dann verletzt, wenn der Be­
schuldigte nicht von sich aus Informationen lieferte, son­
dern lediglich ihm vorgelegte Angaben des MfS bestätigte 
oder korrigierte. 

3. Die Motivation des Beschuldigten, durch die bewußt 
und willentlich geführten Gespräche mit dem MfS vielleicht 
eine Verbesserung des Verhältnisses von Staat und Kirche zu 
bewirken, ist unbeachtlich (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 3 II, 78 III, 79 I, 86 IV, 141 KG der VELKD über das Velfahren 
und die Rechtsfolgen bei der Verletzung der Amtspflicht (Amts­
pflichtverletzungsG AVerG) i.d.F. v. 6.12.1989 (KABI. 1992, 
S. A 13); § 141 II KG über die Amtszucht (AmtszuchtG - AZG) 
vom 7.7.1965 (KABI. 1966, S. A 67); §§ 42, 43, 66 II Pfarrer­
gesetz der VELKD (PfG) vom 14.6.1963 (KABI. 1964, S. A 27); 
§§ 18 IV, 24, 47 I PfanerdienstG des BEKDDR (Pfarrerdienst­
gesetz- PfDG) vom 28.9.1982 (KABI. 1984, S. A 13). 

Kammer für Amtszucht der Ev.-Luth. Landeskirche 
Sachsens, Urteil vom 22.11.1994 o. Az. -(rechtskräftig) 

Der Beschuldigte (Besch.), Mitglied einer Block-Partei in 
der DDR, war über lange Jahre als Pfaner tätig. 1992 wurde 
er wegen Spannungen mit dem Kirchenvorstand seiner Ge­
meinde mangels gedeihlichen Wirkens in den Wartestand 
versetzt. 

Von 1981 bis Ende 1989 unterhielt der Besch. als »IMS« 
regelmäßige und zahlreiche konspirative Gesprächskon­
takte zu verschiedenen Offizieren des Ministeriums für 
Staatssicherheit (MfS). Wie bei Pfanem üblich, hatte das 
MfS ausdrücklich auf eine förmliche Werbung oder Ver­
pflichtung des Besch. verzichtet. 

Im Verlauf der Gespräche gab der Besch. Auskunft über 
vielfältige Fragen zu Kollegen, den Verhältnissen von Kir­
chengemeinden etc. Während dieser Zeit erhielt er zum Ge­
burtstag oder zu Weihnachten Präsente, deren Erhalt er zu­
mindest in einem Fall quittierte. Zu keiner Zeit informierte 
der Besch. seinen Vorgesetzten über diese Kontakte. 
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Der Besch. hat den objektiven Tatbestand eingeräumt. Er 
suchte während der Verhandlung das Gespräch mit seinem 
Vorgesetzten und entschuldigte sich. Er behauptete, nicht 
gewußt zu haben, daß seine Gesprächspminer vom MfS 
waren. Bei den Gesprächen sei es ihm um eine Verbesserung 
des Verhältnisses von Staat und Kirche gegangen. Im übri­
gen habe er den Gesprächspartnern nicht selbst berichtet, 
sondern habe zu ihm vorgelegten Berichten nur Stellung ge­
nommen im Bestreben, Unrichtiges zurecht zu rücken. 

Der Besch. wurde in den Ruhestand versetzt. Die öffent­
liche Wortverkündigung und die Sakramentsverwaltung 
sowie die Vomahme von Amtshandlungen wurden ihm für 
die Dauer von fünf Jahren untersagt. Die Ruhestandsbezüge 
wurden bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres auf die 
Hälfte des derzeitigen Wartegeldes gekürzt. 

Aus den Gründen: 

III 

Nach dem festgestellten Sachverhalt hat sich der Besch., 
fortgesetzt handelnd, der Verletzung der Dienstpflicht nach 
§ 3 II S. 1 AVerG i. V. m. §§ 47 I, 18 IV, 24 PfDG, 66 II, 43, 
42 PfG schuldig gemacht. Er hat schuldhaft gegen die ihm 
aus seinem Dienst erwachsende Pflicht zur Befolgung einer 
generellen und einer einzelnen dienstlichen Anordnung 
sowie seiner Pflicht zur Dienstverschwiegenheit gegenüber 
jedermann über alle Angelegenheiten, die ihm in Ausübung 
seines Dienstes als Pfarrer bekannt geworden sind und die 
ihrer Natur nach vertraulich waren, verstoßen. 

Vor der politischen »Wende« gab es in der ... Landeskir­
che die generelle Anordnung an alle PfatTer, jeden Kontakt­
versuch des MfS sofort dem Vorgesetzten zu melden. Diese 
Anordnung bezog sich nicht nur auf Gespräche unter vier 
Augen mit Mitarbeitern des MfS, sondern auf jeden Kon­
takt, gleichgültig welcher Art und wie geringfügig er auch 
sein mochte. Sie umfaßte zum Beispiel auch Telefonanrufe, 
in denen lediglich Terminabsprachen getroffen wurden. Die 
Anordnung hatte das Ziel, es den psychologisch und tak­
tisch geschulten Mitarbeitern des MfS unmöglich zu 
machen, einzelne Pfarrer zu umgarnen, ohne deren Willen 
auszuhorchen und schließlich derart zu verstricken, daß das 
besondere Dienst- und Treueverhältnis zur Kirche sowie die 
Gemeinschaft der Ordinierten und die Glaubwürdigkeit in 
der Gemeinde untergraben wurde. Denn gerade darauf kam 
es dem MfS an. Die mit der Information des Vorgesetzten 
verbundene sogenannte »Dekonspiration« machte den Pfar­
rer dagegen in der Regel als Gesprächspartner für das MfS 
uninteressant, da seine Beeinflußbarkeit dadurch gemindert 
war. Nachteile waren für kirchliche Amtsträger damit nicht 
verbunden. Diese generelle Anordnung wurde in Ephoral­
konferenzen und Kandidatenrüsten weitergegeben und war 
jedem Pfarrer bekannt. Sie wurde, abgesehen von wenigen 
Ausnahmen, von der sächsischen Pfarrerschaft auch befolgt. 

Der Besch. hat durch seine mehr als acht Jahre andauern­
den konspirativen Gesprächskontakte zu MfS-Offizieren 
objektiv gegen diese generelle Anordnung verstoßen und 
damit seine Dienstpflicht nach §§ 47 I, 18 IV PfDG, 66 II, 
43 PfG verletzt. Für seine Gespräche mit Hauptmann A, der 
als hauptamtlicher MfS-Mitarbeiter bekannt war, und für 
die von ihm quittierte Entgegennahme der Kristallvase als 
Geschenk des MfS begegnet dies auch hinsichtlich des sub­
jektiven Tatbestands keinem Zweifel und wird vom Besch. 
eingestanden. Er verkehrte insoweit bewußt mit dem MfS 
und informierte seinen vorgesetzten Superintendenten ab­
sichtlich nicht davon, so daß vorsätzliches Handeln vorliegt. 
Ohne Bedeutung sind in diesem Zusammenhang etwaige 
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weitere Motivationen und Beweggründe des Besch. Solche 
werden bei der Bemessung der Disziplinarmaßnahme zu 
berücksichtigen sein. Unbeachtlich ist insbesondere, ob der 
Besch. die Sache für geringfügig hielt oder taktische Er­
wägungen anstellte. Hierfür war nach der Anordnung kein 
Raum. Dies war vielmehr dem Vorgesetzten vorbehalten. 

Hinzu kommt die klare Weisung des Superintendenten im 
Einzelfall, nachdem dieser über Dritte von den Gesprächs­
kontakten des Beschuldigten zu A erfahren hatte. Die vor­
sätzliche Mißachtung dieser Weisung wird vom Besch. ein­
gestanden. Der Tatbestand der §§ 47 I, 18 IV PfDG, 66 II, 
43 PfG ist erfüllt. 

Gleiches trifft jedoch auch auf die sich über Jahre hin er­
streckenden regelmäßigen Gesprächskontakte zu den MfS­
Offizieren Bund C zu. Die Einlassung des Besch., er habe 
nicht gewußt, daß auch diese beiden Gesprächspartner Mit­
arbeiter des MfS waren, da sie ihm als Vertreter des Rates 
des Kreises beziehungsweise der SED vorgestellt worden 
seien, ist in dieser Simplizität nicht glaubhaft. Der Besch. 
gesteht in diesem Zusammenhang lediglich eine sich ver­
stärkende »Ahnung« über die wahre Identität von B und C 
zu. Diese »Ahnung« ist zusammen mit dem tatsächlichen, 
vom Besch. zugestandenen, Vorgang zu sehen, wonach B 
und C als Gesprächspartner Nachfolger des dem Besch. als 
MfS-Mitarbeiter bekannten Hauptmanns A waren, die Ge­
spräche unter Wahrung der Regeln der Konspiration statt­
fanden und nach Art und Inhalt typischerweise von MfS­
Mitarbeitern geführt wurden. Diese Zusammenhänge waren 
jedem DDR-Bürger klar. Dem Besch. müssen sie um so 
deutlicher gewesen sein, als er sich als aktives Block- ... -
Mitglied gesellschaftlich betätigte. Es ist für vorsätzliches 
Handeln nicht erforderlich, daß der Besch. die den Tatbe­
stand umfassenden Umstände positiv und mit letzter, alle 
Zweifel ausschließenden Sicherheit kennt. Vorsatz ist auch 
gegeben, wenn er einen Umstand ernstlich für möglich hält 
und sich damit abfindet. Dies steht in Hinsicht auf die MfS­
Mitarbeiterschaft von B und C zur Überzeugung der 
Kammer fest. Auch insoweit ist demnach der objektive wie 
subjektive Tatbestand der §§ 47 I, 18 IV PfDG, 66 II, 43 
PfG erfüllt. 

Indem der Besch. mit Vertretem des MfS über dienstliche 
und persönliche Verhältnisse von Amtsbrüdern, in Gemein­
den und im Kirchenbezirk X sowie von weiteren Personen 
und über Angelegenheiten sprach, die ihm in Ausübung 
seines Dienstes bekannt geworden und die ihrer Natur nach 
unbedingt vertraulich zu behandeln waren, hat er gegen 
seine Pflicht zur Dienstverschwiegenheit gegenüber jeder­
mann nach §§ 24 PfDG, 42 PfG verstoßen. Dabei ist nicht 
weiter aufklärbar, in welchem Maße der Besch. von sich aus 
Informationen lieferte, sich mehr oder weniger bewußt oder 
unbewußt abschöpfen ließ oder lediglich ihm vorgelegte 
Angaben des MfS bestätigte oder korrigierte. Im Zweifel ist 
insofern von den Angaben des Besch. auszugehen, wonach 
er lediglich über dem MfS schon bekannte Informationen 
sprach. Das ändert indes nichts daran, daß dadurch die 
Pflicht zur Dienstverschwiegenheit gegenüber jedermann 
verletzt wurde. Eine besondere Genehmigung nach §§ 24 I 
S. 2 PfDG, 42 S. 2 PfG, wodurch er von dieser Pflicht be­
freit worden wäre, lag nicht vor. Keinem Zweifel unterliegt, 
daß Informationen über die politische Einstellung eines 
Amtsbruders in der ehemaligen DDR, über homosexuelle 
Neigungen eines anderen Amtsbruders, über Ausreise­
anträge und Fluchtversuche ihrer Natur nach ebenso ver­
traulich waren, wie Mitteilungen über kirchliche und ge­
meindliche Intema. Unabhängig davon, ob das MfS alle 
Einzelheiten schon wußte, oder ob es durch die Gespräche 
mit dem Besch., dessen Bestätigungen und Korrekturen, 
doch weitere Informationen erhielt, ist allein die Tatsache, 
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daß der Besch. mit MfS-Offizieren derartige Dinge 
»kooperativ und aufgeschlossen«, wie deren Protokolle 
vermerken, besprach, schon als Verletzung der Dienstver­
schwiegenheit zu werten. Die Pflicht zur Dienstverschwie­
genheit ist Ausfluß des besonderen Dienst- und Treue­
verhältnisses, in dem der Pfarrer zur Kirche steht. Sie hat 
einerseits die Aufgabe, Informationen, die zum Funktionie­
ren einer großen Organisation intern notwendigerweise aus­
getauscht werden müssen, aber nicht geeignet sind, an 
Außenstehende zu gelangen, unter Verschwiegenheit zu 
halten und damit das Vertrauen innerhalb der Gemeinschaft 
der Amtsträger der Kirche zu wahren. Sie bezweckt ande­
rerseits, daß auch sonstige, ihrer Natur nach vertrauliche 
Informationen unterhalb der Ebene des Seelsorge- und 
Beichtgeheimnisses, die einem Pfarrer in Ausübung seines 
Dienstes bekannt werden, der Verschwiegenheit unter­
liegen. Das ist für das Vertrauen, das einzelne Gemeinde­
glieder und ganze Gemeinden ebenso wie Außenstehende 
und die Öffentlichkeit aufgrund des Auftrages der Kirche in 
diese und ihre Amtsträger haben dürfen, unabdingbar. Diese 
Pflicht zur Wahrung der Dienstverschwiegenheit besteht 
gegenüber jedermann. Es spielt insofern keine Rolle, daß 
der Besch. zum Zeitpunkt seiner Gesprächskontakte davon 
ausgehen konnte, daß deren Inhalt beim MfS ebenfalls unter 
Verschluß bleiben würde. Daß dieses Informationen ge­
gebenenfalls operativ nutzte, war dem Besch. zudem be­
kannt. Keine Rolle spielt es auch, daß der Besch. annimmt, 
seine Stellung als Funktionär der Block- ... habe für das Ge­
sprächsinteresse des MfS Bedeutung gehabt. Hier ging es 
eindeutig um Informationen, die dem Besch. in Ausübung 
seines Dienstes als Pfarrer bekannt geworden waren. Diese 
Gespräche führte er bewußt und willentlich. Seine weiter­
gehende Motivation, dadurch vielleicht eine Verbesserung 
des Verhältnisses von Staat und Kirche zu bewirken, ist in­
soweit unbeachtlich. 

Der Tatbestand der §§ 47 I, 24 PfDG, 66 li, 42 PfG ist 
erfüllt. 

Dafür, daß die Rechtswidrigkeit oder Schuld ausge­
schlossen sein könnte, bestehen keinerlei Anhaltspunkte. 

IV 

Wegen der von dem Besch. begangenen Verletzung seiner 
Dienstpflicht war gegen ihn auf eine der in § 78 III i. V. m. 
§ § 86 IV, 79 I AVerG angeführten Maßnahmen zu erkennen. 
Dabei ist zugunsten des Besch. berücksichtigt worden, daß 
er die Mißachtung der Weisung seines Superintendenten als 
schweren Fehler eingesteht und bitter bereut. Er hat 
während des Verfahrens das persönliche Gespräch mit 
diesem gesucht und sich ausdrücklich entschuldigt. Auch 
waren ihm, abgesehen von den hier verhandelten Verfehlun­
gen, während seiner gesamten Dienstzeit keine Unkorrekt­
heiten vorzuwerfen. Ebenso hat er sich in diesem Verfahren 
stets korrekt verhalten. Durch die Verletzung der Dienst­
pflicht wurde Dritten im Ergebnis nicht geschadet. Auch hat 
der Besch. selbst nie »konspirative Objekte« aufgesucht. 

Für die Bemessung der Disziplinarmaßnahme ist aber 
auch der Gesamtzusammenhang der Umstände zu berück­
sichtigen, unter denen der Besch. zu leben und zu wirken 
hatte. Ausgangspunkt für die Kontaktaufnahme des MfS 
war der Arbeitsrechtsfall des SED-Mitgliedes und Fried­
hofsmeisters D, den zu regeln dem Besch. allein aufgegeben 
worden war. In diesem Fall empfand er ein Gefühl des 
Alleingelassenseins durch das Bezirks- und das Landeskir­
chenamt, in dessen Folge er meinte, Angelegenheiten auf 
unterer Ebene zwischen Staat/Partei und Kirche selbständig 
handhaben zu sollen und auch zu können. Seine positive 
Grundeinstellung zum Staats- und Gesellschaftssystem der 
ehemaligen DDR, die ihn auch in der Blockpartei ... aktiv 
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werden und bis in den Bezirksvorstand aufsteigen ließ, kam 
ihm dabei entgegen. Diese Meinung wurde ihm aber auch 
dadurch erleichtert, daß seinen Vorgesetzten alle diese Um­
stände bekannt waren, ohne daß sie moniert worden wären. 
Daß eine solche Kritik - bis hin zu einem offiziellen Ver­
bot - unter den gegebenen Umständen wahrscheinlich für 
den Dienst der Kirche nicht sinnvoll oder überhaupt mög­
lich war - was nicht der Beurteilung der Kammer unter­
liegt-, kann jedenfalls nicht dem Besch. allein zum Nach­
teil angerechnet werden. Diese Umstände sind für das Maß 
seiner individuellen Schuld zu berücksichtigen. 

Andererseits kann zuungunsten des Besch. nicht außer 
acht bleiben, daß er sich aufgrundseiner weitgehend loyalen 
Haltung gegenüber der DDR bewußt über klare Weisungen 
seiner Vorgesetzten und über seine Pflicht zur Dienstver­
schwiegenheit hinweggesetzt hat. In der durch die Um­
stände erzwungenen Gratwanderung unter einem totalitären 
Weltanschauungsregime, das der Kirche in grundsätzlicher 
antagonistischer Gegnerschaft gegenüberstand und über 
sämtliche Zwangs- und Einschüchterungsmittel eines Poli­
zeistaates verfügte, war es jedem kirchlichen Amtsträger 
aufgegeben, besonders sorgfältig auf mögliche Loyalitäts­
konflikte zu achten und im Zweifel sich an seine kirchlichen 
Vorgesetzten zu wenden. Die entsprechenden Weisungen 
wie auch die Pflicht zur Dienstverschwiegenheit stellten 
hierfür eine Hilfe dar. Es ist dem Besch. anzulasten, daß er 
diese Problematik bis heute nicht erkennen will und auf 
diese Weise seine Schuld nicht zuletzt dadurch zu mini­
mieren sucht, daß er seine Gespräche mit dem MfS als etwas 
für die Kirche zumindest auch Positives darstellt. Die 
Kammer geht davon aus, daß es dem Besch., wie jedem an­
deren DDR-Bürger, klar war, daß dieser gut ausgerüstete 
und geschulte Geheimdienst der DDR Informationen über 
Personen und Sachverhalte ausschließlich zum Zwecke der 
Kontrolle und Ausspähung und keineswegs für humanitäre 
Anliegen nutzte. 

Für die Glaubwürdigkeit der kirchlichen Verkündigung 
war und ist diese Haltung des Besch. schädigend. Die Maß­
nahme nach § 79 I Buchst. d) AVerG war daher bis zur ge­
setzlichen Höchstdauer von fünf Jahren zu verhängen. Die 
Maßnahmen nach§ 78 III Buchst. d) i. V. m. § 861V AVerG 
erschienen der Kammer bei Abwägung aller Gesichtspunkte 
erforderlich, aber auch ausreichend zu sein. Da sich der 
Besch. bereits im Wartestand befindet, war sein Ruhe­
gehalt entsprechend § 86 IV AVerG für die dort festgesetzte 
Höchstdauer auf die Hälfte des gegenwärtig bezogenen 
Wartegeldes zu kürzen. Anderenfalls wäre der Besch. durch 
seine Versetzung in den Ruhestand finanziell noch belohnt 
worden. 

ll. 

Mitarbeitervertretungen 

1. Die Mitarbeitervertretung kann eine Beschwerde nach 
§ 48 MVG.EKD erst einlegen, wenn eine Einigung mit der 
Dienststellenleitung gescheitert und dies schriftlich erklärt 
ist und wenn die Dienststellenleitung nach Ansicht der Mit­
arbeitervertretung gegen ihre Pflichten verstoßen hat. 

2. § 48 MVG.EKD ist keine Spezialregelung in dem 
Sinne, daß sie der allgemeinen Regelung des § 35 II1 
Buchst. c MVG.EKD i. V m. § 33 lll S. 1 und 2 MVG.EKD 
dann vorgeht, wenn ein Mitglied der Dienststellenleitung 
Anlaß zur Beschwerde gegeben hat (Leitsätze der Redak­
tion). 
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§§ 33 III, 35 III Buchst. c, 48. 63 I Buchst. c KG über Mitarbeiter­
vertretungen in der EKD (MitarbeitervertretungsG- MVG.EKD) 
vom 6.11.1992 (AB!. EKD S. 445); § 16 S. 1 KG über das VG für 
mrtarbertervertretungsrechtliche Streitigkeiten der EKD (Verwal­
tungsgerichtsgesetz- VGG) vom 12.1r1993 (AB!. EKD S. 515)· 
§§58 II, 124 III VwGO. . 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
der EKD, Beschluß vom 16.11.1995-0124/6-95.127-

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Mitarbeitervertre­
tung (Antragstellerin und Beschwerdeführerin -Ast.) sich 
zu Recht mit einer Beschwerde an das Aufsichtsorgan der 
Dienststellenleitung der betreffenden Einrichtung (Antrags­
gegnenn und Beschwerdegegnerin- Ag.) gewandt hat oder 
ob sie ihre Beschwerde bei der Dienststellenleitung hätte 
vorbnngen müssen. Ein Vorfall in der betreffenden Einrich­
tung, an dem ein Mitglied der Dienststellenleitung beteiligt 
war, hatte die Ast. veranlaßt, sich beschwerdeführend an den 
Vorstandsvorsitzenden der Ag. als Mitglied des Aufsichts­
organs der Einrichtung zu wenden. Dieser verwies die Ast. 
darauf, daß die Di.enststellenleitung Gesprächspartner der 
Mitarbeitervertretung sei. 

Die von der Ast. angerufene Schlichtungsstelle wies den 
Antrag durch Beschluß vom ... 1995 zurück. Die dagegen 
emgelegte Beschwerde war erfolglos. 

Aus den Gründen: 

II 

Die Beschwerde der Ast. ist statthaft nach § 63 I 
Buchst. c MVG.EKD: weil über eine Frage der Zuständig­
kelt, also d~r Befugmsse der Mitarbeitervertretung gestrit­
ten Wll'd. D1e Beschwerde ist auch unter Berücksichtigung 
von§§ 16 S. 1 VGG.EKD, 58 II S. 1 VwGO rechtzeitig ein­
gelegt worden. Sie beachtet ferner die Formvorschrift des 
§ 124 III S. 1 VwGO und ist damit insgesamt zulässia. In 
der Sache ist sie jedoch nicht begründet. Die Schlichtubngs­
stelle hat richtig entschieden. 

Nach § 35 III Buchst. c MVG.EKD in Verbindung mit 
der grundsätzlichen Regelung des § 33 III S. 1 und 2 
MVG.EKD gehört es zu den Aufgaben der Mitarbeiter­
vertretung, für berechtigt gehaltene Beschwerden der Mit­
arbeiter und M!tarbeiterinnen durch Verhandlungen mit der 
Dienststellenleitung mit dem Bemühen um eine Einigung in 
der Dienststelle auf deren Erledigung hinzuwirken. Erst 
wenn eine Einigung mit der Dienststellenleitung gescheitert 
und dies schriftlich erklärt ist und wenn die Dienststellen­
leitung nach Meinung der Mitarbeitervertretung gegen ihre 
Pfltchten verstoßen hat, kann die Mitarbeitervertretung nach 
§ 48 MVG.EKD Beschwerde einlegen. Das alles hat die 
Schlichtungsstelle zutreffend erkannt und ausgeführt. Zur 
Vermeidung von Wiederholungen wird auf ihre Begründung 
1m angefochtenen Beschluß verwiesen. Das Gesetz unter­
scheidet in § 35 III Buchst. c MVG.EKD nicht danach, ob 
der Sachverhalt, der nach Meinung der Mitarbeitervertre­
tung Anlaß zur Beschwerde gibt, von der Dienststellen­
leitung als Organ, einem Mitglied der Dienststellenleitung 
oder von sonst Jemand anderem verursacht worden und zu 
vertreten ist. In jedem denkbaren Fall einer Beschwerde im 
Sinne des § 35 III Buchst. c MVG.EKD bedarf es der Ver­
handlung mit der Dienststellenleitung. § 48 MVG.EKD ist 
demgegenüber keine Spezialregelung in dem Sinne, daß sie 
der allgemeinen Regelung des § 35 III Buchst. c in Verbin­
dung ~it § 33 III S. 1 und 2 MVG.EKD dann vorginge, 
wenn em Mttglted der Dienststellenleitung Anlaß zur Be­
schwerde gegeben haben soll. Diese Auslegung findet im 
Gesetz weder nach dem Wortlaut noch nach Sinn und 
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Zweck und auch nicht nach dem systematischen Zusam­
menhang eine Stütze. 

12. 

I. Auch bei einem falsch berechneten Fristablauf wird 
die rechte Frist in Lauf gesetzt. Fiir die Rechtswirksamkeit 
der Maßnahme einer Dienststellenleitung ist die Wahrung 
des nchtzgen Frzstablaujzettpunktes maßgebend. 

2. Beim Zugangszeitpunkt einer fristgebundenen Er­
klärung an den Dienstgeber ist zu beachten, daß eine Stel­
lungnahme dem Dienstgeber im Normalfall nicht mehr nach 
Dienstschluß zugeht. · 

. 3. Im Fall einer knapp werdenden Frist vor Ausspruch 
emer außerordentlichen Kündigung diilfen an die Pflicht 
der Dienststellenleitung zur schriftlichen Begründung einer 
abwezchenden Entscheidung i. S. v. § 45 I S. 8 MVG keine 
strengen Maßstäbe angelegt werden (Leitsätze der Redak­
tion). 

§§ 45, 46 b. 63 I und III KG über Mitarbeitervertretungen in der 
EKD (MitarbeitervertretungsG - MVG) vom 6.11.1992 (AB!. 
EKD S. 445); §§ 130, 188, 626 II BGB. 

VG für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
derEKD, Beschluß vom 27.4.1995 0124/5-95.127-

Zwischen den Beteiligten bestand Streit darüber, ob die 
MAV bei einer beabsichtigten außerordentlichen Kündi­
gung ordnungsgemäß beteiligt worden war. 

Der betreffende Mitarbeiter war Lehrer an der Schule 
einer diakonisc~en Einrichtung. Deren Dienststellenleitung 
(Antragsgegnenn und Beschwerdeführerin- Ag.) hörte ihn 
Mitte 1994 zu dem Vorwurf an, er unterhalte zu einer 
Schülerin einen die Grenzen seiner pädagogischen Für­
sorgepfhcht weit überschreitenden Kontakt. Der Lehrer ver­
pflichtete sich während des Gesprächs, das private Verhält­
nis zu beenden. 

Zwei Monate später sagte die Schülerin gegenüber der 
Schulleitung aus, es habe entgegen ihrer bisherigen Darstel­
lung sexuelle Kontakte zu dem Lehrer gegeben. Daraufhin 
teilte die Ag. dem Lehrer am 25. d. M. mit, sie beabsichtige, 
eme fnstlose Kündigung auszusprechen. Die Mitarbeiter­
vertretung (Antragstellerin und Beschwerdegegnerin) 
wurde am 26. d. M. unterrichtet mit der Einräumung einer 
Erklärungsfrist bis zum 29. d.M., 12 Uhr. Sie gab am 
31. d. M. - datiert auf 17 Uhr - eine vorläufige Stellung­
nahme . ab: m der. ste s1ch aber im Hinblick auf spätere 
Aktenemstcht wettere Ausführungen vorbehielt. Diese 
Stellungnahme erhielt der Schulleiter zwischen 17.30 Uhr 
und 17.45 Uhr persönlich, der das Schreiben mit der Er­
klärung »Wir werden trotzdem kündigen.« entgegennahm. 
Die schriftliche fristlose Kündigung datierend vom 
31. d. M. -wurde um 17.50 Uhr vom Schulleiter im Beisein 
einer weiteren Person in den Wohnungsbriefkasten des 
Lehrers eingeworfen. 

Die MAV rief die Schlichtungsstelle an und machte 
geltend, ihr Mitberatungsrecht sei verletzt worden. Dies 
stellte die Schlichtungsstelle antragsgemäß am ... 1994 fest. 

Die hiergegen eingelegte Beschwerde der Ag. war erfolg­
reiCh. 
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Aus den Gründen: 

n 
Das Rechtsmittel der Ag. ist an sich statthaft (§ 63 I 

Buchst. b MVG), es ist weiter frist- und formgerecht 
(§ 63 III MVG) eingelegt worden und damit zulässig. Es ist 
auch in der Sache begründet. Die Ag. hat die Rechte der 
Mitarbeitervertretung nicht in rechtserheblicher Weise ver­
letzt. 

1.) Nach § 46 Buchst. b MVG hat die Mitarbeitervertre­
tung bei der außerordentlichen Kündigung eines Arbeits­
verhältnisses ein Mitberatungsrecht In den Fällen der Mit­
beratung ist der Mitarbeitervertretung eine beabsichtigte 
Maßnahme rechtzeitig vor der Durchführung bekanntzu­
geben und auf Verlangen mit ihr zu erörtern (§ 45 I S. 1 
MVG). Die Mitarbeitervertretung kann die Erörterung nur 
innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der beab­
sichtigten Maßnahme verlangen. Bei einer beabsichtigten 
fristlosen Kündigung kann die Dienststellenleitung die Frist 
bis auf drei Arbeitstage verkürzen (§ 45 I S. 2 und S. 3 
MVG). Im Falle einer Nichteinigung hat die Dienststellen­
leitung oder die Mitarbeitervertretung schriftlich zu begrün­
den (§ 45 I S. 7 und S. 8 MVG). Wird die Mitarbeiter­
vertretung nicht in der gesetzlich vorgeschriebenen Weise 
beteiligt, ist die betreffende Maßnahme des Dienstgebers 
unwirksam(§ 45 II S. 1 MVG). 

2. a) Die Dienststellenleitung beabsichtigt die außer­
ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses des Lehrers 
... Nach § 626 II BGB kann eine solche Kündigung nur 
innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in dem der Kündigungsberechtigte von den 
für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis er­
langt. In der Regel muß der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 
über den Vorfall, der zur Kündigung führen soll, anhören. 
Das Ergebnis der Anhörung ist für den Lauf der Frist jedoch 
nicht von Bedeutung. Die Anhörung des Arbeitnehmers 
wirkt nur dann fristhemmend, wenn sie innerhalb kurzer 
Zeit, die im allgemeinen nicht über eine Woche hinausgehen 
darf, stattfindet, nachdem der Arbeitgeber den betreffenden 
Vorgang kennt (BAGE 24, 341 = AP Nr. 3 zu§ 626 BGB 
Ausschlußfrist). Im vorliegenden Fall hatte die Dienst­
stellenleitung den Lehrer ... bereits am ... 1994 angehört, 
wobei allerdings der spezielle Vorwurf, der Lehrer habe 
sexuelle Beziehungen in Form von Petting mit der Schülerin 
unterhalten, noch nicht Anhörungsgegenstand war. Von 
diesem besonderen Vorwurf erfuhr die Dienststellenleitung 
am . . . 1994; sie hörte den Lehrer dazu am folgenden Tage 
an. Bei dieser Sachlage mußte die Dienststellenleitung 
damit rechnen, daß die Frist zur außerordentlichen Kündi­
gung am 1. n. M., wegen der Anhörung des Lehrers am 
folgenden Tage jedoch spätestens am 2. n. M. ablief. 
Dabei hatte sie weiter zu bedenken, daß der Zugang der 
Kündigungserklärung (§ 130 BGB) noch innerhalb der 
Kündigungsfrist des § 626 II BGB sichergestellt werden 
mußte. 

2. b) Soweit die Dienststellenleitung der Mitarbeiter­
vertretung am 25. d. M. eine Erklärungsfrist bis zum 
29. d. M. setzte, hat sie allerdings nicht beachtet, daß die An­
hörungsfrist des § 45 I S. 3 MVG nur auf drei Arbeitstage 
verkürzt werden darf. Die Fristsetzung als solche wurde da­
durch aber nicht einfach unwirksam. Vielmehr wurde hier­
durch lediglich die rechte Frist in Lauf gesetzt. Dies folgt 
daraus, daß die Dienststellenleitung klar zu erkennen ge­
geben hat, daß sie die vom Gesetz vorgeschriebene An­
hörung der Mitarbeitervertretung wahren wollte. Berechnet 
der Dienstgeber die Anhörungsfrist falsch, geht das zu 
seinen Lasten. Er handelt dann auf eigenes Risiko. Kündigt 
er nämlich bereits nach Ablauf der unrichtig berechneten 
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Frist, ist seine Maßnahme unwirksam (§ 45 II MVG). 
Wartet er dagegen ab bis zum zutreffenden Fristablauf, kann 
seine Erklärung der Fristverkürzung für sich genommen 
noch keine Rechtsunwirksamkeit der Maßnahme im Ge­
folge haben. 

Vorliegend hat die Dienststellenleitung den Vorsitzenden 
der Mitarbeitervertretung am 26. d. M. über den aktuellen 
Stand der Ermittlungen unterrichtet und auf die im Protokoll 
vom 25. d. M. genannte Absicht (Strafanzeige und fristlose 
Kündigung) hingewiesen. Damit begann die Anhörungsfrist 
zu laufen. Sie endete am 31. d. M., weil das Wochenende 
vom 27. und 28. d. M. keine regelmäßigen Arbeitstage der 
im Schuldienst Beschäftigten hatte. Die Dienststellenleitung 
hat auch die beabsichtigte Maßnahme der außerordentlichen 
Kündigung klar genug bezeichnet. Wenn im Protokoll vom 
25. d. M. davon die Rede ist, gegebenenfalls eine fristlose 
Kündigung auszusprechen, dann wird damit nur zum Aus­
druck gebracht, daß die endgültige Willensbildung des 
Dienstgebers erst nach Anhörung der Mitarbeitervertretung 
erfolgen solle. Dieses Vorgehen entspricht dem Sinn und 
Zweck der vom Gesetzgeber bestimmten Anhörung bei der 
Mitberatung. 

2. c) Die Mitarbeitervertretung hatte danach bis zum 
31. d. M. Zeit, ihre Stellungnahme zu fassen und der Dienst­
Stellenleitung mitzuteilen. Allerdings lief die Anhörungsfrist 
nicht erst um Mittemacht dieses Tages ab (§ 188 I BGB), 
sondern bereits im Zeitpunkt des normalen Dienstschlusses 
der Dienststellenleitung, also um etwa 17 Uhr. Dies folgt 
daraus, daß eine Stellungnahme dem Dienstgeber im Nor­
malfall nicht mehr nach Dienstschluß zugeht, auf den 
Zugang der Erklärung als rechtsgeschäftsähnlicher Hand­
lung aber abgestellt werden muß (vgl. zu diesem für die 
Praxis sehr wichtigen Gesichtspunkt LAG Hamm, Urteil 
vom 11. Februar 1992- 2 Sa 1615/91 = DB 1992, 2640; 
sowie vor allem die ausführliche Darstellung des Zugangs­
problems von Düwell in: Praxishandbuch Arbeitsrecht, 
Teil 7, Kap. 5.1.6, S. 4ff.). 

In der Verhandlung vor der Kammer ist unstreitig ge­
worden, daß der Vorsitzende der Mitarbeitervertretung die 
Stellungnahme der MAV noch am Nachmittag des 31. d. M. 
persönlich dem Schulrektor im Schulbüro übergeben hat. 
Damit waren die Rechte der Mitarbeitervertretung zur An­
hörung gewahrt. Eine danach ausgesprochene Kündigung 
konnte das Anhörungsrecht nicht mehr verletzen. Soweit die 
Mitarbeitervertretung eine weitere Erörterung und Einsicht­
nahme in die Personalakte des Lehrers . . . verlangte, 
brauchte die Dienststellenleitung darauf nicht mehr einzu­
gehen, weil sie alle wesentlichen für die beabsichtigte Kün­
digung maßgeblichen Tatsachen mitgeteilt hatte. In der 
Äußerung des Schulrektors »Wir werden trotzdem kündi­
gen.« ist gegenüber dem Vorsitzenden der Mitarbeiter­
vertretung die Erklärung zu sehen, daß die Erörterung als 
beendet angesehen werde. 

3. a) Ob die durch Briefkasteneinwurf abgegebene Kün­
digungserklärung im Sinne des § 130 BGB zugegangen ist 
(zur Frage des Zugangs vgl. Palandt, BGB, 54. Aufl., § 130 
Rz 5,6), hat für den vorliegenden rein mitarbeitervertre­
tungsrechtlichen Streitfall keine Bedeutung. Jedenfalls 
wurde die Kündigung »ausgesprochen« im Sinne der 
Durchführung einer Maßnahme nach§ 45 MVG. Denn eine 
schriftliche Kündigung ist ausgesprochen, wenn sie den 
Machtbereich des Arbeitgebers verlassen hat, etwa durch 
Aufgabe zur Post oder durch Aushändigung seitens eines 
Boten (vgl. BAGE 27, 331 = AP Nr. 7 zu § 102 BetrVG). 
Hier ist die Kündigungserklärung um 17.50 Uhr im Beisein 
des Schulrektors ... in den Briefkasten des Empfängers ge­
worfen worden. Vorher war sie nicht »ausgesprochen«, weil 

-; 
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der Schulrektor als Vertreter der Dienstgeberseite anzusehen 
ist und der Kündigungsbrief sich bis zu dem Zeitpunkt des 
Einwurfs noch in seinem Machtbereich befand. 

3. b) Allerdings hat die Dienststellenleitung ihre vom 
Standpunkt der Mitarbeitervertretung abweichende Ent­
scheidung gegenüber der Mitarbeitervertretung nicht mehr 
schriftlich vor Ausspruch der Kündigung begründet, wie es 
§ 45 I S. 8 MVG vorsieht. Das war jedoch aus Zeitgründen 
nicht mehr möglich, weil die Zweiwochenfrist des § 626 
BGB am 1. n. M., spätestens aber am 2. n. M. ablief. Bis 
dahin mußte der Zugang des Kündigungsschreibens sicher­
gestellt sein. Am 31. d. M. abends nach Dienstschluß 
brauchte die Dienststellenleitung sich nicht mehr zu der 
Stellungnahme der MAV zu äußern. Eine am nächsten Tage 
(1. n. M.) abgesetzte Stellungnahme wäre bei normalem 
Ablauf der Mitarbeitervertretung frühestens am selben Tage 
oder gar erst am 2. n. M. zugegangen. Eine daraufhin im 
normalen Postverkehr übermittelte Kündigung hätte die 
Zweiwochenfrist möglicherweise nicht mehr gewahrt. In 
derartigen Fällen dürfen an die Beachtung der Pflichten der 
Dienststellenleitung nach § 45 I S. 8 MVG nicht die glei­
chen Maßstäbe angelegt werden wie bei den von § 46 MVG 
sonst aufgezählten, von einer außerordentlichen Kündigung 
sehr unterschiedlich gelagerten Tatbestandsfällen. 

13. 

1. Bereits der Verdacht einer arbeitsvertragliehen 
Pflichtverletzung oder einer Straftat, nicht nur deren nach­
gewiesene Begehung, vermögen eine außerordentliche oder 
eine verhaltensbedingte ordentliche Kündigung zu recht­
fertigen. 

2. Bei Kündigungen gilt das Gleichbehandlungsprinzip 
nicht (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 41 II, 42 Buchst. d, 60 I Buchst. q und IV KG über Mitarbeiter­
vertretungen in der EKD i. d. F. des KG über die Anwendung des 
KG über Mitarbeitervertretungen in der EKD (Mitarbeitervertre­
tungsgesetz-MVG-) i.d.F. d. Bkm. vom 1.7.1994 (KABl. S. 86). 

Schlichtungsstelle der Ev. Landeskirche in Baden, Be­
schluß vom 27.11.1995 - 1 Sch 63 I 94 -

Die Parteien stritten darum, ob die Mitarbeitervertretung 
eines Behindertenwohnheimes (Antragsgegnerin -Ag. -) 
der von der Dienststellenleitung (Antragstellerin- Ast. -) 
beabsichtigten Kündigung der Wohngruppenbetreuerin und 
Gruppenleitervertreterin A die Zustimmung verweigern 
durfte. 

Die Ast. informierte mit Schreiben vom ... 1994 die Ag. 
über ihre Absicht, Frau A außerordentlich zu kündigen. 
Gleichzeitig beantragte die Ast., der hilfsweise zu erklären­
den ordentlichen Kündigung der A zuzustimmen. Gegen 
Frau A war wegen Veruntreuung von Geldem aus der Ge­
meinschaftskasse der Heimbewohner ein Strafbefehl er­
gangen. Nach einem Einspruch war das Strafverfahren 
gegen Zahlung einer Geldbuße eingestellt worden. 

Mit Schreiben vom ... 1994 widersprach die Ag. der 
außerordentlichen Kündigung und verweigerte einer ordent­
lichen Kündigung die Zustimmung. Gleichwohl kündigte 
die Ast. das Arbeitsverhältnis der A am . . . 1994 außer­
ordentlich und fristlos. Eine dagegen eingereichte .1\.ündi­
gungsschutzklage war zum Zeitpunkt des vorliegenden Ver­
fahrens noch anhängig. Die Ast. war der Ansicht, die Ag. 
hätte ihre Zustimmung nicht verweigern dürfen. Sie sah 
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Frau A durch den strafgerichtliehen Beschluß der Straftaten 
überführt. Frau A habe als Verwalterin der Taschengelder 
der Heimbewohner ihre erhöhte persönliche Fürsorgepflicht 
verletzt und das Ansehen der Einrichtung massiv geschä­
digt. Die Ag. machte keine Ausführungen dazu, ob Frau A 
die Straftaten begangen habe. Die Interessenahwägung 
müßte zu ihren Gunsten ausfallen, zumal sie durch die lang­
anhaltenden Ermittlungen bereits sehr viele Nachteile erfah­
ren hätte. Frau A könnte an anderer Stelle weiterbeschäftigt 
werden. 

Die Schlichtungsstelle stellte fest, daß für die Zustim­
mungsverweigerung der Ag. kein Grund vorlag. 

Aus den Gründen: 

II 

1. Der Antrag auf Ersetzung der Zustimmung der Mit­
arbeitervertretung ist zulässig, § 60 I Buchst. q i. V. m. IV 
MVG. 

2. Der Antrag ist auch begründet. Dies ergibt sich aus 
folgendem: 

In Fällen der beabsichtigten ordentlichen Kündigung 
nach Ablauf der Probezeit hat die MAV ein eingeschränktes 
Mitbestimmungsrecht gern. § 42 Buchst. d MVG. Nach 
§ 41 II MVG kann die MAV im Falle der beabsichtigten 
ordentlichen Kündigung nach Ablauf der Probezeit eines 
Mitarbeiters ihre Zustimmung nur verweigern, wenn 

a) Die Kündigung gegen eine Rechtsvorschrift, eine arbeitsrecht­
liche Regelung, eine andere bindende Bestimmung oder gegen 
eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung verstößt; 

b) bei der Auswahl zu kündigender Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht ausreichend berück­
sichtig! worden sind; 

c) zu kündigende Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an einem 
anderen Arbeitsplatz in derselben Dienststelle weiterbeschäftigt 
werden können; 

d) eine Weiterbeschäftigung von Mitarbeitern und Mitarbeiterin­
nen unter anderen Vertragsbedingungen oder nach zurnutbaren 
Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen möglich ist und die 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ihre Zustimmung hierzu erklärt 
haben. 

Im vorliegenden Pall kommen aus dem genannten Ver­
weigerungskatalog lediglich die Bestimmungen in § 41 II 
Buchst. a oder c MVG in Frage. 

a) Die Kammer hatte demgemäß zunächst zu prüfen, ob 
die beabsichtigte ordentliche Kündigung der Mitarbeite­
rin A gegen eine Rechtsvorschrift verstößt(§ 41 II Buchst. a 
MVG). Dies war zu verneinen: 

Die Ast. hat die beabsichtigte Kündigung auf die Rechts­
grundlage der Verdachtskündigung abgestellt. Dies ergibt 
sich aus dem Kündigungsschreiben vom ... 1994. Infolge­
dessen sind die Voraussetzungen, die die Rechtsprechung 
zur Zulässigkeit einer Verdachtskündigung entwickelt hat, 
heranzuziehen (vgl. hierzu zuletzt BAG, 14.9.1994, 2 AZR 
164/94, NZA 1995, S. 269). Mit dieser Entscheidung be­
stätigt das BAG seine ständige Rechtsprechung (vgl. hierzu 
BAG AP Nr. 13, 18 zu § 626 BGB - Verdacht strafbarer 
Handlungen -), wonach grundsätzlich auch der Verdacht' 
einer arbeitsvertragliehen Pflichtverletzung oder einer 
Straftat, nicht nur deren nachgewiesene Begehung, eine 
außerordentliche oder eine verhaltensbedingte ordentliche 
Kündigung zu rechtfertigen vermag. 

1 Unterstreichungen der Schlichtungsstelle. 
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Im vorliegenden Fall war- zumindest im kollektivrecht­
lichen Zustimmungsverfahren gern. §§ 41, 42 MVG -
davon auszugehen, daß der begründete Verdacht, daß die 
Mitarbeiterin A die ihr vorgeworfenen Straftaten begangen 
hat, dringend bestand. Die MAV hat nämlich im anhängigen 
Ersetzungsverfahren nicht bestritten, daß die Straftaten von 
der Mitarbeiterin A begangen worden sind und daß damit 
bei der Ast. ein dringender Verdacht vorliegen mußte im 
Hinblick auf die Begehung der Straftaten. Wegen dieses 
Nichtbestreitens mußte die Kammer im kollektivrechtlichen 
Verfahren ihrer rechtlichen Beurteilung zugrunde legen, daß 
der Verdacht (unter Umständen sogar die tatsächliche Be­
gehung der Straftaten') gerechtfertigt war. 

Da die Ast. auch die zwingende Voraussetzung für die 
Rechtfertigung einer Verdachtskündigung, nämlich die An­
hörung der betroffenen Mitarbeiterin, beachtet hat, mußte 
die Kammer insoweit von der grundsätzlichen Berechtigung 
einer Verdachtskündigung ausgehen. 

Es war demnach vot allen Dingen noch zu prüfen, ob die 
Rechtslage (Gültigkeit der Verdachtskündigung) eventuell 
dadurch anders zu beurteilen gewesen wäre, weil die Inter­
essenabwägung; die auch in diesem Fall vorzunehmen ist, 
zugunsten der Mitarbeiterin A ausgefallen ist. Dies konnte 
jedoch nicht festgestellt werden: 

Die betroffene Mitarbeiterin ist zwar bereits seit 21 
Jahren bei X beschäftigt gewesen. Insofern spricht diese 
lange Beschäftigungszeit selu· deutlich zu ihren Gunsten. 
Demgegenüber mußte jedoch berücksichtigt werden, daß 
die Mitarbeiterin A die Fürsorge und Verantwortung für eine 
Gruppe von behinderten Menschen übertragen bekam. Inso­
fern sind ihre arbeitsrechtlichen Pflichten in bezug auf 
Konektheit der Abrechnung der ihr übertragenen Taschen­
gelder besonders streng zu beurteilen. 

Schließlich mußte auch berücksichtigt werden, daß die 
Angehörigen der Heimbewohner ein besonderes Vertrauen 
in die Einrichtung X und ihre Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter gesetzt haben. Durch Manipulationen an Quittun­
gen bzw. durch nicht konekte Betreuung von Taschen­
geldern kommen die (X) in große Ansehensdefizite. 

b) Aus diesem Grund (Wegfall der Vertrauensgrundlage) 
kann die Mitarbeiterin auch nicht mehr an einer anderen 
adäquaten Stelle innerhalb des Wohnbereichs der X einge­
setzt werden (§ 41 II Buchst. c MVG). Das Vertrauensver­
hältnis der Dienststellenleitung und der betroffenen Anc 
gehörigen gegenüber der Mitarbeiterin A ist zerstört und 
nicht mehr reparabel. 

Im übrigen ist im Hinblick auf den Hinweis der MAV, die 
Ast. würden bei Kündigungen nicht den Gleichbehand­
lungsgrundsatz beachten (Fall B), darauf hinzuweisen, daß 
das Gleichbehandlungsprinzip bei Kündigungen nicht gilt 
(vgl. näher BAG AP Nr. 1 zu Art. 9 GG- Arbeitskampf -; 
BAG AP Nr. 3 zu § 2 KSchG 1969). 

Nach alledem konnte also ein Verstoß gegen § 41 II a 
oder c MVG nicht festgestellt werden. 

Es war deshalb zu entscheiden wie geschehen. Durch die 
tenorierte Feststellung gilt die Zustimmung der MAV als er­
setzt, § 60 IV S. 2 MVG. 

2 Gemeint wohl: die Feststellung einer tatsächlichen Begehung. 
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14. 

Lohn- oder Gehaltsbestandteile sind keine »Unter­
stützungen<< oder "sonstige Zuwendungen« i. S. v. § 40 
Buchst. m MVG vom 1.7.1994. Grundsatzji-agen der Lohn­
gestaltung hat der Gesetzgeber in der Novelle des MVG 
ausdrücklich nicht mehr dem Mitbestimmungsrecht der 
Mitarbeitervertretung zugeordnet (Leitsatz der Redaktion). 

§§ 40 Buchst. m, 42, 60 KG über Mitarbeitervertretungen in der 
EKD i. d. F. des KG über die Anwendung des KG über Mit­
arbeitervertretungen in der EKD (Mitarbeitervertretungsgesetz -
MVG-)i.d.F.d. Bkm. vom 1.7.!994(KABI. S. 86); § 40IZiff. 5 
Mitarbeitervertretungsgesetz der Ev. Landeskirche in Baden vom 
13.4.1989 (GVBI. S. 175) (Mitarbeilervertretungsgesetz alter Fas­
sung- MVG a. F. -); § 611 BOB. 

Schlichtungsstelle der Ev. Landeskirche in Baden, Be­
schluß vom 27.11.1995 1 Sch 21/95- (rechtskräftig) 

Die Beteiligten stritten darüber, ob die antragstellende 
Mitarbeitervertretung (MAV) (Antragstellerin Ast.-) vor 
der Entscheidung über die Nichtweitergewährung einer 
Behördenzulage nach dem MVG in Form einer Mitbestim­
mung hätte beteiligt werden müssen. Die Ast. war der An­
sicht, daß die Durchführung eines Mitbestimmungsver­
fahrens i. S. v. § 40 Buchst. m MVG erforderlich gewesen 
wäre und daß die vom Antragsgegner (Ag.) getroffene 
Entscheidung wegen der Nichtdurchführung unwirksam sei. 

Die dementsprechend gestellten Feststellungsanträge 
waren erfolglos. 

Aus den Gründen: 

II 

Die zulässigen Anträge, § 60 MVG, waren in der Sache 
nicht begründet. 

1. Die MAV hat im vorliegenden Fall kein Mitbestim­
mungsrecht (Antrag Nr. 1). Dies ergibt sich aus folgendem: 

Die von der MAV herangezogene Vorschrift des § 40 
Buchst. m des novellierten MVG vom 1.7.1994 ... betrifft 
nicht den einschlägigen Sachverhalt: 

Bei der Behördenzulage geht es um einen Gehaltsbe­
standteil und demnach nicht um »Unterstützungen« oder 
»sonstige Zuwendungen«, wie dies in § 40 Buchstabe m 
MVG festgehalten ist. Dies folgt nicht nur aus der ein­
deutigen Überschrift des § 40, in der nur von organisatori­
schen und sozialen' Angelegenheiten die Rede ist. Auch der 
gesamte Inhalt des § 40 (vgl. Buchst. a bis l) behandelt aus­
schließlich nur Fälle organisatorischer und sozialer Art. 
Lohnfragen werden hier nicht abgehandelt. 

Lohn- oder Gehaltsbestandteile sind also keine »Unter­
stützungen« oder »sonstige Zuwendungen«. Vielmehr han­
delt es sich bei der Gehaltszahlung um die unmittelbare 
Gegenleistung des Arbeitgebers für die arbeitsvertraglich 
geschuldete Arbeitsleistung des Arbeitnehmers, § 611 BGB. 
Bereits begrifflich sind die Tatbestände demnach zu unter­
scheiden. 

Im übrigen ergibt sich die hier festgestellte Rechtslage 
eindeutig daraus, daß im bisherigen MVG, das bis zum 30.6. 
1994 galt und das durch das neue MVG vom 1.7.1994 ab­
gelöst worden ist, ausdrücklich Fragen der Lohngestaltung 
dem Mitbestimmungsrecht der MA V unterworfen waren 
(§ 40 I Ziff. 5 MVG a. F.). Auch die Überschrift zum bis­
herigen § 40 deutete darauf hin, daß nicht lediglich »SO-

1 Unterstreichungen der Schlichtungsstelle. 
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ziale« und »organisatorische« Angelegenheiten erfaßt 
werden sollten. Vielmehr nahm die Überschrift zu § 40 
MVG a. F. neben sozialen Angelegenheiten ausdrücklich auf 
»sonstige« Angelegenheiten Bezug. Mit dem Begriff 
»sonstige Angelegenheiten« waren die Fragen der Lohn­
gestaltung gemeint, die dann auch ausdrücklich in § 40 I 
Ziff. 5 beschrieben worden sind. Wenn nun in der novellier­
ten Fassung des MVG die »Fragen der Lohngestaltung« und 
(in der Überschrift) die »sonstigen Angelegenheiten« nicht 
mehr genannt worden sind, wird der eindeutige Wille des 
Gesetzgebers deutlich, in der novellierten Fassung des 
MVG die Grundsatzfragen der Lohngestaltung eben nicht 
mehr dem Mitbestimmungsrecht der MAV zuzuordnen. 
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Eine Mitbestimmung der MAV besteht nur noch im Hin­
blick auf die individuelle Eingruppierung eines Mitarbeiters 
gem. § 42 MVG. 

Somit ergibt sich aus den o. g. Auslegungsgesichtspunk­
ten eindeutig, daß § 40 Buchstabe m nicht die Fragen der 
Lohngestaltung erfaßt. Deshalb besteht auch für die Ab­
schaffung der Behördenzulage als Bestandteil des Lohns 
bzw. des Gehalts kein Mitbestimmungsrecht der MA V. 

2. Aus diesem Grund ist die Entscheidung des Vorstands 
des ... (Ag.), die Behördenzulage nicht mehr weiterzu­
gewähren, nicht unwirksam (Antrag Nr. 2). 

Kirchliches Vermögens- und Finanzrecht 

15. 

Finanzzuweisungen eines Gemeindeverbandes 

1. Steht die mit einer Klage geltend gemachte Summe 
einer Finanzzuweisungsforderung nicht endgültigfest, so ist 
die Sache insoweit nicht spruchreif Das Gericht ist nicht 
verpflichtet, die Spruchreife einer Sache herbeizuführen, 
wenn es damit in unangemessener Weise die Funktion der 
zuständigen Verwaltungsbehörde ausüben müßte. 

2. Die Änderung der Satzung eines Gemeindeverbandes 
bedmf gern. § 5 VerbG der Zustimmung einer qualifizierten 
Mehrheit von Mitgliedern der Verbandsvertretung, der Ge­
nehmigung der Kirchenleitung und der Veröffentlichung des 
Beschlusses im Kirchlichen Amtsblatt. 

3. Sind Satzungsänderungen unter Nichtbeachtung die­
ser Bestimmungen e1jolgt, so sind auf die Änderung auf­
bauende Finanzzuweisungsfestsetzungen fehlerhaft. 

4. Eine völlige Rückabwicklung aller insoweit fehlerhaft 
ergangener Finanzzuweisungen innerhalb des Gemeinde­
verbandes e1jolgt nicht. Es ergibt sich lediglich eine Neu­
berechnung der Finanzzuweisungen an die klagende Ver­
bandsgemeinde (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 5 IV und VI, 8 I, 13 I KG über die Verbände von Kirchen­
gemeinden und Kirchenkreisen in der Ev. Kirche von Westfalen 
(Verbandsgesetz VerbG-) i.d.F. d. Bkm. vom 1.3.1978 (KABl. 
S. 24); § 31 KG über die Ordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
in der Ev. Kirche von Westfalen (VwGG) vom 18.10.1974 (KABl. 
S. 194), zul. geänd. durch KG vom 11.11.1983 (KABl. S. 214); 
§§58 I!, 113 VwGO. 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche von Westfalen, Urteil 
vom 28.2.1994- VK 3/1991 und VK l/1993 (rechts-
kräftig) 

Die klagende Gemeinde (Klägerin - Kl. -) ist Mitglied 
der erstbeklagten Vereinigten Kirchenkreise X (VK-X, 
Bekl. zu 1). In§ 12 der Satzung dieses Gemeindeverbandes 
sind die Grundsätze für das Finanzwesen aufgeführt. Die im 
Verfahren einschlägige Vorschrift des § 12 II lautet: 

»Für den Bedarf der Verbandsgemeinden werden als Ver­
teilungsmaßstäbe berücksichtigt: 

. . . b) die Zahl der Gemeindemitglieder, ... « 

Die Verbandsvertretung beschloß am . . . 1982 folgende 
Regelung: 

»Haushaltsausschuß und Vorstand der Vereinigten Kir­
chenkreise haben nach langen intensiven Beratungen der 

Verbandsvertretung folgende Vorschläge zur Änderung der 
Zuweisung an die Kirchengemeinden vorgelegt: 

Bei der Zuweisung an die Kirchengemeinden sollen ab 
1983 folgende Kriterien berücksichtigt werden: 

l.1 

1.2 Die Zahl der Gemeindemitglieder 

1.2.1 

1.2.2 Liegt die Zahl der Gemeindeglieder im Durchschnitt 
unter 2.600 je Pfarrbezirk, erfolgt eine Aufrundung 
der Zahl der Gemeindeglieder auf volle 2.600 je 
PfatTbezirk, höchstens jedoch um 20% der tatsäch­
lichen Gemeindegliederzahlen.« 

Die Kl. hat den Vorschlägen und der damit verbundenen 
Satzungsänderung durch Beschluß zugestimmt. Erstmals 
wandte sich die Kl. 1988 gegen die seit 1983 geübte Be­
rechnung mit der Ansicht, daß gem. § 12 II b) der Satzung 
bei der Finanzzuweisung von der tatsächlichen Gemein­
degliederzahl ausgegangen werden müsse und nicht von 
einer fiktiven Zahl von 2.600 Gemeindegliedern. Die Bekl. 
zu 1) nahmen trotz wiederholter Anträge der Kl. auch 
weiterhin die Finanzzuweisungen nach der genannten 
Berechnungsmethode vor. 

Am ... 1991 erhob die Kl. gegen die Bekl. zu l) Klage 
und machte eine nachträgliche Zuweisung i. H. v. ungefähr 
90.000 DM oder hilfsweise Neubescheidung geltend. Nach­
dem während des Verfahrens das Landeskirchenamt der 
Landeskirche (Beklagte zu 2) Bekl. zu 2) -) durch Be­
scheid vom . . . 1992 das Begehren der Kl. abgelehnt hatte, 
richtete die Kl. ihre Klage auch gegen die Bekl. zu 2). 

Die Klage war gegen die Belcl. zu 1) mit dem Hilfsantrag 
erfolgreich. 

Aus den Gründen: 

Während die Klage gegen die Bekl. zu 2) abzuweisen ist, 
ist die Klage gegen die VK-X (Bekl. zu l)) nicht nur zu­
lässig, sondern mit ihrem Hilfsantrag auch begründet. 

I. Die Klage der Kl. gegen die Bekl. zu 2) ist unzulässig . 
Bei dem vom LKA erlassenen Bescheid vom ... 1993 han­
delt es sich um die nach§ 13 I S. 2 VerbG vorgeschriebene 
Zulässigkeitsvoraussetzung der Klage der Kl. als Verbands­
gemeinde gegen die VK-X. Dort ist bestimmt, daß gegen die 
Entscheidung des LKA binnen eines Monats die VK ange-
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rufen werden kann. Durch den mit Schreiben vom . . . 1993 
mitgeteilten Beschluß des LKA vom ... 1993 ist der Mangel 
der Zulässigkeit des schon vorher bei der VK anhängig 
gemachten Klagevetfahrens der Klägerin gegen die VK-X 
geheilt worden. 

II. Die zulässige Klage der Kl. gegen die VK-X ist auch 
mit ihrem Hilfsantrag begründet. Hinsichtlich ihres Haupt­
antrages hat sie aber keinen Erfolg. 

1. Dem Hauptantrag der Kl. kann nicht stattgegeben 
werden. Zwar trägt die Kl. in ihrer Klageschrift für die im 
vorliegenden Verfahren allein streitigen Jahre 1988 bis 1991 
im einzelnen vor, wie sich der von ihr genannte Gesamt­
betrag von 91.797,39 DM zusammensetzt. Jedoch weist sie, 
wie ihr Prozeßbevollmächtigter in der mündlichen Verhand­
lung erneut vorgetragen hat, dabei daraufhin, daß diese For­
derung auf »einer vorläufigen Berechnung beruht, welche 
ggf. durch Vorlage aktuellen Datenmaterials der Verifizie­
rung bedarf« (S. 13 der Klagebegründung). Nach der eige­
nen Darstellung der Kl. stehen unabhängig davon, was die 
Bekl. dazu meinen, die genannten Summen noch nicht fest. 
Eine Stattgabe der Klage mit dem von der Kl. gestellten 
Hauptantrag ist danach ausgeschlossen. Insoweit ist die 
Sache nicht spruchreif. Wenn auch über den im kirchenge­
richtlichen Verfahren nach der Verweisungsnorm des § 31 
VwGG anzuwendenden § 113 VwGO das Gericht 
grundsätzlich verpflichtet ist, die Spruchreife einer Sache 
herbeizuführen, so ist es dazu weder verpflichtet noch be­
rechtigt, wenn es damit in unangemessener Weise »die 
Funktion der zuständigen Verwaltungsbehörde ausüben 
müßte«. (Eyermann/ Fröhler, Kommentar zur VwGO, 
9. Aufl., RdNr. 62a zu § 113 VwGO und die dort zitierte 
Rechtsprechung und Rechtslehre.) Diese Voraussetzungen 
sind hier gegeben. Denn über die Höhe der Finanzzuwei­
sungen der VK-X entscheidet nach § 12 IV der Satzung 
»aufgrund der in den Absätzen II und III genannten Ver­
teilungsmaßstäbe« jährlich die Verbandsvertretung. 

2. Der Hilfsantrag der Kl. istdeshalb begründet, weil die 
Verbandsvertretung der VK-X mit ihrem Beschluß vom ... 
1982 über die Festsetzung der Höhe der Finanzzuweisungen 
mit der Zahl der Gemeindeglieder nach dem Kriterium 1.2.2 
gegen die Satzungsvorschrift des § 12 li Buchst. b) ver­
stoßen hat. 

a) Die in dieser Vorschrift enthaltene Regelung über die 
Berücksichtigung der Zahl der Gemeindeglieder ist eine 
tatsächliche Größe, die durch den vorgenannten Beschluß 
der Verbandsvertretung geändert worden ist. Mit dem Be­
schluß der Verbandsvertretung vom ... 1982 sind nicht mehr 
die wirklichen Zahlen allein maßgebend. Vielmehr erfolgten 
in den Verbandsgemeinden, in denen die Zahl der Gemein­
deglieder im Durchschnitt unter 2.600 bzw. 2.395 (1991) je 
Pfarrbezirk gelegen hat, eine Aufrundung der Zahl der 
Gemeindeglieder auf volle 2.600 bzw. 2.395 (1991) je Pfarr­
bezirk, höchstens jedoch um 20 v. H. der tatsächlichen Ge­
meindegliederzahlen. Dadurch wurden die Verbandsge­
meinden, die größere Mitgliederzahlen je Pfarrbezirk 
hatten, zugunsten der Verbandsgemeinden benachteiligt, 
deren Zahl von Gemeindegliedern unter 2.600 bzw. 2.395 
(1991) je Pfarrbezirk gefallen waren. Ihr Anteil an den zu 
vergebenden Finanzzuweisungen wurde durch diese fiktive 
Höherrechnung der Zahl der Gemeindeglieder in den Ver­
bandsgemeinden, deren Mitgliederzahl unter den vorge­
nannten Meßzahlen lag, geringer. Aus der Sicht der VK-X 
gesehen, wurde ihre Mitgliederzahl durch die Aufrundung 
erhöht, was bei gleichbleibender Finanzmasse, die zu ver­
teilen war, zwingend eine Minderung des auf ein Kirchen­
mitglied auszuwerfenden Betrages zur Folge hatte. 

b) Eine derartige Änderung der satzungsgemäßen Rege­
lung des § 12 II Buchst. b) hätte rechtmäßig aber nur in den 
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Formen geschehen können, die nach dem Verbandsgesetz 
vorgesehen sind. Zwar ist es richtig, daß, wie das Landes­
kirchenamt in seinem Bescheid vom . . . 1992 zutreffend 
ausführt, die Verbandsvertretung Satzungsgeber ist. Dabei 
kann aber nicht unberücksichtigt bleiben, daß die Verbands­
vertretung in einem Verband zwei Funktionen zu erfüllen 
hat. Zum einen ist sie nach§ 8 I S. 1 VerbG das oberste Lei­
tungsorgan eines Verbandes. Zum anderen ist sie aber auch 
Satzungsgeber für Änderungen der Verbandssatzung, wie 
sich aus der Einzelbestimmung des § 8 I Buchst. g) VerbG 
ausdrücklich ergibt. Allerdings reicht für die Rechtmäßig­
keit der Anderung einer Satzungsregelung die Beschluß­
fassung der Verbandsvertretung allein nicht aus. Vielmehr 
erfordern solche Beschlüsse aus Gründen des Minderheiten­
schutzes und zur V'ermeidung von Zufälligkeits- und Über­
raschungsentscheidungen bei Fehlen von Verbandsmitglie­
dern nach § 5 IV VerbG, daß bei solchen Beschlüssen zwei 
Drittel der Mitglieder der Verbandsvertretung anwesend 
sind und zwei Drittel ihrer anwesenden Mitglieder zustim­
men. Darüber hinaus bedürfen solche Änderungsbeschlüsse 
der Genehmigung der Kirchenleitung nach Satz 2 dieser ge­
setzlichen Bestimmung und sind, wie es mit dem Ände­
rungsbeschluß der Verbandsvertretung der VK-X vom ... 
1982 geschehen ist, gemäß § 5 VI VerbG im Kirchlichen 
Amtsblatt zu veröffentlichen. 

c) Da die Kl. sich rechtzeitig gegen die ohne Rechts­
mittelbelehrung erlassenen Festsetzungsentscheidungen der 
Verbandsvertretung der VK-. innerhalb der ebenfalls über 
die Verweisungsnorm des § 31 VwGG geltenden Jahresfrist 
des §58 II VwGO an die VK-X gewandt und ab dem Jahre 
1988 geltend gemacht hat, ist die VK zur sachlichen Prü­
fung der von der Verbandsvertretung in den Jahren 1988 bis 
1991 erlassenen Entscheidungen in der Lage gewesen. 
Wegen der Nichtbeachtung der für Satzungsänderungen 
maßgebenden Bestimmungen kommt sie im Gegensatz zur 
Ansicht des LKA zu dem Ergebnis, daß die gegen die Kl. für 
die Jahre 1988 bis 1991 ergangenen Festsetzungsentschei­
dungen fehlerhaft sind. 

3. Im Gegensatz zur Ansicht der Bekl. hat die Auffas­
sung der Verwaltungskammer nun nicht zur Folge, daß die 
VK-X verpflichtet wären, eine völlige Rückabwicklung der 
Festsetzung der Finanzzuweisungen für die Jahre 1988 bis 
1991 vorzunehmen. Vielmehr ergibt sich lediglich eine 
Neuberechnung der Finanzzuweisungen, die der Kl. unter 
Nichtbeachtung der rechtswidrigen Regelung, wie sie nach 
Nr. 1.2.2 des Beschlusses der Verbandsvertretung vom ... 
1982 getroffen worden ist, zusteht. Für die Jahre vor 1988 
verbleibt es ebenso wie bei den Verbandsgemeinden, die 
sich nicht binnen Jahresfrist gegen die von der Verbandsver­
tretung der VK-X getroffenen Festsetzungen gewandt 
haben, bei den insoweit rechtskräftigen Festsetzungen. Ob 
nach dem Vorbringen der Kl. ihr zustehende Nachforderun­
gen für die Jahre 1988 bis 1991 bei den VK-X wie eine Min­
dereinnahme in Ansatz zu bringen oder aus möglichen 
Rücklagen zu zahlen sind, kann hier auf sich beruhen. Diese 
Frage ist nicht Gegenstand des vorstehenden kirchenge­
richtlichen Verwaltungsstreitverfahrens. 

III. Nach alledem war, wie geschehen, zu entscheiden. 

16. 

Gesamtzuweisung, Denkmalschutz 

1. Räume für Wohn- oder Unterkunftszwecke kirchlicher 
Mitarbeiter, die nicht als Dienstwohnung ausgewiesen sind, 
dienen nur mittelbar der Wahrnehmung kirchlicher Auf-
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gaben und sind deshalb hinsichtlich der Gesamtzuweisung 
nicht gem. § 5 111 S. I ZuwVO beriicksichtigungsfähig. 

2. Die Grundzuweisung soll den Bedarf der Kirchenge­
meinden decken, soweit er durch die ihr obliegenden AuF 
gaben verursacht und im übrigen haushaltsmäßig nicht auf 
andere Weise gedeckt ist. 

3. Auch wenn ein Gebäude nicht unmittelbar zur Wahr­
nehmung kirchlicher Aufgaben benötigt wird, kann es bei 
der Gesamtzuweisung zu berücksichtigen sein, wenn es aus 
Gründen des Denkmalschutzes insfandgehalten werden 
muß. Die betroffene Kirchengemeinde kann verlangen, daß 
das Landeskirchenamt das ihm insoweit zustehende Er­
messen fehlerfrei ausübt. 

4. Die Kirchen müssen zwar nicht jedes Denkmal er­
halten. Wirtschaftliche Gründe diilfen nicht außer acht 
gelassen werden. Aus Denkmalschutzgründen sind jedoch 
Gebäude dann besonders zu berücksichtigen, wenn sie Teil 
eines schützenswerten Ensembles sind oder wenn sie eine 
ganz erhebliche denkmalpflegerische Bedeutung haben 
(Leitsätze der Redaktion). 

§§ 5 III, 10 Rechtsverordnung zur Ausführung des Zuweisungs­
gesetzes (Zuweisungsverordnung - ZuwVO -) i. d. F. vom 16.2. 
1993 (KAB!. S. 37), zu!. geänd. durch RVO vom 23.12.1993 
(KABI. 1994, S. 20); §§ 61 I, 62 KG der Konföderation ev. Kir­
chen in Niedersachsen über den Rechtshof (Rechtshofordnung -
ReHO -)vom 20.11.1973 (KAB!. S. 217) i.d.F. vom 21.11.1988 
(KABI. S. 164); §§ 3 III, 7 I, 36 Nds. Denkrna1schutzG (NDSchG). 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Niedersach­
sen, Urteil vom 9.3.1995 KonfR 9/94- (rechtskräftig) 

Die klagende Kirchengemeinde (Klägerin - Kl. -) ist 
Eigentümerin des sog. »Alten Steinhauses«, eines jahrhun-. 
dertealten, unter Denkmalschutz stehenden ehemaligen 
Pfarrhauses. Es bildet nach Ansicht sowohl der staatlichen 
als auch der kirchlichen Denkmalbehörde mit anderen 
kirchlichen Gebäuden ein Ensemble i. S. d. Denkmalschutz­
gesetzes. 

Vormals als Gemeindehaus genutzt, hat es diese Funktion 
inzwischen verloren. Stattdessen dient es der Diakonie- und 
Sozialstation als Lagenaum, als Unterkunft für Mitarbeiter 
in der für die Kur- und Badegäste des Ortes saisonal tätigen 
»Strandkirche« und bietet es Raum für Jugendarbeit der 
Kirchengemeinde. 

Die beklagte Landeskirche (Beklagte- Bekl. -)teilte der 
Kl. durch Bescheid vom ... 1993 mit, daß das »Alte Stein­
haus« bei der Gesamtzuweisung beim Bedarfsmerkmal 
Baupflege und Sachausgaben künftig nicht mehr berück­
sichtigt werde. Als Gemeinderäumlichkeit sei es nicht mehr 
erforderlich. Auch handele es sich weder um ein Gebäude 
innerhalb eines schützenswerten Ensembles, noch sei es von 
ganz erheblicher denkmalpflegerischer Bedeutung. Die 
Landeskirche sei nicht in der Lage, alle Gebäude zu unter­
halten, die unter Denkmalschutz ständen. 

Ein eingelegter Widerspruch der Kirchengemeinde war 
erfolglos, die dagegen beim Rechtshof eingelegte Klage 
hingegen erfolgreich. 

Aus den Gründen: 

II 

Die Klage ist zulässig und auch begründet. Der Bescheid 
des Bekl. vom ... 1993 in der Fassung des Einspruchs-
bescheides vom ... 1994 ist rechtswidrig und verletzt die Kl. 
in ihren Rechten. Gem. § 61 I S. 1 ReHO sind die Bescheide 
deshalb aufzuheben. Das bedeutet, daß das »Alte Stein­
haus« über den ... 1994 hinaus bei der Gesamtzuweisung 
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beim Bedarfsmerkmal Baupflege und Sachausgaben weiter 
zu berücksichtigen ist; unberührt bleibt das Recht der Bekl., 
eine neue Entscheidung nach§ 5 IU ZuwVO zu treffen. 

1. Die klagende Kirchengemeinde ist für die erhobene 
Klage klagebefugt Sie darf geltend machen, daß das »Alte 
Steinhaus« bei der Gesamtzuweisung berücksichtigt werde, 
obwohl die Gesamtzuweisung nicht der einzelnen Kirchen­
gemeinde, sondern dem Kirchenkreis zusteht(§ l Abs. I S. 1 
ZuwVO). Die Kirchengemeinden erhalten nämlich vom 
Kirchenkreis Grundzuweisungen (§ 10 I ZuwVO). Nach 
§ 10 III ZuwVO führt die Nichtberücksichtigung eines Ge­
bäudes bei der Gesamtzuweisung gemäß § 5 III ZuwVO 
dazu, daß es auch bei der Grundzuweisung nicht berück­
sichtigt werd~ darf. Eine fehlerhafte Nichtberücksichti­
gung bei der Gesamtzuweisung schlägt deshalb auf die 
Zahlungspflicht des Kirchenkreises an die Gemeinde un­
mittelbar durch. 

2. Die Klage ist auch begründet. Zwar sind die angefoch­
tenen Bescheide rechtlich nicht zu beanstanden, soweit sie 
die Herausnahme des »Alten Steinhauses« aus der Gesamt­
zuweisung damit begründen, daß es nicht unmittelbar zur 
Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben benötigt werde. Soweit 
sich der Bekl. jedoch auch darauf gestützt hat, daß das »Alte 
Steinbaus« nicht aus Gründen des Denkmalschutzes erhal­
ten werde müsse, ist seine Entscheidung ermessenfehlerhaft 
(§ 62 ReHO). 

a) Zu Recht ist der Bekl. der Auffassung, die Nutzung 
des »Alten Steinhauses« für die Strandkirche diene nicht 
unmittelbar zur Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben. Wie 
der Rechtshof bereits entschieden hat (Urteil vom 18. Mai 
1989- KonfR 6/88 -*), sind nur Dienstwohnungen, nicht 
Mitarbeiterwohnungen, nach § 5 III S. 1 ZuwVO berück­
sichtigungsfähig. Denn eine unmittelbare Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben setzt voraus, daß die kirchliche Arbeit 
in ihnen selbst vorgenommen wird. Räume für Wohn- oder 
Unterkunftszwecke kirchlicher Mitarbeiter dienen nur 
mittelbar der Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben. Daß 
Dienstwohnungen berücksichtigungsfähig sind, ist bereits 
eine- nicht erweiterungsfähige- Ausnahme (vgl. das Urteil 
vom 18. Mai 1989- KonfR 6/88 -*).Bei der Nutzung des 
»Alten Steinhauses« als Unterkunft für die Mitarbeiter der 
Strandkirche handelt es sich auch nicht um eine mit einer 
Dienstwohnung vergleichbare Nutzung, sondern allein um 
eine (vorübergehende) Unterbringung, die ebenso in einer 
Pension oder in einer angernieteten Wohnung erfolgen 
könnte. 

Darüber hinaus dienen Unterkunftsräume für Mitarbeiter 
der Strandkirche nicht den Aufgaben der einzelnen Kirchen­
gemeinden und damit auch nicht Aufgaben der Kl. Die 
Grundzuweisung soll den Bedarf der Kirchengemeinden 
decken, soweit er durch die ihr obliegenden Aufgaben ver­
ursacht und im übrigen haushaltsmäßig nicht auf andere 
Weise gedeckt ist. Es mag sein, daß die Arbeit der Kur­
seelsorge auch positive Wirkungen für die klagende Kir­
chengemeinde hat. Das ändert aber nichts daran, daß die 
Kurseelsorge, jedenfalls dann, wenn sie wie hier - mit 
zusätzlichen Mitarbeitern durchgeführt wird, nicht zu den 
Aufgaben der jeweiligen Kirchengemeinde gehört. Ihr 
Träger ist der Kirchliche Dienst in Freizeit, Erholung und 
Tourismus. Für ihn stehen, wie der Bekl. vorträgt, im Haus­
halt der Landeskirche besondere Mittel, auch zur An­
mietung von Kurpredigerwohnungen, zur Verfügung. Es ist 
nicht Sache der Kl., sich um die finanzielle Sicherung der 
Unterbringung der Mitarbeiter der Strandkirche zu küm-

*) Nicht veröffentlicht. 
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mern; sie hat deshalb aber auch keinen Anspruch auf Zu­
weisungen für Zwecke dieser kirchlichen Arbeit. 

Dies gilt ebenso im Hinblick auf den Raum, der von der 
Diakonie- und Sozialstation genutzt wird. Für sie ist die 
Grundzuweisung nicht bestimmt; sie hat einen eigenen 
Haushalt. Der von der Diakonie- und Sozialstation genutzte 
Raum mag deshalb zwar unmittelbar zur Wahmehmung 
kirchlicher Aufgaben benötigt werden. Es handelt sich aber 
nicht um Aufgaben, die im Rahmen der Grundzuweisung 
berücksichtigungsfähig sind. 

Schließlich rechtfertigt auch die Nutzung des Raumes im 
Untergeschoß des >>Alten Steinhauses« für die Jugendarbeit 
der klagenden Kirchengemeinde nicht, dieses Gebäude bei 
der Gesamtzuweisung zu berücksichtigen. Zwar dient die 
Jugendarbeit unmittelbar der Wahmehmung kirchlicher 
Aufgaben der Kl. Insoweit wird das »Alte Steinhaus« 
jedoch nicht im Sinne des § 5 III S. 1 ZuwVO »benötigt«. 
Der Kl. ist einzuräumen, daß sie den Raum im Unter­
geschoß für die Jugendarbeit nutzt und daß sie dies auch aus 
ihrer Sicht für dringend erforderlich halten mag. Es kommt 
aber nicht entscheidend auf ihre Beurteilung an. Die Ent­
scheidung trifft nach § 5 III S. 2 ZuwVO das Landes­
kirchenamt Damit soll zwecks gerechter Verteilung des 
Kirchensteueraufkommens erreicht werden, daß die Kir­
chengemeinden möglichst gleichmäßig ausgestattet werden. 
Das beklagte Landeskirchenamt aber macht geltend, eine 
Kirchengemeinde mit 1.300 Gemeindegliedem müsse mit 
einem Gemeindehaus mit einem Gemeindesaal von 90 qm 
Größe und einem Gruppenraum von gut 25 qm Größe aus­
kommen können. Diese Beurteilung ist rechtlich nicht an­
greifbar. 

b) Auch dann, wenn ein Gebäude nicht unmittelbar zur 
Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben benötigt wird, kann es 
jedoch bei der Gesamtzuweisung zu berücksichtigen sein, 
nämlich wenn es aus Gründen des Denkmalschutzes 
instandgehalten werden muß (§ 5 III S. 1, 2. Halbsatz 
ZuwVO). Diese Vorschrift begründet zwar keinen Rechts­
anspruch einer Kirchengemeinde auf Berücksichtigung 
eines unter Denkmalschutz stehenden Gebäudes. Die be­
troffene Kirchengemeinde kann aber verlangen, daß das 
Landeskirchenamt das ihm zustehende Ermessen fehlerfrei 
ausübt. Im vorliegenden Fall ergibt sich aus der Begründung 
der angefochtenen Bescheide, daß der Bekl. von seinem Er­
messen nicht hinreichend in einer dem Zweck der Ermäch­
tigung entsprechenden Weise Gebrauch gemacht hat. Im 
einzelnen ist hierzu auszuführen: 

Ob eine Erhaltungspflicht für kirchliche Baudenkmäler 
besteht, richtet sich nicht nach dem NDSchG. Denn nach 
§ 36 NDSchG bleiben die Verträge des Landes Nieder­
sachsen mit den evangelischen Landeskirchen Niedersach­
sens vom 19. März 1955 und vom 4. März 1965 sowie die in 
Ausführung dieser Verträge geschlossenen Vereinbarungen 
unberührt. Nach Art. 20 des Loccumer Vertrages vom 
19. März 1955 widmen die Kirchen der Erhaltung und 
Pflege denkmalswichtiger Gebäude ihre besondere Auf­
merksamkeit; sie sorgen dafür, daß die Kirchengemeinden 
entsprechend verfahren. Das bedeutet letztlich, daß die Kir­
chen für den Denkmalsschutz ihrer Gebäude selbst sorgen 
(so bereits Urteil des Rechtshofs vom 18. Mai 1989 
KonfR 6/88 -*). 

Die Kirchen müssen aber nicht jedes Baudenkmal er­
halten. Einen absoluten Schutz für Baudenkmäler gibt es 
schon im staatlichen Bereich nicht. So können beispiels­
weise nach § 7 I NDSchG Erhaltungsmaßnahmen nicht ver-

*) Nicht veröffentlicht. 
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langt werden, soweit die Unterhaltung den Verpflichteten 
wirtschaftlich unzumutbar belastet. Dieser Rechtsgedanke 
gilt auch für das kirchliche Recht. Bei der Beurteilung der 
Frage, ob ein kirchliches Baudenkmal erhalten bleiben muß, 
dürfen wirtschaftliche Gründe nicht außer acht gelassen 
werden. Der Bekl. weist zutreffend darauf hin, daß die 
Landeskirche nicht in der Lage sei, alle Gebäude zu unter­
halten, die unter Denkmalschutz stehen. Das schließt 
andererseits nicht aus, daß die Kirche - wie ein privater 
Eigentümer - auch unwirtschaftliche Baudenkmäler erhält. 
Ob ein kirchliches Baudenkmal erhalten bleiben muß, steht 
demgemäß im pflichtgemäßen Ermessen des beklagten 
Landeskirchenamts. Die einzelne Kirchengemeinde kann 
verlangen, daß die gesetzlichen Grenzen des Ennessens 
nicht überschritte"n und von dem Ermessen in einer dem 
Zweck der Ermächtigung entsprechenden Weise Gebrauch 
gemacht wird (vgl. § 62 ReHO). 

In grundsätzlicher Übereinstimmung hiermit hat der 
Bekl. in seinem Einspruchsbescheid vom ... 1994 im ein­
zelnen ausgeführt, unter welchen Voraussetzungen ein unter 
Denkmalschutz stehendes Gebäude in der Zuweisung be­
lassen werden könne und weshalb diese Voraussetzungen 
beim »Alten Steinhaus« nicht vorlägen. Diese Ausführun­
gen halten jedoch einer rechtlichen Überprüfung nicht 
stand. Sie sind schon in ihrem rechtlichen Ansatz nicht in 
vollem Umfang mit § 5 III S. 1 ZuwVO vereinbar; vor 
allem aber hat sich der Bekl. nicht an den von ihm mit­
geteilten eigenen Maßstab gehalten. 

Der Bekl. nennt drei Fallgruppen denkmalgeschützter 
Gebäude, die in der Gesamtzuweisung aus Gründen des 
Denkmalschutzes zu berücksichtigen seien: Vorrangig seien 
Gebäude zu berücksichtigen, die - wie Sakralgebäude, 
Pfarrhäuser und Gemeindehäuser- auch in kirchlicher Nut­
zung seien, ferner Gebäude, die mit einem der genannten 
Gebäude ein Schützenswertes Ensemble bildeten, und 
schließlich Bauwerke von ganz erheblicher denkmaipflege­
rischer Bedeutung. Diese Zusammenstellung ist insoweit 
fehlerhaft, als sie in ihrer ersten Altemative eine Fallgruppe 
betrifft, die schon wegen der unmittelbaren Wahmehmung 
kirchlicher Aufgaben bei der Zuweisung berücksichtigt 
werden muß. Die Frage, ob ein Gebäude aus Gründen des 
Denkmalschutzes zu berücksichtigen ist, kann sich nur bei 
den beiden anderen Fallgruppen stellen. 

Die Berücksichtigungsfähigkeit des »Alten Steinhauses« 
als Teil eines schützenswerten Ensembles wird verneint, 
weil es sich nicht in unmittelbarer Nähe der Kirche befinde 
und auch nicht zur Umgrenzung des Kirchplatzes gehöre. 
Mit dieser Begründung läßt sich die Entscheidung nicht 
halten. Sowohl die staatliche als auch die kirchliche Denk­
malbehörde sind übereinstimmend der Auffassung, daß das 
»Alte Steinhaus« gemeinsam mit der Kirche, dem Glocken­
turm, dem Friedhof und dem ehemaligen Küsterhaus ein 
Ensemble im Sinne des § 3 III NDSchG bildeten (vgl. die 
Stellungnahmen des Niedersächsischen Landesverwal­
tungsamts - Institut für Denkmalpflege - Außenstelle X 
vom ... 1994 und des Amtes für Bau- und Kunstpflege der 
Evangelischen Landeskirche Hannovers vom . . . 1995). 
Unter Berücksichtigung der von der Kl. vorgelegten Licht­
bilder und des Lageplans sieht der Senat keinen Anlaß, an 
der Richtigkeit dieser Beurteilung zu zweifeln. Damit er­
weist sich jedoch die vom Bekl. gegebene Begründung in 
ihrem Kern als unzutreffend. Dabei verkennt der Senat 
nicht, daß die im Maßstab des Bekl. verwendeten Begriffe 
wie »unmittelbare Nähe« und »schützenswertes Ensemble« 
unbestimmt und wertausfüllungsbedürftig sind. Darauf 
kommt es hier jedoch nicht an; denn der Begründung liegt 
ersichtlich nicht nur eine von den angeführten Stellung­
nahmen abweichende Bewertung zugrunde. Nach ihrem 



RECHTSPRECHUNG 

objektiven Sinngehalt muß sie vielmehr dahin verstanden 
werden, daß schon die Zugehörigkeit des >>Alten Stein­
hauses« zu dem Ensemble in Abrede gestellt wird. 

Soweit der Bekl. schließlich die »ganz erhebliche denk­
malpflegerische Bedeutung« des >>Alten Steinhauses« ver­
neint, liegt dem zwar eine Wertung zugrunde, die weit­
gehend der verwaltungsgerichtlichen Prüfung entzogen ist. 
Es erscheint dem Senat aber jedenfalls. als nicht frei von 
Zweifeln, ob der Bekl. die von den Denkmalsbehörden hoch 
eingeschätzte denkmalspflegerische Bedeutung des >>Alten 
Steinhauses« überhaupt hinreichend geprüft und gegebe­
nenfalls erkannt hat; in Denkmalsfragen fachkundige Mit­
arbeiter des Bekl. - etwa des Amtes für Bau- und Kunst­
pflege - sind offenbar an der streitigen Entscheidung nicht 
beteiligt gewesen. Zwar muß letztlich allein der Bekl. -
auch unter dem Druck der Finanznot - die Entscheidung 
treffen, ob auch aus gesamtkirchlicher Sicht ein regional 
wichtiges Baudenkmal erhalten werden soll. Die im 
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Rahmen der Ermessensentscheidung zu treffende Wertung 
bedarf jedoch bei Bauwerken, deren erhebliche denkmals­
pflegerische Bedeutung zumindest ernsthaft in Betracht 
kommt, einer auch im Hinblick auf den Denkmalschutz 
fachkundigen Vorbereitung. 

Zusammenfassend ergibt sich, daß die Herausnahme des 
»Alten Steinhauses« aus der Gesamtzuweisung jedenfalls 
deshalb fehlerhaft war, weil der Bekl. nicht erkannt hat, daß 
das >>Alte Steinhaus« zu einem denkmalspflegerischen 
Ensemble mit kirchlichen Bauwerken gehört und deshalb 
nach seinem eigenen Maßstab zu den Baudenkmälern 
gehören kann, die erhalten werden sollen. Zur Klarstellung 
ist aber darauf •. hinzuweisen, daß der BekL über die Berück­
sichtigungsfähigkeit des >>Alten Steinhauses« eine neue 
Entscheidung treffen darf (und muß) und dabei auch nicht 
gehindert ist, das >>Alte Steinhaus« gegebenenfalls erneut 
aus der Gesamtzuweisung herauszunehmen. 
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